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A I» sctm'm I 

Einleitende Vorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt für die Hundesbeamlen, soweit 
es im einzelnen nichts anderes bestimmt. 

§ 2 

(1) Bundesbeamter ist, wer zum Bund oder zu 
einer buridesunmittelburen Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts in einem 
ölfenllieh-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis 
{Beamtenverhältnis) steht. 

(2) Ein Beamter, der den Bund zum Dienslherrn 
bat, ist unmittelbarer Bundesbeamter. Ein Beamter, 
der eine bundesunmittolbnre Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts zum Dienst¬ 
herrn hat, ist mittelbarer Bundesbeamler. 

§ 3 

(1) Oberste Dienstbehörde des Beamten ist die 
oberste Behörde seines Dienslherrn, in deren Dienst¬ 
bereich er ein Amt bekleidet. 

(2) Dienstvorgeselzler ist, wer für bcamt.enrecht- 
liche Entscheidungen über die persönlichen Ange¬ 
legenheiten der ihm nachgeordnetcn Beamten 
zuständig ist. Vorgesetzter ist, wer einem Beamten 
für seine dienstliche Tätigkeit Anordnungen ertei¬ 
len kann. Wer Dienslvorgesetzter und Vorgesetzter 
ist, bestimmt sich nach dem Aufbau der öffentlichen 
Verwaltung; ist ein Dienstvorgesetzter nicht vor¬ 
handen, so nimmt die zuständige oberste Bundes¬ 
behörde die Befugnisse des Dienstvorgesetzten 

Abschnitt II 
Beamtenverhältnis 

1. Allgemeines 

§ 4 

Die Berufung in das Beamtenverhältnis ist nur 
zulässig zur Wahrnehmung 

1. hoheitsrcchllicher Aufgaben oder 

2. solcher Aufgaben, die aus Gründen der Siche¬ 
rung des Staates oder des öffentlichen Lebens 
nicht ausschließlich Personen übertragen wer¬ 
den dürfen, die in einem privalrechtlichen 
Arbeitsverhällnis stehen. 

§ 5 

(1) In das Beamtenverhältnis kann berufen werden 

1. auf Lebenszeit, wer dauernd für Aufgaben 
irn Sinne des § 4 verwendet worden soll, 

2. auf Probe, wer zur späteren Verwendung 
als Beamter auf Lebenszeit eine Probezeit 
zurückzulegen hat. 

(2) Auf Widerruf kann in das Beamtenverhältnis 
berufen werden, wer 

1. den vorgeschriebenen oder üblichen Vor¬ 
bereitungsdienst ableiston oder 


2. nur nebenbei oder vorübergehend für Auf¬ 
gaben im Sinne des § 4 verwendet werden 

soll. 

(3) Wer in das Beamtenverhältins berufen wird, 
um Aufgaben im Sinne des § 4 ehrenamtlich wahr¬ 
zunehmen, ist Ehrenbeamter. 

(4) Gesetzliche Vorschriften, nach denen Personen 
auf eine bestimmte Zeitdauer in das Beamtenver¬ 
hältnis berufen werden können, bleiben unberührt. 

2. Ernennung 
§ 6 

(1) Einer Ernennung bedarf es 

1. zur Begründung des Bcamtenverhältnisscs, 

2. zur Umwandlung des Beamtenverhältnisses 
in ein solches anderer Art (§ 5 Abs. 1, 2 
und 4), 

3. zur ersten Verleihung eines Amtes, 

4. zur Verleihung eines anderen Amtes mit 
anderem Endgrundgehalt und anderer 
Amtsbezeichnung. 

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung 
einer Ernennungsurkunde. In der Urkunde müssen 
enthalten sein 

1. bei der Begründung des Beamtenverhält¬ 
nisses die Worte „unter Berufung in das 
Beamtenverhältnis" mit dem die Art des 
Bcamtenverhältnisscs bestimmenden Zusatz 
„auf Lebenszeit", „auf Probe", „auf Wider¬ 
ruf" oder „als Ehrenbeamter" oder „auf 
Zeit" mit der Angabe der Zeitdauer der 
Berufung, 

2. bei der Umwandlung des Beamtenverhält¬ 
nisses in ein solches anderer Art die diese 
Art bestimmenden Worte nach Nummer 1, 

3. bei der Verleihung eines Amtes die Amts¬ 
bezeichnung. 

Entspricht die Ernennungsurkunde nicht, der in 
Satz 2 vorgeschriebenen Form, so liegt eine Er¬ 
nennung nicht vor. 

(3) Das Beamtenverhältnis endet außer durch Tod 
durch 

1. Entlassung, 

2. Verlust der Beamtenrechte, 

3. Entfernung aus dem Dienst nach der Bun- 
desdisziplinarordnung. 

(4) Das Beamten Verhältnis endet ferner durch Ein¬ 
tritt in den Ruhestand unter Berücksichtigung der 
die beamtenrechtliche Stellung der Ruhestandsbe¬ 
amten regelnden Vorschriften. 

§ 7 

(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen 
werden, wer 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes ist, 

2. die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit 
für die freiheitliche demokratische Grund¬ 
ordnung im Sinne des Grundgesetzes ein- 
tritt, 




1804 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 


3. a) die liir seine Laufbahn vorgeschriebene 
oder mangels solcher Vorschriften — 
übliche Vorbildung besitzt oder 
b) die erforderliche Befähigung durch Le¬ 
bens- und Berufserfahrung innerhalb 
oder außerhalb des öffentlichen Dienstes 
erworben hat. 

(2) Der Bundosininisler des Innern kann Ausnah¬ 
men. von Absatz 1 Nr. 1 zulassen, wenn für die 
Gewinnung des Beamten ein dringendes dienstliches 
Bedürfnis besteht. 

§ 8 

(1J Die Bewerber sind durch Stellenausschreibung 
zu ermitteln. Ihre Auslese ist nach Eignung, Be¬ 
fähigung und fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf 
Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, religiöse 
oder politische Anschauungen, Herkunft oder Be¬ 
ziehungen vorzunehmen. 

(2) Die Pllidit zur Stellenausschreibung gilt nicht 
für die Stellen der Staatssekretäre, Abteilungsleiter 
in den Bundesrninislerien und Leiter der den Bundes¬ 
ministerien unmittelbar nachgeordneten Behörden 
sowie der bundesunmittelbaren Körperschaften, An¬ 
slallen und Stillungen des öffentlichen Rechts, über 
weitere Ausnahmen von der Pflicht zur Stellenaus¬ 
schreibung entscheidet der Bundespersonalausschuß. 

§ 9 

(1) Beamlcu auf Lebenszeit darf nur werden, wer 

1. die in § 7 be/.eichnetcn Voraussetzungen 
erfüllt, 

2. das siehemindzwunziqste Lebensjahr voll¬ 
endet hat, 

3. sich 

a) als Laulbahnbewerber (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe a) nach Ableistung des vor- 
geschriebenen oder üblichen Vorberei¬ 
tungsdienstes und Ablegung der vor- 
gescbiiobenen oder üblichen Prüfungen 

b) als anderer Bewerber (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe b) 

in einer Probezeit bewährt hat. 

(2) Ein Bcamtenverhällnis auf Probe ist spätestens 
nach sechs Jahren in ein solches auf Lebenszeit um¬ 
zuwandeln, wenn der Beamte die beamtcnrechtlich.cn 
Voraussetzungen hierfür erfüllt. 

§ 10 

(1) Der Bundespräsidenl ernennt die Beamten, so¬ 
weit gesetzlich nicbls anderes bestimmt ist oder er 
die Ausübung dieser Befugnis nicht anderen Stellen 
überträgt. 

(2) Die Ernennung wird mit dem Tage der Aus¬ 
händigung dar Ernennungsurkunde wirksam, wenn 
nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag 
bestimmt ist. Eine Ernennung auf einen zurück¬ 
liegendem Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit un¬ 
wirksam. 

(3) Mit. der Ernennung erlischt. ein privatrechllichcs 
Arbeitsvedüütnis zum Dienstherrn (§ 2). 


§ 11 

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer 
sachlich unzuständigen Behörde ausgesprochen 
wurde. Die Ernennung kann jedoch von der sachlich 
zuständigen Behörde rückwirkend bestätigt werden. 

(2) Eine Ernennung ist ferner nichtig, wenn der 
Ernannte im Zeitpunkt der Ernennung 

1. nach § 7 Abs. 1 Nr. 1. und Abs. 2 nicht er¬ 
nannt werden durfte oder 

2. entmündigt war oder 

3. nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öffent¬ 
licher Ämter hatte. 


§ 12 

(1) Eine Ernennung ist zurückzunehmen, 

1. wenn sie durch Zwang, arglistige Täuschung 
oder Bestechung herbeigeführt wurde oder 

2. wenn nicht bekannt war, daß der Ernannte 
ein Verbrechen oder Vergehen begangen 
hatte, das ihn der Berufung in das Beamten¬ 
verhältnis unwürdig erscheinen läßt, und 
er deswegen rechtskräftig zu einer Strafe 
verurteilt war oder wird. 

(2) Eine Ernennung kann zurückgenommen wer¬ 
den, 

1. wenn hei einem nach seiner Ernennung 
Entmündigten die Voraussetzungen für die 
Entmündigung im Zeitpunkt der Ernennung 
Vorlagen oder 

2. wenn nicht bekannt war, daß der Ernannte 
in einem Disziplinarverfahren aus dem 
Dienst entfernt oder zum Verlust der Ver¬ 
sorgungsbezüge verurteilt Word cm war. 


§ 13 

(1) In den Fällen des § 11 hat der Dienstvorgesetzte 
nach Kenntnis des Grundes der Nichtigkeit dem Er¬ 
nannten jede weitere Führung der Dienstgeschäfte 
zu verbieten, bei Nichtigkeit nach § 11 Abs. 1 erst 
dann, wenn die sachlich zuständige Behörde es ah- 
gelehnt hat, die Ernennung zu bestätigen. 

(2) In den Fällen des § 12 muß die Rücknahme 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten erfolgen, 
nachdem die oberste Dienstbehörde von der Er¬ 
nennung und dem Grunde der Rücknahme Kenntnis 
erlangt hat. Vor der Rücknahme ist der Beamte zu 
hören. Die Rücknahme wird von der obersten Dienst¬ 
behörde erklärt; die Erklärung ist dem Beamten, zu¬ 
zustellen. 

§ 14 

Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurück¬ 
genommen worden, so sind die bis zu dem Verbot 
(§ 13 Abs. 1) oder bis zur Zustellung der Erklärung 
der Rücknahme (§13 Abs. 2) vorgenommenen Amts¬ 
handlungen des Ernannten in gleicher Weise gültig, 
wie wenn sie ein Beamter ausgeführt hätte. Die ge¬ 
zahlten Dienstbezüge können belassen werden. 
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3. Laufbahnen 

§ 15 

Die Bundesregierung erläßt durch Rechtsverord¬ 
nung Vorschrilten über die Laufbahnen der Beamten 
nach Maßgabe der folgenden Grundsätze. 

§ 16 

Für die Laufbahnen des einfachen Dienstes sind 
mindestens zu fordern 

1. der erfolgreiche Besuch einer Volksschule oder 
eine entsprechende Schulbildung, 

2. ein Vorbereitungsdienst. 

§ 17 

Für die Laufbahnen des mittleren Dienstes sind 
mindestens zu fordern 

1. der erfolgreiche Besuch einer Volksschule oder 
eine entsprechende Schulbildung, 

2. ein Vorbereitungsdienst von einem Jahr, 

3. die Ablegung der Prüfung für den mittleren 
Dienst. 

§ 18 

Für die Laufbahnen des gehobenen Dienstes sind 
mindestens zu fordern 

1. der erfolgreiche Besuch einer Mittelschule oder 
eine entsprechende Schulbildung, 

2. ein Vorbereitungsdienst, von drei Jahren, 

3. die Ablegung der Prüfung für den gehobenen 
Dienst. 

§ 19 

(1) Für die Laufbahnen des höheren Dienstes sind 
mindestens zu fordern 

1. ein abgeschlossenes Studium an einer Uni¬ 
versität, einer technischen Hochschule oder 
einer anderen gleichstehenden Hochschule, 

2. die Ablegung der ersten Staatsprüfung 
oder, soweit üblich, einer Universitäts- oder 
Hochschulprüfung, 

3 . ein Vorbereitungsdienst von drei Jahren, 

4 . die Ablegung einer zweiten Staatsprüfung. 

(2) Im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 werden für den 
allgemeinen Verwaltungsdienst die Studien der 
Rechtswissenschaft (privates und öffentliches Recht) 
sowie der Wirtschafts-, Finanz- und Sozialwissen¬ 
schaften als gleichwertig anerkannt. 

§ 20 

(1) Die für eine Laufbahn erforderliche technische 
oder sonstige Fachbildung ist neben oder an Stelle 
der allgemeinen Vorbildung (§§ 16 bis 19) nachzu¬ 
weisen. 

(2) Für Beamte besonderer Fachrichtungen kann 
von den Vorschriften über den Vorbereitungsdienst 
und die Prüfung (§§ 16 bis 19) abgewichen werden, 
soweit es die besonderen Verhältnisse der Laufbahn 
erfordern. 

(3) Die Laufbahn Vorschriften können bestimmen, 
Inwieweit eine für die Ausbildung des Beamten 
förderliche berufliche Tätigkeit auf den Vorberei¬ 
tungsdienst. angerechnet wird. 


§ 21 

Von anderen als Laufbahnbewerbern (§ 7 Abs. 1 
Nr. 3 Buchstabe b) darf ein bestimmter Vorbildungs¬ 
gang nicht gefordert werden, sofern er nicht für alle 
Bewerber gesetzlich vorgeschrieben ist. Die Befähi¬ 
gung dieser Bewerber ist durch den Bundespersonal- 
ausschuß oder einen von ihm zu bestimmenden un¬ 
abhängigen Ausschuß festzustellen. 

§ 22 

(1) Art und Dauer der Probezeit (§ 9 Abs. 1 Nr. 3) 
ist nach den Erfordernissen in den einzelnen Lauf¬ 
bahnen festzusetzen; sie soll fünf Jahre nicht über¬ 
steigen. 

(2) Die Dauer der Probezeit muß bei anderen als 
Laufbahnbewerbern (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b) 
mindestens drei Jahre betragen; der Bundespersonal¬ 
ausschuß kann Ausnahmen zulassen. 

(3) Inwieweit auf die Probezeit eine innerhalb 
des öffentlichen Dienstes im Angestellten- oder 
Arbeiterverhältnis verbrachte Zeit anzurechnen ist, 
bestimmen die Laufbahnvorschriften; die Zeit einer 
dem übertragenen Amt entsprechenden Tätigkeit 
soll angerechnet werden. 

§ 23 

Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 8 
Abs. 1 Satz 2 vorzunehmen. 

§ 24 

Besoldungsgruppen, die bei regelmäßiger Gestal¬ 
tung der Laufbahn zu durchlaufen sind, sollen nicht 
übersprungen werden. Dies gilt auch für andere als 
Laufbahnbewerber. Uber Ausnahmen entscheidet 
der Bundespersonalausschuß. 

§ 25 

Der Aufstieg von einer Laufbahn in die nächst¬ 
höhere Laufbahn ist auch ohne Erfüllung der Ein¬ 
gangsvoraussetzungen möglich. Für den Aufstieg 
soll die Ablegung einer Prüfung verlangt werden; 
die Laufbahnvorschriften können Abweichendes be¬ 
stimmen. 

4. Versetzung und Abordnung 

§ 26 

(1) Der Beamte kann, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, innerhalb des Dienstbereiches 
seines Dienstherrn versetzt werden, wenn er es be¬ 
antragt oder ein dienstliches Bedürfnis besteht. Ohne 
seine Zustimmung ist eine Versetzung in ein ande¬ 
res Amt nur zulässig, wenn das neue Amt dersel¬ 
ben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehört 
wie das bisherige Amt und mit mindestens demsel¬ 
ben Endgrundgehalt verbunden ist; ruhegehalt¬ 
fähige und unwiderrufliche Stellenzulagen gelten 
hierbei als Bestandteile des Grundgehaltes. Beim 
Wechsel der Verwaltung ist der Beamte zu hören. 

(2) Bei Auflösung einer Behörde oder bei einer 
auf gesetzlicher Vorschrift oder Verordnung der 
Bundesregierung beruhenden wesentlichen Ände- 
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rung des Aufbaues oder Verschmelzung einer Be¬ 
hörde mit einer anderen kann ein Beamter dieser 
Behörden, dessen Aufgabengebiet von der Auf¬ 
lösung oder Umbildung berührt wird, auch ohne 
seine Zustimmung in ein anderes Amt derselben 
oder einer gleichwertigen Laufbahn mit geringerem 
Endgrundgehalt verselzt werden, wenn eine seinem 
bisherigen Amt entsprechende Verwendung nicht 
möglich ist. Er erhält sein bisheriges Grundgehalt 
einschließlich ruhegehallfähiger und unwiderruf¬ 
licher Stellenzulagen und steigt in den Dienstalters¬ 
stufen seiner bisherigen Besoldungsgruppe auf. 

(3) Die Versetzung eines Beamten in den Dienst¬ 
bereich eines anderen Dienstherrn (§ 2) ist nur mit 
Einverständnis des Beamten zulässig. 


§ 27 

(1) Der Beamte kann, wenn ein dienstliches Be¬ 
dürfnis besteht, vorübergehend zu einer seinem 
Amt entsprechenden Tätigkeit an eine andere Dienst¬ 
stelle abgeordnet. werden. Die Abordnung zu einem 
anderen Dienstherrn bedarf der Zustimmung des 
Beamten, wenn sie die Dauer eines Jahres, wäh¬ 
rend der Probezeit die Dauer von zwei Jahren, 
übersteigt. 

(2) Wird ein Beamter eines Landes, einer Ge¬ 
meinde (eines Gemeindeverbandes) oder einer son¬ 
stigen nicht der Bundosaufsicht unterstehenden Kör¬ 
perschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts zur vorübergehenden Beschäftigung in den 
Bundesdienst abgeordnet, finden für die Dauer der 
Abordnung die Vorschriften des Abschnittes III 
(ohne §§ 58, 81 bis 87 a) entsprechende Anwen¬ 
dung; zur Zahlung der Dienstbezüge ist auch der 
Dienstherr verpflichtet, zu dem der Beamte abge¬ 
ordnet ist. 


5. Beendigung des Beamtenverhältnisses 
a) Entlassung 

§ 28 

Der Beamte ist zu entlassen, 

1, wenn er sich weigert, den gesetzlich vorge¬ 
schriebenen Diensteid zu leisten oder ein an 
dessen Stelle vorgeschriebenes Gelöbnis abzu¬ 
legen, oder 

2. wenn er zur Zeit der Ernennung Mitglied des 
Bundestages war und nicht, innerhalb der von 
der obersten Dienstbehörde gesetzten ange¬ 
messenen Frist sein Mandat niederlegt. 

§ 29 

(1) Der Beamte ist entlassen, 

1. wenn er die Eigenschaft als Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
verliert oder 

2. wenn er ohne Zustimmung der obersten 
Dienstbehörde seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Ausland nimm t 
oder 


3. wenn er in ein öffentlich-rechtliches Dienst¬ 
oder Amtsverhältnis zu einem anderen 
Dienstherrn tritt, sofern gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist; dies gilt nicht für 
den Eintritt in ein Beamtenverhältnis auf 
Widerruf oder als Ehrenbeamter. 

(2) Die oberste Dienstbehörde entscheidet dar¬ 
über, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor¬ 
liegen, und stellt den Tag der Beendigung des Be¬ 
amtenverhältnisses fest. In den Fällen des Absat¬ 
zes 1 Nr. 3 kann sie im Einvernehmen mit dem Bun¬ 
desminister des Innern und dem neuen Dienstherrn 
die Fortdauer des Beamtenverhältnisses neben dem 
neuen Dienst- oder Amtsverhältnis anordnen, 

§ 30 

(1) Der Beamte kann jederzeit seine Entlassung 
verlangen. Das Verlangen muß dem Dienstvor¬ 
gesetzten schriftlich erklärt werden. Die Erklärung 
kann, solange die Entlassungsverfügung dem Be¬ 
amten noch nicht zugegangen ist, innerhalb zweier 
Wochen nach Zugang bei dem Dienstvorgesetzten 
zurückgenommen werden, mit Zustimmung der Ent¬ 
lassungsbehörde auch nach Ablauf dieser Frist. 

(2) Die Entlassung ist für den beantragten Zeit¬ 
punkt auszusprechen; sie kann jedoch solange hin¬ 
ausgeschoben werden, bis der Beamte seine Amls- 
geschäfte ordnungsgemäß erledigt hat, längstens 
drei Monate. 

§ 31 

(1) Der Beamte auf Probe kann ferner entlassen 
werden, wenn einer der folgenden Entlassungs¬ 
gründe vorliegt: 

1. ein Verhalten, das bei einem Beamten auf 
Lebenszeit eine im förmlichen Disziplinar¬ 
verfahren zu verhängende Disziplinarstrafe 
(§ 11 Abs. 1 der Bundesdisziplinarord¬ 
nung) zur Folge hätte, oder 

2. mangelnde Bewährung (Eignung, Befähi¬ 
gung, fachliche Leistung) oder 

3. Dienstunfähigkeit (§ 42), wenn der Beamte 
nicht nach § 46 in den Ruhestand versetzt 
wird, oder 

4. Auflösung, Verschmelzung oder wesentliche 
Änderung des Aufbaues der Beschäftigungs¬ 
behörde (§ 26 Abs. 2), wenn eine ander¬ 
weitige Verwendung nicht möglich ist. 

(2) Beamte auf Probe der in § 36 bezeichneten Art 
können jederzeit entlassen werden. 

(3) Bei der Entlassung sind folgende Fristen ein¬ 
zuhalten: 

bei einer Beschäftigungszeit 

bis zu drei Monaten zwei Wochen zum 

Monatsschluß, 

von mehr als drei Monaten ein Monat zum Mo¬ 
natsschluß, 

von mindestens einem Jahr sechs Wochen zum 
Schluß eines Kalen¬ 
dervierteljahres. 

Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener 
Tätigkeit als Beamter auf Probe im Bereich der¬ 
selben obersten Dienstbehörde. 
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(4) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 kann der Be¬ 
amte aul Probe ohne Einhaltung einer Frist entlas¬ 
sen werden. 

(5) Erreicht ein Beamter auf Probe die Altersgrenze 
(§ 41 Abs. 1), so ist er mit dem Ende des Monats, in 
den dieser Zeitpunkt fällt, entlassen. 


§ 32 

(1) Der Beamte auf Widerruf kann jederzeit durch 
Widerruf entlassen werden. § 31 Abs. 3, 4 und 5 
gilt entsprechend. 

(2) Dem Beamten auf Widerruf im Vorberei¬ 
tungsdienst soll Gelegenheit gegeben werden, den 
Vorbereitungsdienst abzuleislen und die Prüfung 
abzulegen. Mit der Ablegung der Prüfung endet 
sein Beamtenverhältnis, soweit dies durch Gesetz 
oder allgemeine Verwaltungsanordnung bestimmt 
ist. 

§ 33 

Soweit, gesetzlich nichts anderes bestimmt, ist, wird 
die Entlassung von der Stelle verfügt, die nach § 10 
Abs. 1 für die Ernennung des Beamten zuständig 
wäre, und tritt im Falle des § 28 Nr. 1 mit der Zu¬ 
stellung, im übrigen mit dem Ende des Monats ein, 
der auf den Monat folgt, in dem die Entlassungs¬ 
verfügung dem Beamten schriftlich mitgeleilt wor¬ 
den ist. 

§ 34 

Nach der Entlassung hat der frühere Beamte 
keinen Anspruch auf Dienstbezüge und Versorgung, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Er 
darf die Amtsbezeichnung und die im Zusammen¬ 
hang mit dem Amt verliehenen Titel nur führen, 
wenn ihm die Erlaubnis nach § 81 Abs. 4 erteilt isL. 


b) Eintritt in den Ruhestand 

§ 35 

Für den Eintritt in den Ruhestand gelten die Vor¬ 
schriften der §§ 36 bis 47. Sind die Voraussetzungen 
des § 106 nicht erfüllt, so endet das Beamtenverhält¬ 
nis statt durch Eintritt, in den Ruhestand durch Ent¬ 
lassung. 

§ 36 

(1) Der Bundesprüsident kann jederzeit in den 
einstweiligen Ruhestand versetzen 

1. Staatssekretäre und Ministerialdirektoren, 

2. sonstige Beamte des höheren Dienstes im 
auswärtigen Dienst von der Besoldungs¬ 
gruppe A 16 an aufwärts, 

3. Beamte des höheren Dienstes des Bundes¬ 
amtes für Verfassungsschutz und des Bun¬ 
desnachrichtendienstes von der Besol¬ 
dungsgruppe A 16 an aufwärts, 

4. den Bundespressechef und dessen Vertreter, 

5. den Generalbundesanwalt beim Bundesge¬ 
richtshof und den Oberbundesanwalt beim 
Bundesverwaltungsgericht, 

soweit sic Beamte auf Lebenszeit sind. 


(2) Gesetzliche Vorschriften, nach denen andere 
Beamte in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
werden können, bleiben unberührt. 

§ 37 

Der einstweilige Ruhestand beginnt, wenn nicht 
im Einzelfalle ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt 
festgesetzt wird, mit. dem Zeitpunkt, in den; die 
Versetzung in den Ruhestand dem Beamten mitge- 
leilt wird, spätestens jedoch mit dem Ende der drei 
Monate, die auf den Monat der Mitteilung folgen. 
Die Verfügung kann bis zum Beginn des Ruhestan¬ 
des zurückgenommen werden. 

§ 38 

(1) Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte erhält für den Monat, in dem ihm die Ver¬ 
setzung in den Ruhestand mitgeteilt worden ist, und 
für die folgenden drei Monate noch die Dienstbe¬ 
züge des von ihm bekleideten Amtes, die zur Be¬ 
streitung von Dienstaufwandskosten bestimmten Ein¬ 
künfte jedoch nur bis zum Beginn des einstweiligen 
Ruhestandes. 

(2) Bezieht der in den einstweiligen Ruhestand 
versetzte Beamte für einen Zeitraum vor dem Auf¬ 
hören der Dienstbezüge ein Einkommen aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst (§ 158 Abs. 5), 
so ermäßigen sich die Dienstbezüge für die Dauer 
des Zusammentreffens der Einkünfte um den Betrag 
dieses Einkommens. 

§ 39 

Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte Be¬ 
amte ist verpflichtet, einer erneuten Berufung in 
das Beamtenverhällnis aut Lebenszeit Folge zu lei¬ 
sten, wenn ihm ein Amt im Dienstbereich seines 
früheren Dienstherrn verliehen werden soll, das 
derselben oder einer mindestens gleichwertigen 
Laufbahn angehört wie das frühere Amt und mit 
mindestens demselben Endgrundgehalt (§ 26 Abs. 1 
Satz 2) verbunden ist. 

§ 40 

Der einstweilige Ruhestand endet bei erneuter 
Berufung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
(§ 39). 

§ 41 

(1) Die Beamten auf Lebenszeit treten mit dem 
Ende des Monats in den Ruhestand, in dem sie das 
fünfundsechzigste Lebensjahr vollenden. Für ein¬ 
zelne Beamtengruppen kann gesetzlich eine andere 
Altersgrenze bestimmt werden. 

(2) Wenn dringende dienstliche Rücksichten der 
Verwaltung im Einzelteile die Fortführung der 
Dienstgeschäfte durch einen bestimmten Beamten er¬ 
fordern, kann auf Antrag der obersten Dienstbehörde 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundes¬ 
personalausschusses den Eintritt in den Ruhestand 
über das fünfundsechzigste Lebensjahr hinaus für 
eine bestimmte Frist, die jeweils ein Jahr nicht 
übersteigen darf, hinausschieben, jedoch nicht über 
die Vollendung des siebzigsten Lebensjahres hin¬ 
aus. Unter der gleichen Voraussetzung kann die 
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Bundesregierung eine nach Absatz 1 Satz 2 festge¬ 
setzte frühere Altersgrenze bis zum fünfundsechzig¬ 
sten Lebensjahr hinausschieben. 

(3) Wer das fünfundsechzigste Lebensjahr voll¬ 
endet hat, darf nicht zum Beamten ernannt werden,- 
in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 tritt an die 
Stelle des fünfundsechzigsten Lebensjahres die für 
die einzelne Beamtengruppe vorgesehene andere 
Al tersgrenze. Ist der Beamte trotzdem ernannt wor¬ 
den, so ist er zu entlassen. 

(4) Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte gilt mit Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres als dauernd in den Ruhestand ver¬ 
setzt. 

§ 42 

(1) Der Beamte auf Lebenszeit ist in den Ruhe¬ 
stand zu versetzen, wenn er infolge eines körper¬ 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner kör¬ 
perlichen oder geistigen Kräfte zur Erfüllung seiner 
Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) ist. 
Als dienstunfähig kann der Beamte auch dann an¬ 
gesehen werden, wenn er infolge Erkrankung in¬ 
nerhalb eines Zeitraumes von sechs Monaten mehr 
als drei Monate keinen Dienst getan hat und keine 
Aussicht besteht, daß er innerhalb weiterer sechs 
Monate wieder voll dienstfähig wird. Bestehen 
Zweifel über die Dienstunfähigkeit des Beamten, so 
ist er verpflichtet, sich nach Weisung der Behörde 
ärztlich untersuchen und, falls ein Amtsarzt dies für 
erforderlich hält, auch beobachten zu lassen. 

(2) Gesetzliche Vorschriften, die für einzelne Be¬ 
amtengruppen andere Voraussetzungen für die Be¬ 
urteilung der Dienstunfähigkeit bestimmen, bleiben 
unberührt. 

(3) Ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit kann 
ein Beamter auf Lebenszeit auf seinen Antrag in 
den Ruhestand versetzt werden, wenn er das zwei¬ 
undsechzigste Lebensjahr vollendet hat. 

§ 43 

(1) Beantragt der Beamte, ihn nach § 42 Abs. 1 in 
den Ruhestand zu versetzen, so wird seine Dienst- 
unfühiglceit dadurch festgestellt, daß sein unmittel¬ 
barer Dicnslvorgesctzler auf Grund eines amtsärzt¬ 
lichen Gutachtens über den Gesundheitszustand 
erklärt, er halte ihn nach pflichtgemäßem Ermessen 
für dauernd unfähig, seine Amtspflichten zu erfüllen. 

(2) Die über die Versetzung in den Ruhestand 
entscheidende Behörde ist an die Erklärung des 
unmittelbaren Dienstvorgesetzlen nicht gebunden; 
sie kann auch andere Beweise erheben. 

§ 44 

(1) Hält der Dienstvorgesetzte den Beamten für 
dienstunfähig und beantragt dieser die Versetzung 
in den Ruhestand nicht, so teilt der Dienstvor¬ 
gesetzte dem Beamten oder seinem Pfleger mit, daß 
seine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt 
sei; dabei sind die Gründe für die Versetzung in 
den Ruhestand anzugeben. Ist der Beamte zur 
Wahrnehmung seiner Rechte in dem Verfahren 
nicht in der Lage, so bestellt das Amtsgericht auf 


Antrag des Dienstvorgesetzten einen Pfleger als 
gesetzlichen Vertreter in dem Verfahren; die Vor¬ 
schriften des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit für das Verfahren 
bei Anordnung einer Pflegschaft nach § 1910 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend. 

(2) Erhebt der Beamte oder sein Pfleger inner¬ 
halb eines Monats keine Einwendungen, so ent¬ 
scheidet die nach § 47 Abs. 1 zuständige Behörde 
über die Versetzung in den Ruhestand. 

(3) Werden Einwendungen erhoben, so entschei¬ 
det die oberste Dienstbehörde oder die für die Ver¬ 
setzung in den Ruhestand zuständige nachgeordnete 
Stelle, ob das Verfahren einzustellen oder fortzu¬ 
führen ist. Die Entscheidung ist dem Beamten oder 
seinem Pfleger zuzustellen. 

(4) Wird das Verfahren fortgeführt, so sind mit 
dem Ende der drei Monate, die auf den Monat der 
Mitteilung der Entscheidung folgen, bis zum Beginn 
des Ruhestandes die das Ruhegehalt übersteigen¬ 
den Dienstbezüge einzubehalten. Zur Fortführung 
des Verfahrens wird ein Beamter mit der Ermittlung 
des Sachverhaltes beauftragt; er hat die Rechte und 
Pflichten des Untersuchungsführers im förmlichen 
Disziplinarverfahren. Der Beamte oder sein Pfleger 
ist zu den Vernehmungen zu laden. Nach Abschluß 
der Ermittlungen ist der Beamte oder sein Pfleger 
zu dem Ergebnis der Ermittlungen zu hören. 

(5) Wird die Dienstfähigkeit des Beamten fest¬ 
gestellt, so ist das Verfahren einzustellen. Die Ent¬ 
scheidung ist dem Beamten oder seinem Pfleger zu¬ 
zustellen; die nach Absatz 4 Satz 1 einbehaltenen 
Beträge sind nachzuzahlen. Wird die Dienstunfäbig- 
keit festgestellt, so wird der Beamte mit dem Ende 
des Monats, in dem ihm die Verfügung mitgeteilt 
worden ist, in den Ruhestand versetzt; die einbe¬ 
haltenen Beträge werden nicht nachgezahlt. 

§ 45 

(1) Ist ein wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe¬ 
stand versetzter Beamter wieder dienstfähig gewor¬ 
den, so kann er, solange er das zweiundsechzigste 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, erneut in das 
Beamtenverhältnis berufen werden; §§39 und 40 
gelten entsprechend. Nach Ablauf von fünf Jah¬ 
ren seit Eintritt in den Ruhestand ist eine erneute 
Berufung in das Beamtenverhältnis nur mit Zustim¬ 
mung des Beamten zulässig. 

(2) Beantragt der Beamte nach Wiederherstel¬ 
lung seiner Dienstfähigkeit und vor Ablauf von 
fünf Jahren seit dem Eintritt in den Ruhestand, ihn 
erneut in das Beamtenverhältnis zu berufen, so ist 
diesem Anträge zu entsprechen, falls nicht zwin¬ 
gende dienstliche Gründe entgegenstehen. 

(3) Zur Nachprüfung der Dienstfähigkeit ist der 
Beamte verpflichtet, sich nach Weisung der Behörde 
amtsärztlich untersuchen zu lassen. Der Beamte kann 
eine solche Untersuchung verlangen, wenn er einen 
Antrag nach Absatz 2 zu stellen beabsichtigt. 

§ 46 

(1) Der Beamte auf Probe ist in den Ruhestand 
zu versetzen, wenn er infolge Krankheit, Verwun¬ 
dung oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne 
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grobes VrÄS&jh ul den bei Ausübung oder aus Vcf*- 
cinltisüiifig c i < ■ s Die itsl.es zugh/oycn iiarl, diensl- 
urdalMtj (> 42) c wwUlt 11 1.1 


(2) Er keimt in den Ruhestand versetzt werden. 



des Inimrn,; (•h.ti ihr* Befugnis im Einvernehmen 
tragen. 


(3) §§ 43 bis 4.5 linden eiU^midiötJile Anwendung. 

5 47 

(1) Die Vn sel/'.mg in den Ruheslmul wird, soweit 
|me!z!idi n i ei d s anderes bestimmt ist, von der 
Slelie voiiüfjt. die nach g 10 Abs. 1 für die Emon- 
iliiivi des Beamten /eshiiidui wäre. Die Veriügnng 
isl dem Beamten lirilldich zn/.usleilen; sie kann 
bis zum Beginn des Ruhestandes zui iickgonommnn 
werden. 

(2) Der Ruhestand beginnl, abgesehen von den 
Fällen der §§ 37, 41 und 44 Abs. 5, rniI. dem Ende 
der drei Monnlo, die aut den Monat folgen, in dem 
die Versetzung in den Ruhestand dem Beamten 
jnitgeioiH. »Orden ist. Bei der Mitteilung der Ver¬ 
salzung in den Ruhestand kann auf Antrag oder 
mit ausdnie.lieber Zuslimnnmr; des Beamten ein 
trüberer Zeitpunkt iostyesefzt werden. 

(3) Der Ruhestand beende erhält lebenslänglich 
Ruhegehalt nach den Vorschriften dos Abschnittes V, 
in den Eällen d ■ § 33 n uh M lauf der Zeit, für die 
Dienstboz.üye gcwühil wm Jen. 


c) Vertust der Beamlenrechfe 
§ 43 

Das Beamten verhält ms eines Beamten, der im 
ordentlichen Sirolverlahron thmh das Ürloil eines 
c’eet'xhen Gerichts im Jiundesgebic! oder im band 
lleriin 

1. zu Zuchüi-ui.s (/'. I 

2. wegen vors.d/iieh begangene,. Tot zu Gefäng¬ 
nis von einem Jahr oder längerer Dauer oder 

3. wegen vorsätzlicher hochvcrrdderisdier, staals- 
gehdird."ndor oder laadesverraterischer Hand¬ 
lung zu G 'fängnis: von sechs Monaten oder 
längerer Dauer 

vornt teilt wild, ende! mit der Rechtskrall des Ur¬ 
teils. Entsprechendes gilt, wenn dem Beamten die 
bürgerlichen Ehrenrechte oder die Befähigung zur 
Bekleidung öffentlicher Ämtern aberkannt werden 
oder wenn der Beamte» aut Grund einer Entschei¬ 
dung des Bundesvm l.issungsgci ichts gemäß Arti¬ 
kel 10 des GrundyesM/cs ein Grundrecht verwirkt 
hat. 

§ 49 

Endet das Beumlenverbältnis nach § 48, so hat 
der frühere Beamte keinen Anspruch auf Diensl- 
bezüge und Versorgung. Er darf die Amtsbezeich¬ 
nung und die im Zusammenhang mit dem Amt 
verliehenen Titel nicht führen. 


: Bonn, den 5. Oktober T'bi 

§ 50 

(1) Dem Bnndespiäsidenten steht hinsichtlich des 
Verlustes der Beamtenrechte (§§ 48, 49) das Gna- 
denrechi zu. Er kann die Ausübung anderen Stellen 
übertragen. 

(2) Wird im Gnadenweg der Verlust der Beam¬ 
tenrechte in vollem Umfang beseitigt, so gilt von 
diesem Zeitpunkt ab § 51 entsprechend. 

§ 51 

(1) Wird eine Entscheidung, durch die der Ver¬ 
lust der Beamtenrechte bewirkt worden ist, im 
Wiederaufnahmeverfahren durch eine Entscheidung 
ersetzt, die diese Wirkung nicht hat, so gilt das 
Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Der Be¬ 
amte hat, sofern er die Altersgrenze noch nicht er¬ 
reicht hat und noch dienstfähig ist, Anspruch auf 
Übertragung eines Amtes derselben oder einer 
mindestens gleichwertigen Laufbahn wie sein bis¬ 
heriges Amt und mit mindestens demselben End¬ 
grundgehalt (§ 26 Abs. 1 Satz 2); bis zur Übertra¬ 
gung des neuen Amtes erhält er die Dienstbezüge, 
die ihm aus seinem bisherigen Amt zugestanden 
hätten. 

(2) Ist auf Grund des im Wiederaufnahmever¬ 
fahren festgestellten Sachverhaltes oder auf Grund 
eines rechtskräftigen Strafurteiles, das nach der 
früheren Entscheidung ergangen ist, ein Disziplinar¬ 
verfahren mit dem Ziel der Entfernung des Be¬ 
amten aus dem Dienst eingeleitet worden, so ver¬ 
liert der Beamte die ihm nach Absatz 1 zustehen¬ 
den Ansprüche, wenn auf Entfernung aus dem 
Dienst erkannt wird; bis zur rechtskräftigen Ent¬ 
scheidung können die Ansprüche nicht geltend 
gemacht werden. 

(3) Absatz 2 gilt, entsprechend in Fällen der Ent¬ 
lassung eines Beamten auf Probe oder auf Wider¬ 
ruf wegen eines Verhaltens der in § 3t Abs. 1 Nr. 1 

bezeichnelen Art. 

(4) Der Beamte muß sich auf die ihm nach 
Absatz. 1 zur,lohenden Dienstbezüge ein anderes 
Arbeitseinkommen oder einen UnterhaRsbeiung 
anrechnon lassen; er isl zur Auskunft hierüber ver¬ 
pflichtet. 


A i. v c h fii 11 III 

Rechtliche Stellung der Beamten 

1. Pflichten 
a) Allgemeines 
§ 52 

(1) Der Beamte dient dem ganzen Volk, nicht 
einer Partei. Er hat seine Aufgaben unparteiisch 
und gerecht zu erfüllen und bei seiner Amtsführung 
auf das Wohl der Allgemeinheit Bedacht zu neh¬ 
men. 

(2) Der Beamte muß sich durch sein gesamtes 
Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes be¬ 
kennen und für deren Erhaltung eintreten. 
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§ 53 

Dar Beamte hat bei politischer Betätigung die¬ 
jenige Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren, 
die sich aus ' i i Stellung gegenüber der Gesamt¬ 
heit und aus der Rücksicht auf die Pflichten seines 

§ 54 

Der Beamte hat sieh mit voller Hingabe seinem 
Beruf zu widmen. Pr hat sein Amt uneigennützig 
nach bestem Gewissen zu verv/alten. Sein Ver¬ 
hallen innerhalb und außerhalb des Dienstes muß 
dm- Adi!ring und dem Vertrauen geredit werden, 
die sein Beruf erfordert. 

§ 55 

Der Beamte hat seine Vorgesetzten zu beraten 
und zu unterstützen. Er ist verpflichtet, die von 
ihnen erlassenen Anordnungen auszuführen und 
ihre allgemeinen Richtlinien zu befolgen, sofern es 
sich nicht um Fälle handelt, in denen er nach be¬ 
sonderer gesetzlicher Vorschrift an Weisungen 
nicht gebunden und nur dem Gesetz unterworfen 

§ 56 

(1) Der Beamte trägt für die Reditmäßigkeit 
seiner dienstlichen Handlungen die volle persön¬ 
liche Verantwortung. 

(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienst¬ 
licher Anordnungen hat der Beamte unverzüglich 
bei seinem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu 
machen Wird die Anordnung aufrechterhalten, so 
hat sich der Beamte, wenn seine Bedenken gegen 
ihre Rechlmäßigkeit fortbcstehen, an den nächst¬ 
höheren VorföSfctzten zu wenden. Bestätigt dieser 
die Anordnung, so muß der Beamte sie ausführen, 
sofern nicht das ihm aufgeLragene Verhalten straf¬ 
bar und die Strafbarkeit für ihn erkennbar ist oder 
das ihm auf getragene Verhalten die Würde des 
Menschen verletzt; von der eigenen Verantwortung 
ist er befreit. Die Bestätigung hat auf Verlangen 
schriftlich zu erfolgen. 

(3) Verlangt der unmittelbare Vorgesetzte die 
sofortige Ausführung der Anordnung, weil Gefahr 
im Verzüge besieht und die Entscheidung des nächst¬ 
höheren Vorgesetzten nicht rechtzeitig herbei¬ 
geführt werden kann, so gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 

§ 57 

Der Beamte muß. aus seinem Amt ausscheiden, 
wenn er die Wahl zum Abgeordneten des Bundes- 
1<.> annimmt. Das Nähere wird durch Gesetz be¬ 

stimmt, 

b) Diensteid 

§ 58 

(11 Der Beamte hat folgenden Diensteid zu leisten: 
„Ich .schwöre, das Grundgesetz für die Bun¬ 
desrepublik Deutschland und alle in der Bun¬ 
desrepublik geltenden Gesetze zu wahren 
und meine AmlspflicMen gewissenhaft zu er¬ 
füllen, so wahr mir Gott helfe." 


(2) Der Eid kann auch ohne die Worte „so wahr 
mir Gott helfe" geleistet werden. 

(3) Gestattet ein Gesetz den Mitgliedern einer 
Religionsgesellschaft, an Stelle der Worte „Ich 
schwöre" andere Beteuerungsformeln zu gebrau¬ 
chen, so kann der Beamte, der Mitglied einer sol¬ 
chen Religionsgesellschaft ist, diese Beteuerungs¬ 
formel sprechen. 

(4) In den Fällen, in denen eine Ausnahme nach 
§ 7 Abs. 2 zugelassen worden ist, kann von einer 
Eidesleistung abgesehen werden; der Beamte hat, 
sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, zu 
geloben, daß er seine Amtspflichten gewissenhaft 
erfüllen wird. 

c) Beschränkung bei Vornahme von Amtshai (5’ ingen 

§ 59 

(1) Der Beamte ist von Amtshandlungen zu be¬ 
freien, die sich gegen ihn selbst oder einen Ange¬ 
hörigen richten würden. 

(2) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 sind 
Personen, zu deren Gunsten dem Beamten wegen 
familienrechtlicher Beziehungen im Strafverfahren 
das Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. 

(3) Gesetzliche Vorschriften, nach denen der 
Beamte von einzelnen Amtshandlungen ausge¬ 
schlossen ist, bleiben unberührt. 

§ 60 

(1) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
bestimmte Behörde kann einem Beamten aus zwin¬ 
genden dienstlichen Gründen die Führung seiner 
Dienstgeschäfte verbieten. Das Verbot erlischt, so¬ 
fern nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen 
den Beamten das förmliche Disziplinarverfahren 
oder ein sonstiges auf Rücknahme der Ernennung 
oder auf Beendigung des Beamtenverhältnisses ge¬ 
richtetes Verfahren eingeleitet worden ist. 

(2) Der Beamte soll vor Erlaß des Verbotes ge¬ 
hört werden. 

d) Amtsverschwiegenheit 
§ 61 

(1) Der Beamte hat, auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, über die ihm bei seiner amt¬ 
lichen Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegen¬ 
heiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder 
über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

(2) Der Beamte darf ohne Genehmigung über 
solche Angelegenheiten weder vor Gericht noch 
außergerichtlich aussagen oder Erklärungen ab¬ 
geben. Die Genehmigung erteilt der Dienstvor- 
gesetzle oder, wenn das Beamlenverhältnis beendet 
ist, der letzte Dienstvorgesetzte. 

(3) Der Beamte hat, auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, auf Verlangen des Dienst¬ 
vorgesetzten oder des letzten Dienstvorgesetzten 
amtliche Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Dar- 
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Stellungen sowie Aufzeichnungen jeder Art über 
dienstliche Voigünge, auch soweit es sich um 
Wiedergaben bandelt, herauszugeben. Die gleiche 
Verpflichtung Irifi'l seine Hinterbliebenen und seine 
Erben. 

(4) Unberührt bleibt die gesetzlich begründete 
Pflicht des Beamlen, strafbare Handlungen anzu¬ 
zeigen und bei Gefährdung der freiheitlichen demo¬ 
kratischen Grundordnung für deren Erhaltung ein¬ 
zutreten, 

§ 62 

fl) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf 
nur versagt werden, wenn die Aussage dem Wöhle 
des Bundes oder eines deutschen Landes Nachteile 
bereiten oder die; Erfüllung öffentlicher Aufgaben 
ernstlich gefährden oder erheblich erschweren 
würde. 

(2) Die Genehmigung, ein Gutachten zu erstat¬ 
ten, kann, versagt werden, wenn die Erstattung den 
dienstlichen Interessen Nachteile bereiten würde. 

(3) Ist der Beamte? Partei oder Beschuldigter in 
einem gerichtlichen Verfahren oder soll sein Vor¬ 
bringen. der Wahrnehmung seiner berechtigten 
Interessen dienen, so darf die Genehmigung auch 
dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
erfüllt sind, nur versagt werden, wenn die dienst¬ 
lichen Rücksichten dies unabweisbar erfordern. 
Wird sie versagt, so hat. der Dienstvorgesetzte dem 
Beamten den Schutz zu gewähren, den die dienst¬ 
lichen Rücksichten zulassen. 

(4) über die Versagung der Genehmigung ent.- 
sebeidet die oberste Aufsichtsbehörde. 


§ 63 

Auskünfte an die Presse erteilt der Vorstand der 
Behörde oder der von ihm bestimmte Beamte. 

e) Nehentätigkeit 
§ 64 

Der Beamte ist verpflichtet, auf Verlangen seiner 
obersten Dienstbehörde eine Nehentätigkeit (Neben¬ 
amt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen Dienst zu 
übernehmen und fortzuführen, sofern diese Tätig¬ 
keit seiner Vorbildung oder Berufsausbildung ent¬ 
spricht und ihn nicht über Gebühr in Anspruch 
nimmt. Die oberste Dienstbehörde kann die Befug¬ 
nis auf nachgeordncte Behörden übertragen. 

§ 65 

(1) Der Beamte bedarf, soweit er nicht, nach § 64 
zur Übernahme verpflichtet ist, der vorherigen Ge¬ 
nehmigung 

1. zur Übernahme eines Nebenamtes, einer 
Vormundschaft, Pflegschaft oder Testa¬ 
mentsvollstreckung, 

2. zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung 
gegen Vergütung, zu einer gewerblichen 
Tätigkeit, zur Mitarbeit in einem Gewerbe¬ 
betrieb oder zur Ausübung eines freien 
Berufes, 


3. zum Eintritt in den Vorstand, Aufsicht!,rat, 
Verwaltungsrat oder in ein sonstiges Organ 
einer Gesellschaft, einer Genossenschaft 
oder eines in einer anderen Rechtsform 
betriebenen Unternehmens sowie zur Über¬ 
nahme einer Treuhänderschaft. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn zu besorgen ist, daß die Nebentätigkeit die 
dienstlichen Leistungen, die Unparteilichkeit oder 
die Unbefangenheit des Beamten oder andere dienst¬ 
liche Interessen beeinträchtigen würde. Ergibt sich 
eine solche Beeinträchtigung nach Erteilung der Ge¬ 
nehmigung, so ist. diese zu widerrufen. 

(3) Die Genehmigung erteilt die oberste Dienst¬ 
behörde. Sie kann die Befugnis auf nachgcordnete 
Behörden übertragen. 

§ 66 

(1) Nicht genehmigungspflichtig ist 

1. die Verwaltung eigenen oder der ‘Nutz¬ 
nießung des Beamten unterliegenden Ver¬ 
mögens, 

2. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, 
künstlerische oder Vortragstätigkeit des 
Beamten, 

3. die mit Lehr- oder Forschunqsaufgaben 2ti*. 
sammenhängende selbständige Gutachter¬ 
tätigkeit von Beamten an wissenschaft¬ 
lichen Instituten und Anstalten, 

4. die Tätigkeit zur Wahrung von Beruls- 
interessen in Gewerkschaften oder Berufs¬ 
verbänden oder in Sclbsthilfceinrichtungen 
der Beamten, 

5. die unentgeltliche Tätigkeit in Organen 
von Genossenschaften. 

(2) Die dienstliche Verantwortlichkeit des Be¬ 
amten bleibt unberührt; es ist Pflicht des Dienstvor¬ 
gesetzten, Mißbräuchen entgegenzutreten. 

§ 67 

Der Beamte, der aus einer auf Verlangen, Vor¬ 
schlag oder Veranlassung seines Dienstvorgesetzten 
übernommenen Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat., 
Verwaltungsrat oder in einem sonstigen Organ 
einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in 
einer anderen Rechtsform betriebenen Unterneh¬ 
mens haftbar gemacht wird, hat gegen den Dienst¬ 
herrn Anspruch auf Ersatz des ihm entstandenen 
Schadens. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob 
fahrlässig herbeigefübrt, so ist der Dienstherr nur 
dann ersatzpflichtig, wenn der Beamte auf Verlan¬ 
gen eines Vorgesetzten gehandelt hat. 

§ 68 

Endet das Beamtenverhältnis, so enden, wenn im 
Einzelfall nichts anderes bestimmt wird, auch die 
Nebenämter und Nebenbeschäftigungen, die dem 
Beamten im Zusammenhang mit seinem Hauptamt 
übertragen sind oder die er auf Verlangen, Vor¬ 
schlag oder Veranlassung seines Dienstvorgesetz¬ 
ten übernommen hat. 
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§ 69 

Die zur Auslührung der §§ 64 bis 68 notwendigen 
Vorschriften über die NebentüligkeU der Beamten 
erläßt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung. 
In ihr kann bestimmt worden, 

1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im 
Sinne dieser Vorschriften anzusehen sind oder 
ihm glcichstebcn, 

2. ob und inwieweit der Beamte für eine im 
öffentlichen Dienst ausgeüble oder auf Ver¬ 
langen, Vorschlag oder Veranlassung seines 
Dienstvorgeselztcn übernommene Nebentätig¬ 
keit eine Vergütung erhält oder eine erhaltene 
Vergütung abzuführen hat, 

3. welche Beamtengruppen auch zu einer der in 
§ 66 Abs. 1 Nr. 2 und 3 bezeichneten Neben¬ 
tätigkeiten der Genehmigung bedürfen., soweit 
es nach der Natur des Dienstverhältnisses er¬ 
forderlich ist. 


f) Annahme von Belohnungen 
§ 70 

Der Beamle darf, auch nach Beendigung des Bc- 
amlenverhältnisses, Belohnungen oder Geschenke 
in bezug auf sein Amt nur mit Zustimmung der 
obersten oder der letzten obersten Dienstbehörde 
annehmen. Die Befugnis zur Zustimmung kann auf 
andere Behörden überfragen werden. 


§ 71 

Der Beamte darf Titel, Orden und Ehrenzeichen 
von einem ausländischen Staatsoberhaupt oder einer 
ausländischen Regierung nur mit Genehmigung des 
Bundespräsidenlen aiinehmen. 


g) Arbeitszeit 
§ 72 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit darf wöchentlich 
im Durchschnitt fünfundvierzig Stunden nicht über¬ 
schreiten. 

(2) Der Beamte ist verpflichtet, ohne Entschädi¬ 
gung über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus 
Dienst zu tun, wenn zwingende dienstliche Verhält¬ 
nisse es erfordern. Wird er dadurch erheblich mehr 
beansprucht, so ist ihm Dienstbefreiung in angemes¬ 
sener Zeit zu gewähren. 

(3) Soweit der Dienst in Bereitschaft besteht, 
kann die Arbeitszeit entsprechend den dienstlichen 
Bedürfnissen verlängert werden-, im wöchentlichen 
Zeitraum dürfen sechsundfünfzig Stunden nicht 
überschritten werden. 

(4) Das Nähere regelt die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung. 

§ 73 

(1) Der Beamte darf dem Dienst nicht ohne Ge¬ 
nehmigung seines Dienstvorgesetzten fernbleiben. 
Dienstunfähigkeit infolge Krankheit ist auf Verlan¬ 
gen nachzuweisen. 


(2) Bleibt der Beamte ohne Genehmigung schuld¬ 
haft. dem Dienst fern, so verliert er für die Zeit des 
Fernbleibens seine Dienstbezüge. Der Dienstvor¬ 
gesetzte stellt den Verlust der Dienstbezüge fest 
und teilt dies dem Beamten mit. Eine disziplinar¬ 
rechtliche Verfolgung wird dadurch nicht ausge¬ 
schlossen. 

h) Wohnung 

§ 74 

(1) Der Beamte hat seine Wohnung so zu neh¬ 
men, daß er in der ordnungsmäßigen Wahrnehmung 
seiner Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Der Dienstvorgesetzte kann ihn, wenn die 
dienstlichen Verhältnisse es erfordern, anweisen, 
seine Wohnung innerhalb bestimmter Entfernung 
von seiner Dienststelle zu nehmen oder eine Dienst¬ 
wohnung zu beziehen. 

§ 75 

Wenn besondere dienstliche Verhältnisse es drin¬ 
gend erfordern, kann der Beamte angewiesen wer¬ 
den, sich während der dienstfreien Zeit in erreich¬ 
barer Nähe seines Dienstortes aufzuhalten. 

i) Dienstkleidung 
§ 76 

Der Bundespräsident erläßt die Bestimmungen 
über Dienstkleidung, die bei Ausübung des Amtes 
üblich oder erforderlich ist. Er kann die Ausübung 
dieser Befugnis auf andere Stellen übertragen. 

k) Folgen der Nichterfüllung von Pflichten 

aa) Bestrafung von Dienstvergehen 
§ 77 

(1) Der Beamte begeht ein Dienstvergehen, wenn 
er schuldhaft die ihm obliegenden Pflichten verletzt. 

(2) Bei einem Ruhestandsbeamten oder früheren 
Beamten mit Versorgungsbezügen gilt es als Dienst¬ 
vergehen, wenn er 

1. sich gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
betätigt oder 

2. an Bestrebungen teilnimmt, die darauf ab¬ 
zielen, den Bestand oder die Sicherheit der 
Bundesrepublik zu beeinträchtigen, oder 

3. gegen § 61 (Verletzung der Amtsverschwie¬ 
genheit) oder gegen § 70 (Verbot der An¬ 
nahme von Belohnungen oder Geschenken) 
verstößt oder 

4. entgegen § 39 oder § 45 Abs. 1 einer er¬ 
neuten Berufung in das Beamtonverhältnis 
schuldhaft nicht nachkommt. 

(3) Das Nähere über die Bestrafung von Dienst¬ 
vergehen regelt die Bundesdisziplinarordnung. 

bb) Haftung 
§ 78 

(1) Verletzt ein Beamter schuldhaft die ihm ob¬ 
liegenden Pflichten, so hat er dem Dienstherrn, des¬ 
sen Aufgaben er wahrgenommen hat, den daraus 
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entstandenen Schaden zu ersetzen. Hat der Beamte 
seine Amtspflicht in Ausübung eines ihm anvertrau- 
ten öffentlichen Amtes verletzt, so bat er dem 
Dienstherrn den Schaden nur insoweit zu ersetzen, 
als ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. Haben mehrere Beamte den Schaden gemein¬ 
sam verursacht, so haften sie als Gesamtschuldner. 

(2) Hat der Dienstherr einem Dritten auf Grund 
der Vorschrift des Artikels 34 Satz 1 des Grund¬ 
gesetzes Schadenersatz geleistet, so ist der Rück¬ 
griff gegen den Beamten nur insoweit zulässig, als 
ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in 
drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Dienstherr von dem Schaden und der Person des 
Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat, ohne Rück¬ 
sicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der Be¬ 
gehung der Handlung an. Die Ansprüche nach Ab¬ 
satz 2 verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt 
an, in dem der Ersatzanspruch des Dritten diesem 
gegenüber von dem Dienstherrn anerkannt oder 
dem Dienstherrn gegenüber rechtskräftig festge¬ 
stellt ist und der Dienstherr von der Person des 
Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat. 

(4) Leistet der Beamte dem Dienstherrn Ersatz 
und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf den Be¬ 
amten über. 

2. Rechte 

a) Fürsorge und Schutz 
5 79 

Der Dienstherr hat im Rahmen des Dienst- und 
Treueverhältnisses für das Wohl des Beamten und 
seiner Familie, auch für die Zeit nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses, zu sorgen. Er schützt ihn 
bei seiner amtlichen Tätigkeit und in seiner Stel¬ 
lung als Beamter. 

§ 79a 

Der Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1) erhält einen Unterhaltszuschuß. 
Der Unterhaltszuschuß beträgt mindestens dreißig 
vom Hundert des Anfangsgrundgehaltes der Ein¬ 
gangsbesoldungsgruppe der Laufbahn. Daneben ist 
Kinderzuschlag nach den Vorschriften zu gewähren, 
die für Beamte mit Dienstbezügen gelten. Das 
Nähere regelt der Bundesminister des Innern. 


§ 80 

Die Bundesregierung regelt durch Rechtsverord¬ 
nung die der Eigenart des öffentlichen Dienstes ent¬ 
sprechende Anwendung 

1. der Vorschriften des Mutterschutzgesetzes auf 
Beamtinnen, 

2. der Vorschriften des Schwerbeschädigtenge¬ 
setzes auf schwerbeschädigte Beamte und Be¬ 
werber, 

3. der Vorschriften des Jugendarbeitsschutzge¬ 
setzes auf Beamte unter achtzehn Jahren. 


§ 80 a 

Den Beamten kann bei Dienstjubiläen eine Jubi¬ 
läumszuwendung gewährt werden. Das Nähere 
regelt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung. 

b) Amtsbezeichnung 
§ 81 

(1) Der Bundespräsident setzt die Amtsbezeich¬ 
nungen der Beamten fest, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist oder er die Ausübung dieser 
Befugnis nicht anderen Stellen überträgt. 

(2) Der Beamte führt im Dienst die Amtsbezeich¬ 
nung des ihm übertragenen Amtes; er darf sie auch 
außerhalb des Dienstes führen. Neben der Amts¬ 
bezeichnung darf der Beamte nur staatlich verlie¬ 
hene Titel und akademische Grade, dagegen keine 
Berufsbezeichnung führen. Nach dem Übertritt in 
ein anderes Amt darf der Beamte die bisherige 
Amtsbezeichnung nicht mehr führen; in den Fällen 
der Versetzung in ein Amt mit geringerem End¬ 
grundgehalt (§ 26 Abs. 2) gilt Absatz 3 Satz 2 und 
3 entsprechend. 

(3) Ruhestandsbeamte dürfen die ihnen bei der 
Versetzung in den Ruhestand zustehende Amts¬ 
bezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)" 
und die im Zusammenhang mit dem Amt verliehe¬ 
nen Titel weiterführen. Wird ihnen ein neues Amt 
übertragen, so erhalten sie die Amtsbezeichnung 
des neuen Amtes; gehört dieses Amt nicht einer 
Besoldungsgruppe mit mindestens demselben End¬ 
grundgehalt (§ 26 Abs. 1 Satz 2) an wie das bis¬ 
herige Amt, so dürfen sie neben der neuen Amts¬ 
bezeichnung die des früheren Amtes mit dem Zu¬ 
satz „außer Dienst (a. D.)" führen. Ändert sich die 
Bezeichnung des früheren Amtes, so darf die ge¬ 
änderte Amtsbezeichnung geführt werden. 

(4) Einem entlassenen Beamten kann die oberste 
Dienstbehörde die Erlaubnis erteilen, die Amts¬ 
bezeichnung mit dem Zusatz „außer Dienst (a. D.)" 
sowie die im Zusammenhang mit dem Amt ver¬ 
liehenen Titel zu führen. Die Erlaubnis kann zurück¬ 
genommen werden, wenn der frühere Beamte sich 
ihrer als nicht würdig erweist. 

c) Dienst- und Versorgungsbezüge 
§ 82 

Der Beamte erhält die mit seinem Amt verbun¬ 
denen Dienstbezüge vom Zeitpunkt der Ernennung 
(§ 10 Abs. 2) oder, sofern ihm die Planstelle zu 
einem früheren Zeitpunkt übertragen worden ist, 
von diesem Zeitpunkt an. 

§ 83 

(1) Die Dienstbezüge werden durch das Besol¬ 
dungsgesetz geregelt. 

(2) Der Beamte kann auf die laufenden Dienst¬ 
bezüge weder ganz noch teilweise verzichten. 

(3) Hat der Beamte mit. Genehmigung der ober¬ 
sten Dienstbehörde gleichzeitig mehrere besoldete 
Ämter inne, die nicht im Verhältnis von Haupt- und 
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Nebenamt stehen, so erhält er, wenn nicht einheit¬ 
liche Dienstbezügc vorgesehen sind, Dienstbezüge 
nach Bestimmung des Bundesministers des Innern 
nur aus einem Arni. Gehört eines der Ämter dem 
Landesdienst oder dem Dienst einer der Landes- 
acdsicht unl.eislehenden Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts an, so bestimmt der 
Bundosminisl.er des Innern im Einvernehmen mit 
der muh Landesrecht zuständigen Stelle das Amt, 
aus dem die Dienstbezüge zu zahlen sind. 

(4j Inwieweit. Vcrsorgnncjsboz.ftge, versorgungs¬ 
ähnliche Bezüge oder andere im Zusammenhang mit 
dem Ausscheiden sichende Zuwendungen aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischen¬ 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung (§ 158 
Abs. 5 Satz 2 Buchstabe b) nach Beendigung einer 
Tätigkeit bei diesen Einriebtungen während einer 
Verwendung als ßundesbeamfer (§ 2) abzuführen 
oder auf die Dienstbezüge nach dem Bundesbesol¬ 
dungsgesetz anzurechnen sind, regelt die Bundesre¬ 
gierung durch RechlsveiOrdnung. Dabei sind Lei¬ 
stungen außer Betracht zu lassen, soweit sie auf 
eigene n Beiträgem des Beamten beruhen. 

§ 84 

(1) Der Beamte kann, wenn gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, Ansprüche auf Dienstbezüge 
nur insoweil abtreten ode r vor-pfänden, als sie der 
Pfändung unterliegen. 

(2) Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- oder 
Zurückbehaltungsrecht gegenüber Ansprachen auf 
Dienstbezüge nur insoweit geltend machen, als sie 
pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt nicht, so¬ 
weit gegen den Empfängen ein Anspruch auf 
Schadenersatz wegen vorsä 1/licher unerlaubter 
Handlung besieht. 

§ 85 

Die Versorgung richtet sich nach den Vorschriften 
des Abschnittes V. 

§ 86 

(1) Dienst- und Versorgungsbezüge sowie die Ein¬ 
reihung der Beamten in die Gruppen der Besol¬ 
dungsordnungen können nur durch Gesetz geändert 
werden. 

(2) Werden die Dienstbezügc: der Beamten allge¬ 
mein oder für einzelne: Laufbahngruppen erhöht 
oder vermindert, so sind von demselben Zeitpunkt 
an die Versorgungsbezüge entsprechend zu regeln. 

§ 87 

(1) Werden Beamte oder VersorgungsberediLigle 
durch eine Änderung ihrer Bezüge oder ihrer Ein¬ 
reihung in die Gnippen der Bosoldungsordnungcn 
mit rückwirkender Kraft schlechter gestellt, so sind 
die Unlcrschiedsbelrägc: nicht zu erstatten. 

(2) fm übrigen regelt sich die Rückforderung zu¬ 
viel gezahlter Dienst- oder Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über die Herausgabe einer ungc:rechtfertigten Be¬ 
reicherung. Der Kenntnis des Mangels des recht¬ 
lichen Grundes der Zahlung stellt es gleich, wenn 


der Mangel so offensichtlich war, daß der Empfän¬ 
ger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückfor¬ 
derung kann aus Billigkeitsgründen mit Zustim¬ 
mung der obersten Dienstbehörde ganz oder 
teilweise abgesehen werden. 

§ 87a 

Wird ein Beamter körperlich verletzt oder ge¬ 
lötet, so geht ein gesetzlicher Schadenersatzanspruch, 
der dem Beamten oder seinen Hinterbliebenen in¬ 
folge der Körperverletzung oder der Tötung gegen 
einen Dritten zusteht, insoweit auf den Dienstherrn 
über, als dieser 

1. während einer auf der Körperverletzung be¬ 
ruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit zur 
Gewährung von Dienstbezügen oder 

2. infolge der Körperverletzung oder der Tötung 
zur Gewährung einer Versorgung oder einer 
anderen Leistung 

verpflichtet ist. Der Übergang des Anspruches kann 
nicht zum Nachteil des Beamten oder der Hinter¬ 
bliebenen geltend gemacht werden. 

d) Reise- und Umzugskosten 

§ 88 

Reise- und Umzugskostenvergütungen der Beam¬ 
ten werden durch Gesetz geregelt. 

e) Urlaub 
§ 89 

(1) Dem Beamten steht alljährlich ein Erholungs¬ 
urlaub unter Fortgewährung der Dienstbezüge zu. 
Die Erteilung und Dauer des Erholungsurlaubs 
regelt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung. 

(2) Die Bundesregierung regelt ferner die Bewil¬ 
ligung von Urlaub aus anderen Anlässen und be¬ 
stimmt, ob und inwieweit die Dienstbezüge wäh¬ 
rend eines solchen Urlaubs zu belassen sind. 

(3) Zur Ausübung des Mandates eines Landtags¬ 
abgeordneten oder zu einer Tätigkeit als Mitglied 
einer kommunalen Vertretung ist dem Beamten der 
erforderliche Urlaub unter Belassung der Dienst¬ 
bezüge zu gewähren. 

f) Personalakten 

§ 90 

Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Be¬ 
amtenverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in seine 
vollständigen Personalakten; dazu gehören alle ihn 
betreffenden Vorgänge. Er muß über Beschwerden 
und Behauptungen tatsächlicher Art, die für ihn 
ungünstig sind oder ihm nachteilig werden können, 
vor Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 
Die Äußerung des Beamten ist zu seinen Personal¬ 
akten zu nehmen. 

g) Vereinigungsfreiheit 

§ 91 

(1) Auf Grund der Vereinigungsfreiheit haben die 
Beamten das Recht, sich in Gewerkschaften oder Be¬ 
rufsverbänden zusammenzuschließen. Sie können die 




1815 


Nr. 81 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 5. Oktober 1961 


für sie zuständigen Gewerkschaften oder Berufsver¬ 
bände mit ihrer Vertretung beauftragen, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Kein Beamter darf wegen Betätigung für seine 
Gewerkschaft oder seinen Berufsverband dienstlich 
gemaßregelt oder benachteiligt werden. 

h) Dienslzeugnis 

§ 92 

Dem Beamten wird nach Beendigung des Beamten¬ 
verhältnisses auf Antrag von seinem letzten Dienst¬ 
vorgesetzten ein Dienstzeugnis über Art und Dauer 
der von ihm bekleideten Ämter erteilt. Das Dienst¬ 
zeugnis muß auf Verlangen des Beamten auch über 
die von ihm ausgeübte Tätigkeit, und seine Leistun¬ 
gen Auskunft geben. 

3. Beamtenvertretung 

§ 93 

Die Personalvertretung der Beamten wird durch 
Gesetz besonders geregelt. 

§ 94 

Die Spitzenorganisationen der zuständigen Ge¬ 
werkschaften sind bei der Vorbereitung allgemeiner 
Regelungen der beamtenrechtlichen Verhältnisse zu 
beteiligen. 


Abschnitt TV 
Personalverwaltung 
§ 95 

Zur einheitlichen Durchführung der beamtenrecht¬ 
lichen Vorschriften wird ein Bundespersonalaus¬ 
schuß errichtet, der seine Tätigkeit innerhalb der 
gesetzlichen Schranken unabhängig und in eigener 
Verantwortung ausübt. 

§ 96 

(1) Der Bundespersonalausschuß besteht aus 
sieben ordentlichen und sieben stellvertretenden 
Mitgliedern. 

(2) Ständige ordentliche Mitglieder sind der Prä¬ 
sident des Bundesrechnungshofes als Vorsitzender 
und der Leiter der Personairechtsabteilung des 
Bimdesministeriums des Innern. Nichtständige or¬ 
dentliche Mitglieder sind der Leiter der Personal¬ 
abteilung einer anderen obersten ßundesbehörde 
und vier andere Bundesbeamte. Stellvertretende 
Mitglieder sind je ein Bundosbeamter der in Satz 1 
genannten Behörden, der Leiter der Personalabtei¬ 
lung einer weiteren obersten Bundesbehörde sowie 
vier weitere Bundesbeamte. 

(3) Die nichtständigen ordentlichen Mitglieder so¬ 
wie die stellvertretenden Mitglieder werden vom 
Bundespräsidenten auf Vorschlag des Bundesmini¬ 
sters des Innern auf die Dauer von vier Jahren 
bestellt, davon drei ordentliche und drei stellver¬ 


tretende Mitglieder auf Grund einer Benennung 
durch die Spitzenorganisationen der zuständigen 
Gewerkschaften. 

§ 97 

(1) Die Mitglieder des Bundespersonalausschusses 
sind unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. 
Sie scheiden aus ihrem Amt als Mitglied des Bun¬ 
despersonalausschusses außer durch Zeitablauf durch 
Ausscheiden aus dem Hauptamt oder aus der Be¬ 
hörde, die für ihre Mitgliedschaft maßgeblich sind, 
oder durch Beendigung des Beamtenverhältnisses 
nur unter den gleichen Voraussetzungen aus, unter 
denen Mitglieder eines Disziplinargerichts wegen 
rechtskräftiger Verurteilung im Strafverfahren oder 
Disziplinarverfahren ihr Amt verlieren; § 60 findet 
keine Anwendung. 

(2) Die Mitglieder des Bundespersonalausschusses 
dürfen wegen ihrer Tätigkeit weder dienstlich ge¬ 
maßregelt noch benachteiligt werden. 

§ 98 

(1) Der Bundespersonalausschuß hat außer den in 
§§ 8, 21, 22, 24 und 41 vorgesehenen Entscheidungen 
folgende Aufgaben: 

1. bei der Vorbereitung allgemeiner Regelun¬ 
gen der beamtenrechtlichen Verhältnisse 
mitzuwirken, 

2. bei der Vorbereitung der Vorschriften über 
die Ausbildung, Prüfung und Fortbildung 
von Beamten mitzuwirken, 

3. über die allgemeine Anerkennung von Prü¬ 
fungen zu entscheiden, 

4. zu Beschwerden von Beamten und zurück¬ 
gewiesenen Bewerbern in Angelegenheiten 
von grundsätzlicher Bedeutung Stellung zu 
nehmen, 

5. Vorschläge zur Beseitigung von Mängeln 
in der Handhabung der beamtenrechtlichen 
Vorschriften zu machen. 

(2) Die Bundesregierung kann dem Bundcspcrso- 
nalausschuß weitere Aufgaben übertragen. 

(3) über die Durchführung der Aufgaben hat der 
Bundespersonalausschuß die Bundesregierung zu 
unterrichten. 

§ 99 

Der Bundespersonalausschuß gibt sich eine Ge¬ 
schäftsordnung. 

§ 100 

(1) Die Sitzungen des Bundespersonaiausschusses 
sind nicht öffentlich. Der Bundespersonalausschuß 
kann Beauftragten beteiligter Verwaltungen, Be¬ 
schwerdeführern und anderen Personen die Anwe¬ 
senheit bei der Verhandlung gestatten. 

(2) Die Beauftragten der beteiligten Verwaltun¬ 
gen sind auf Verlangen zu hören, ebenso der Be¬ 
schwerdeführer in den Fällen des § 98 Abs. 1 Nr. 4. 

(3) Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit ge¬ 
faßt; zur Beschlußfähigkeit ist die Anwesenheit von 
mindestens fünf Mitgliedern erforderlich. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vor¬ 
sitzenden. 



1816 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 


§ tot 

(1) Der Vorsitzende des ßundespersonalaus- 
schusscs oder sein Vertreter leitet die Verhandlun¬ 
gen. Sind beide verhindert, so tritt an ihre Stelle 
das diensläl teste Mitglied. 

(2) Zur Vorbereitung der Verhandlungen und 
Durchlührung der Beschlüsse bedient er sich der für 
den Bundüspeisonalausschuß im Bundesministerium 
des Innern einzurichtenden Geschäftsstelle. 

§ 102 

(1) Der Bimdespersonalausschuß kann zur Durch¬ 
führung seiner Aufgaben in entsprechender Anwen¬ 
dung der Vorschriften des Gesetzes über das Bun- 
desverwaltungsgei ichl: Beweise erheben, 

(2) Alle Dienststellen haben dem Bundespersonal- 
aussehuß unentgeltlich Amtshilfe zu leisten und ihm 
aul Verlangen Auskünfte zu erteilen und Akten 
vorzulegen, soweit dies zur Durchführung seiner 
Aufgaben erforderlich ist. 

§ 103 

(1) Beschlüsse des Bundespersonalausschusses sind, 
soweit sie allgemeine Bedeutung haben, bekannt¬ 
zumachen. Art und Umfang regelt die Geschäfts¬ 
ordnung. 

(2) Soweit dem Bundespersonalausschuß eine Ent¬ 
scheidungsbefugnis eingeräumt ist, binden seine 
Beschlüsse die beteiligten Verwaltungen. 

§ 104 

Die Dienstaufsicht über die Mitglieder des Bundes¬ 
personalausschusses führt im Aufträge der Bundes¬ 
regierung der Bundesminister des Innern. Sie unter¬ 
liegt den sich aus § 97 ergebenden Einschränkungen. 


Abschnitt V 
Versorgung 

1. Arten der Versorgung 

§ 105 

Die Versorgung umfaßt 
Ruhegehalt, 

Unterhaltsboitrag, 

Hinterbliebenen Versorgung, 

Unfallfürsorge, 

Abfindung, 

übergangsge.ld. 

2. Ruhegehalt 
a) Allgemeines 
§ 106 

(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn der 
Beamte 

1. eine Dienstzeit von mindestens zehn Jahren 
abgcleistel hat oder 


2. infolge Krankheit, Verwundung oder son¬ 
stiger Beschädigung, die er sich ohne grobes 
Verschulden bei Ausübung oder aus Ver¬ 
anlassung des Dienstes zugezogen hat, 
dienstunfähig geworden ist oder 

3. nach § 36 in den einstweiligen Ruhestand 
versetzt worden ist oder nach § 41 Abs. 4 
als dauernd in den Ruhestand versetzt gilt. 

(2) Die Dienstzeit wird vom Zeitpunkt der ersten 
Berufung in das Beamtenverhältnis ab gerechnet und 
nur berücksichtigt, soweit sic ruhegehaltfähig ist. 
Zeiten, die kraft gesetzlicher Vorschrift als ruhege- 
haltfähige Dienstzeit gelten oder nach § 115 oder 
§ 116 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit berücksichtigt werden, sind einzurechnen. 


§ 107 

Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhe¬ 
gehaltfähigen Dienstbezüge und der ruhegehalt- 
fähigen Dienstzeit berechnet. 


b) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
§ 108 

Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 

1. das Grundgehalt, das dem Beamten nach dem 
Besoldungsrecht zuletzt zugestanden hat, oder 
die diesem entsprechenden Dienstbezüge, 

2. der Ortszuschlag (§ 156 Abs. 1), 

3. sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungsrecht 
als ruhegehaltfähig bezeichnet sind. 


§ 109 

• (1) Ist ein Beamter aus einem Amt in den Ruhe¬ 
stand getreten, das nicht der Eingangsbesoldungs¬ 
gruppe seiner Laufbahn angehört, und hat er die 
Dienstbezüge dieses Amtes nicht mindestens ein Jahr 
erhalten, so sind ruhegehaltfähig nur die Bezüge des 
vorher bekleideten Amtes; hat der Beamte vorher 
ein Amt nicht bekleidet, so setzt die oberste Dienst¬ 
behörde im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
bis zur Höhe von fünfzig vom Hundert der Sätze 
nach § 108 fest. Zeiten, in denen der Beamte ein 
seinem letzten Amt mindestens gleichwertiges Amt 
bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im 
Reichsgebiet bekleidet hat, sind in die Jahresfrist 
einzurechnen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Beamte vor Ab¬ 
lauf der Frist verstorben oder infolge von Krank¬ 
heit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung, die 
er sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder 
aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, in 
den Ruhestand getreten ist oder die Obliegenheiten 
des ihm übertragenen Amtes mindestens ein Jahr 
lang tatsächlich wahrgenommen hat. 


§ HO 

(weggefallen) 
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c) Ruhegeha i ISühige Dienstzeit 
§ 111 

(1) Ruhegehalllahig isL die Dienstzeit, die der 
Beamte vom Tage seiner ersten Born hing in das 
Bc.nntenvcrliältnis an im Dienst eines öffentlich- 
rechtlichen Dienslherrn im Reichsgebiet im Beamien- 
vei hültnis zurückgelegt bat. Dies gilt nicht für die 
Zeit 

1. vor Vollendung des siebzehnten Lebens¬ 
jahres, 

2. in einem Amt, das die A_rbe it.sk ratt des 
Beamten mir nebenbei beansprucht, 

3. einer Tätigkeit als Beamter, der ohne 
Ruhegehallsberechtigung nur Gebühren be¬ 
zieht, soweit sie nicht nach § 116 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe a berücksichtigt wird, 

4. einer ehrenamtlichen Tätigkeit, 

5. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, so¬ 
weit nicht die Berücksichtigung spätestens 
bei Beendigung eines den öffentlichen Be¬ 
langen dienenden Urlaubs zugestanden ist, 

6. für die eine Abfindung aus öffentlichen 
Mitteln gewährt ist. 

(2) Dienstzeiten in einem Beamten Verhältnis, das 
durch eine Entscheidung der in § 48 bezeichneten 
Art oder durch Disziplinarurteil beendet worden ist, 
sind nicht ruhegehaltfähig. Das gleiche gilt, wenn 
der Beamte, dem ein Verfahren mit der Folge des 
Verlustes der Bcamtenrechte oder der Entfernung 
aus dem Dienst drohte, auf seinen Antrag aus dem 
Beamtenverhältnis entlassen ist. Die oberste Dienst¬ 
behörde kann Ausnahmen zulassen. 

(3) Sind für Dienstzeiten im Beamtenverhältnis 
Beiträge zu den gesetzlichen Rentenversicherungen 
nachentrichtet worden, so ist die auf dieser Nach¬ 
versicherung beruhende Rente auf die Versorgungs- 
bezüge anzurechnen, soweit die Zeiten ruhcgchalt- 
fähig sind oder als ruhegehall fähige Dienstzeit 
berücksichtigt werden. 

(4) Der im Beamtenverhältnis zurückgelegten 
Dienstzeit stehen die im Richterverhältnis zurück¬ 
gelegte Dienstzeit sowie die nach dem 8. Mai 1945 
zurückgelegle Zeit der Bekleidung eines Minister- 
arntes im Bundesgebiet oder im Land Berlin gleich. 

§ 112 

Die ruhegehalt.fähige Dienstzeit nach § 111 erhöht 
sich um die Zeit, die 

1. ein Ruhestandsbeamter in einer seine Arbeits¬ 
kraft voll beanspruchenden entgeltlichen Be¬ 
schäftigung als Bundesbeamler oder Beruls- 
soldat zuriickgclogt hal, ohne einen neuen 
Vorsorgungsanspruch zu erlangen, 

2 auf Grund gewährter Wiedergutmachung natio¬ 
nalsozialistischen Unrechts anzurechnen ist. 

§ 113 

(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Dienstzeit, in der 
ein Beamter vor der Berufung in das Beamtenver- 
hältnis nach Vollendung des siebzehnten Lebens¬ 
jahres 


1. berufsmäßig im Dienst der Bundeswehr 
oder der früheren Wehrmacht, im früheren 
Reichsarbeitsdienst oder im Vollzugsdiensl. 
der Polizei gestanden hat oder 

2. als Inhaber eines Versorgungsscheins oder 
als Mililäranwärler oder als Anwärter des 
früheren Rcichsärbeitsdienstes im Dienst 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn iin 
Reichsgebiet voll beschäftigt gewesen ist.. 

(2) § 111 Abs. 1 Nr. 5, 6, Abs. 2 und 3 sowie § 112 
Nr. 2 gelten entsprechend. 

§ 114 

Als ruhegehallfähig gilt die Zeit, während der 
ein Beamter nach Vollendung des siebzehnten Le¬ 
bensjahres vor der Berufung in das Beamtenvcr- 
hällnis 

1. nichtberufsmäßigen Wehrdienst geleistet hat 
oder 

2. sich in Kriegsgefangenschaft befunden hat. 

§ 115 

(1) Als ruhegehaltfähig sollen auch folgende Zei¬ 
ten berücksichtigt werden, in denen ein Beamter 
nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres vor 
der Berufung in das Beamtenverhältnis im privat- 
rechtlichen Arbeitsverhältnis im Dienst eines öffent¬ 
lich-rechtlichen Dienslherrn im Reichsgebiet ohne 
von dem Beamten zu vertretende Unterbrechung 
tätig war, sofern diese Tätigkeit zu seiner Ernen¬ 
nung geführt hat: 

1. Zeiten einer hauptberuflichen in der Regel 
einem Beamten obliegenden oder späler 
einem Beamten übertragenen entgeltlichen 
Beschäftigung oder 

2. Zeiten einer für die Laufbahn des Beamten 
förderlichen oder nach Annahme für die 
Laufbahn ausgeübten handwerksmäßigen, 
technischen oder sonstigen fachlichen Tätig¬ 
keit. 

(2) Werden nach Absatz 1 versicherungspflichtige 
Beschäftigungszeiten berücksichtigt, so ist der Teil 
der Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherun¬ 
gen, der dem Verhältnis der nach Absatz 1 berück¬ 
sichtigten versichcrungspflichtigcn Jahre zu den für 
die Renten angerechneten Versidierungsjahren ent¬ 
spricht, insoweit auf die Versorgungsbezüge an¬ 
zurechnen, als er nicht auf eigenen Beitragslcislun- 
gen beruht. Das gleiche gilt für versicherungspflich- 
tige und nichlversicherungspiliditige Beschäftigungs¬ 
zeiten, wenn der Dienstherr durch eine für das 
Arbeitsverhältnis maßgebende Regelung verpflichtet 
war, während dieser Zeiten Zuschüsse in Höhe von 
mindestens der Hälfte der Beiträge zu den freiwilli¬ 
gen Versicherungen in den gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherungen oder zu einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung für Angehörige des 
öffentlichen Dienstes zu leisten. Für Beschäftig ungs- 
zeiten nach Absatz 1, für die Beitrage zu den gesetz¬ 
lichen Rentenversicherungen nachentrichtet worden 
sind, gilt § 111 Abs. 3 entsprechend. 

(3) § 112 Nr. 2 gilt entsprechend. 
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§ 116 

(1J Die Zeit, wahrend der ein Beamter nach Voll¬ 
endung des siebzehnten Lebensjahres vor der Be¬ 
rufung in das Beamten Verhältnis 

1. a) als Rechtsanwalt oder Verwaltungs- 

rcchlsrat oder als Beamter oder Notar, 
der ohne Ruhegehaltsberechligung nur 
Gebühren bezieht, oder 

b) im Dienst öffentlich-rechtlicher Reli- 
gionsgesell.schaffen oder ihrer Verbände 
(Artikel 140 des Grundgesetzes) oder 
im nichtöffentlichen Schuldienst oder 

c) hauptberuflich im Dienst der Fraktionen 
des Bundestages oder der Landtage oder 

d) hauptberuflich im Dienst von kommu¬ 
nalen Spitzenverbänden 

tätig gewesen ist oder 

2. im öffentlichen Dienst eines anderen Staa¬ 
tes oder einer zwischenstaatlichen oder 
überstaatlichen öffentlichen Einrichtung ge¬ 
standen hat oder 

3. auf wissenschaftlichem, künstlerischem, tech¬ 
nischem oder wirtschaftlichem Gebiet be¬ 
sondere Fachkenntnisse erworben hat, die 
die notwendige Voraussetzung für die 
Wahrnehmung seines Amtes bilden, 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 
werden, die Zeit, nach Nummer 1 Buchstabe a und 
Nummer 3 jedoch höchstens bis zur Hälfte und in 
der Regel nicht über zehn Jahre hinaus. 

(2) § 112 Nr. 2 gilt entsprechend. 

§ 116a 

Die nach Vollendung des siebzehnten Lebens¬ 
jahres liegende Zerit 

1. einer praktischen Tätigkeit oder eines Studiums 
an einer wissenschaftlichen Hochschule, die 
Voraussoizung für die Ablegung der ersten 
Staats- oder 1Iochschulprüfung ist, oder 

2. einer praktischen Tätigkeit oder eines Besu¬ 
ches einer Bau-, Ingenieur- oder sonstigen Fach¬ 
schule, die Voraussetzung für die: Ablegung der 
AbschiußpraSimg an diesen Schulen ist., 

kann als nihegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt 
werden, wenn diese' Vorbildung erfolgreich abge¬ 
schlossen ist und für die Wahrnehmung des dem 
Beamten übertragenen Amtes gefordert wird. Die 
Zeit einer praktischen Tätigkeit nach Vollendung 
des siebzehnten Lebensjahres und nach Abschluß 
der Vorbildung kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt werden, soweit sie in Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften für die Berufung in das Be- 
amlenvei Itällnis gefordert wird oder an die Stelle 
des Vorbereitungsdienstes tritt oder auf den Vor¬ 
bereitungsdienst angerodinct worden ist. 

§ 117 

(1) Die Zeit der Verwendung eines Beamten in 
Ländern, in denen sr gesundheitsschädigenden kli¬ 
matischen Einflüssen ausgesetzt ist, kann, soweit sie 
nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres liegt, 


bis zum Doppelten als ruhegehaltfähige Dienstzeit 
berücksichtigt werden, wenn sie ununterbrochen 
mindestens ein Jahr gedauert hat. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Beamte, die 
nach der Art ihrer dienstlichen Verrichtung in be¬ 
stimmten Dienstzwreigen erfahrungsgemäß der Ge¬ 
fahr einer vorzeitigen körperlichen Abnutzung 
besonders ausgesetzt sind und infolge einer dadurch 
bewirkten Gesundheitsschädigung vorzeitig in den 
Ruhestand versetzt werden; die Erhöhung des Ruhe¬ 
gehaltes soll in der Regel zehn vom Hundert Bei¬ 
rut) egehaltfähigen Dienslbezüge nicht übersteigen. 

d) Höhe des Ruhegehaltes 
§ 118 

(1) Das Ruhegehalt beträgt bei Vollendung einer 
zehnjährigen ruhegehaltfähigen Dienstzeit fünfund- 
dreißig vom Hundert und steigt mit jedem weiter 
zurückgelegten Dienstjahr 

bis zum vollendeten fünfundzwanzigsten Dienst¬ 
jahr um zwei vom Hundert, 
von da ab um eins vom Hundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbozüge bis zum Höchst¬ 
satz von fünfundsiebzig vom Hundert; ein Rest der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit von mehr als einhun- 
dertzweiundachtzig Tagen gilt als vollendetes 
Dienstjahr. Bei kürzerer als zehnjähriger ruhege- 
haltfähiger Dienstzeit beträgt das Ruhegehalt fünf- 
imddreißig vom Hundert. Mindestens werden fünf- 
undsechzig vom Hundert der jeweils ruhegehalt¬ 
fähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol¬ 
dungsgruppe A 1 gewährt. 

(2) Bei einem nach § 36 Abs. 1 in den einstweili¬ 
gen Ruhestand versetzten Beamten darf das Ruhe¬ 
gehalt für die Dauer von fünf Jahren nicht hinter 
fünfzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst¬ 
bezüge, berechnet mindestens aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe A 16, Zurückbleiben. 

§ 119 

Das Ruhegehalt eines Beamten, der früher ein 
mit jäühörert Dienstbezügen verbundenes Amt im 
Bundesdienst bekleidet, und diese Bezüge minde¬ 
ste*^ ein Jahr erhalten hat, wird, sofern der Beamte 
in ein mit geringeren Dienstbezügen verbundenes 
Amt nicht lediglich auf seinen im eigenen Interesse 
gestellten Antrag überqetrelen ist, nach den höheren 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen des früheren Am¬ 
tes und der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
berechnet. Das Ruhegehalt darf jedoch die ruhe- 
cehuhf ’ >rr Dienstbezüge des letzten Amtes nicht 
über st * • t ■) 

3. Unterhalfsbeitrag 
§ 120 

(1) Einem Beamten auf Lebenszeit, der vor Ab¬ 
leistung einer Dienstzeit von zehn Jahren (§ 106 
Abs. 1 Nr. 1) w r egen Dienstunfähigkeit oder Errei- 
chens der Altersgrenze nach § 35 Satz 2 entlassen 
ist, kann ein Unterhalfsbeitrag bis zur Höhe des 
Ruhegehaltes bewilligt werden. 
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(2) Das gleiche gilt für einen Beamten auf Probe, 
der wegen Dienstunfähigkeit oder wegen Erreichens 
der Altersgrenze entlassen ist (§ 31 Abs. 1 Nr. 3, 
Abs. 5). 

4. Hinterbliebenenversorgung 

a) Sterbemonat 
§ 121 

(1) Den Erben eines verstorbenen Beamten ver¬ 
bleiben für den Sterbemonat die Dienstbezüge des 
Verstorbenen einschließlich der zur Bestreitung von 
Dienstaufwandskosten bestimmten Einkünfte. 

(2) Bei Ruhestandsbeamten sowie bei entlassenen 
Beamten tritt an die Stelle der Dienstbezüge das 
Ruhegehalt oder der Unterhaltsbeitrag. 

(3) Die an den Verstorbenen noch nicht gezahlten 
Teile der Bezüge für den Sterbemonat können statt 
an die Erben auch an die in § 122 Abs. 1 bezeichne- 
ten Hinterbliebenen gezahlt werden. 

b) Sterbegeld 
§ 122 

(1) Beim Tode eines Beamten mit Dienstbezügen 
erhalten der überlebende Ehegatte, die ehelichen 
und für ehelich erklärten Abkömmlinge des Beam¬ 
ten, die von ihm an Kindes Statt angenommenen 
Kinder, die Verwandten der aufsteigenden Linie, 
seine Geschwister und Geschwisterkinder sowie 
seine Stiefkinder Sterbegeld, wenn sie zur Zeit des 
Todes zur häuslichen Gemeinschaft des Beamten ge¬ 
hört haben; das gleiche gilt für die unehelichen 
Kinder einer Beamtin mit Dienstbezügen und deren 
Abkömmlinge. Sterbegeld ist in Höhe des Zwei¬ 
fachen der Dienstbezüge des Verstorbenen aus¬ 
schließlich der Kinderzuschläge und der zur Bestrei¬ 
tung von Dienstaufwandskosten bestimmten Ein¬ 
künfte in einer Summe zu zahlen. Beim Tode eines 
Ruhestandsbeamten oder eines entlassenen Beamten 
tritt an die Stelle der Dienstbezüge das Ruhegehalt 
oder der Unterhaltsbeitrag. 

(2) Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Ab¬ 
satzes 1 nicht vorhanden, so ist Sterbegeld auf An¬ 
trag zu gewähren 

1. Verwandten der aufsteigenden Linie, Ge¬ 
schwistern, Geschwisterkindern oder Stief¬ 
kindern, deren Ernährer der Verstorbene 
ganz oder überwiegend gewesen ist, 

2 . sonstigen Personen, die die Kosten der 
letzten Krankheit oder der Bestattung ge¬ 
tragen haben, bis zur Höhe ihrer Aufwen¬ 
dungen. 

c) Witwen- und Waisengeld 
§ 123 

(1) Die Witwe eines Beamten, der zur Zeit seines 
Todes Ruhegehalt erhalten hätte, oder eines Ruhe¬ 
standsbeamten erhält Witwengeld. Dies gilt nicht, 
wenn 

1. die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als 
drei Monate gedauert hat, es sei denn, daß 
nach den besonderen Umständen des Falles 


die Annahme nicht gerechtfertigt ist, daß 
es der alleinige oder überwiegende Zweck 
der Heirat war, der Witwe eine Versorgung 
zu verschaffen, oder 

2. die Ehe erst nach dem Eintritt des Beamten 
in den Ruhestand geschlossen worden ist 
und der Ruhestandsbeamte zur Zeit der 
Eheschließung das fünfundsechzigste Le¬ 
bensjahr bereits vollendet hatte oder 

3. die eheliche Gemeinschaft beim Tode des 
Verstorbenen durch gerichtliche Entschei¬ 
dung aufgehoben war. 

(2) § 106 findet keine Anwendung. 


§ 124 

Das Witwengeld beträgt sechzig vom Hundert 
des Ruhegehaltes, das der Verstorbene erhalten hat 
oder hätte erhalten können, wenn er am Todestage 
ln den Ruhestand getreten wäre. § 118 Abs. 2 findet 
keine Anwendung. Änderungen des Mindestruhe¬ 
gehaltes (§ 118 Abs. 1 Satz 3) sind zu berück¬ 
sichtigen. 

§ 124 a 

(1) Eine Witwe, die Anspruch auf Witwengeld 
hat, erhält im Falle einer Wiederverheiratung eine 
Witwenabfindung. 

(2) Die Witwenabfindung beträgt das Vierund- 
zwanzigfache des Witwengeldes des Monats, in dem 
sich die Witwe wiederverheiratet; ist bei Anwen¬ 
dung des § 160 Abs. 1 Nr. 2 das Witwengeld nicht 
in voller Höhe zu zahlen, so ist der zu zahlende 
Betrag der Witwenabfindung zugrunde zu legen. Die 
Abfindung ist in einer Summe zu zahlen. 

(3) Lebt das Witwengeld nach § 164 Abs. 3 wieder 
auf, so ist die Witwenabfindung, soweit sie für eine 
Zeit berechnet ist, die nach dem Wiederaufleben 
des Witwengeldes liegt, in angemessenen monat¬ 
lichen Teilbeträgen einzubehalten. 


§ 125 

(1) In den Fällen des § 123 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
und 3 kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des 
Witwengeldes bewilligt werden. 

(2) Der schuldlos oder aus überwiegendem Ver¬ 
schulden des Ehemannes geschiedenen Ehefrau eines 
verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeamten, die 
im Falle des Fortbestehens der Ehe Witwengeld 
erhalten hätte, ist ein Unterhaltsbeitrag bis zur 
Höhe des Witwengeldes insoweit zu gewähren, als 
ihr der Verstorbene zur Zeit seines Todes Unterhalt 
zu leisten hatte. Eine später eingetretene oder ein¬ 
tretende Änderung der Verhältnisse kann berück¬ 
sichtigt werden. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die einer 
schuldlos oder aus überwiegendem Verschulden des 
Ehemannes geschiedenen Ehefrau gleichgestellte frü¬ 
here Ehefrau eines verstorbenen Beamten, dessen 
Ehe aufgehoben oder für niditig erklärt war. 
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§ 126 

(1) Die ehelichen Kinder sowie die für ehelich 
erklärten oder an Kindes Statt angenommenen Kin¬ 
der eines verstorbenen Beamten, der zur Zeit seines 
Todes Ruhegehalt erhalten hätte, oder eines ver¬ 
storbenen RuhesLandsbeamten erhallen Waisengeld. 
Das gleiche gilt für die Kinder aus nichtigen Ehen, 
die die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
haben, sowie für die unehelichen Kinder einer ver¬ 
storbenen Beamtin oder Ruhestandsbeamtin, 

(2) Kein Waisengeld erhalten die Kinder eines 
verstorbenen Ruhestandsbeamten, wenn sie aus 
einer Ehe stammen, die erst nach dem Eintritt in 
den Ruhestand und nach Vollendung des fiinfund- 
sedizigsten Lebensjahres des Ruhestandsbeamten 
geschlossen wurde, oder wenn sie erst nach diesem 
Zeitpunkt für ehelich erklärt oder an Kindes Statt 
angenommen worden sind. Es kann ihnen jedoch ein 
Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Waisengeldes 
bewilligt werden. 

(3) Den unehelichen Kindern eines verstorbenen 
männlichen Beamten oder Ruhestandsbeamten ist 
ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Waisengel¬ 
des zu bewilligen. 

(4) § 106 findet keine Anwendung. 


§ 127 

(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise 
zwölf vom Hundert und für die Vollwaise zwanzig 
vom Hundert des Ruhegehaltes, das der Verstorbene 
erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn er 
am Todestage in den Ruhestand getreten wäre. § 118 
Abs. 2 findet keine Anwendung. Änderungen des 
Mindestruhegehaltes (§ 118 Abs. 1 Satz 3) sind zu 
berücksichtigen. 

(2) Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbe¬ 
nen nicht zum Bezüge von Witwengeld berechtigt 
ist und auch keinen Unterhaltsbeitrag nach § 125 in 
Höhe des Witwengeldes erhält, wird das Waisen¬ 
geld nach dem Satz für Vollwaisen gezahlt; es darf 
zuzüglich des Unterhaltsbeitrages den Betrag des 
Witwengeldes und Waisengeldes nach dem Satz für 
Halbwaisen nicht übersteigen. 

(3) Der Waisengeldanspruch eines Kindes wird 
nicht, dadurch berührt, daß ein Beamter es an Kin¬ 
des Statt annimmt. Stirbt, der Beamte, so erhält das 
Kind nur dann ein neues Waisengeld, wenn es 
höher ist als das bisherige; das bisherige Waisen¬ 
geld erlischt in diesem Falle. 

(4) Hat ein Kind einen Waisengeldanspruch so¬ 
wohl aus dem Bcamtenverhällnis des Vaters als 
auch aus dem der Mutter, so wird nur das höhere 
Waisengeld gezahlt. 


§ 128 

(1) Witwen- und Waisengeld dürfen weder ein¬ 
zeln noch zusammen den Betrag des ihrer Berech¬ 
nung zugrunde zu legenden Ruhegehaltes überstei¬ 
gen. Ergibt sich an Witwen- und Waisengeld 
zusammen ein höherer Betrag, so werden die ein¬ 
zelnen Bezüge im gleichen Verhältnis gekürzt. 


(2) Nach dem Ausscheiden eines Witwen- oder 
Waisengeldberechtigten erhöht sich das Witwen¬ 
oder Waisengeld der verbleibenden Berechtigten 
vom Beginn des folgenden Monats an insoweit, als 
sie nach Absatz 1 noch nicht den vollen Betrag nach 
§ 124 oder § 127 erhalten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, 
wenn neben Witwen- oder Waisengeld ein Unt.er- 
hallsbeitrag nach § 125 Abs. 2 oder 3 gewährt wird. 
Im Falle des Absatzes 1 Satz 2 sind die einzelnen 
Bezüge in einem den Umständen angemessenen 
Verhältnis zu kürzen. 

(4) Unterhaltsbeiträge nach § 125 Abs. 1 und § 126 
Abs. 2 und 3 dürfen nur insoweit bewilligt werden, 
als sie allein oder zusammen mit gesetzlichen Hin¬ 
terbliebenenbezügen die in Absatz 1 Satz 1 bezeich- 
nete Höchstgrenze nicht übersteigen. Kann hiernach 
ein Unterhaltsbeitrag nicht bewilligt werden, so 
wird dadurch die Gewährung des Kinderzuschlages 
nicht berührt. 

§ 129 

(1) War die Witwe mehr als zwanzig Jahre jün¬ 
ger als der Verstorbene, so wird das Witwengeld 
(§ 124) für jedes angefangene Jahr des Altersunter¬ 
schiedes über zwanzig Jahre um fünf vom Hundert 
gekürzt, jedoch höchstens um fünfzig vom Hundert, 
Nach fünfjähriger Dauer der Ehe werden für jedes 
angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer dem ge¬ 
kürzten Betrag fünf vom Hundert des Witwengel¬ 
des hinzugesetzt, bis der volle Betrag wieder er¬ 
reicht ist. Das nach Satz 1 errechnete Witwengeld 
darf nicht hinter dem Mindestwitwengeld (§ 124 in 
Verbindung mit § 118 Abs. 1) Zurückbleiben. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, .wenn aus der Ehe ein 
Kind hervorgegangen ist. 

(3) Von dem nach Absatz 1 gekürzten Witwen¬ 
geld ist auch bei der Anwendung des § 128 auszu¬ 
gehen. 

§ 130 

Der Witwe, der schuldlos oder aus überwiegen¬ 
dem Verschulden des Ehemannes geschiedenen Ehe¬ 
frau (§ 125 Abs. 2 und 3) und den Kindern eines 
Beamten, dem nach § 120 ein Unterhaltsbeitrag be¬ 
willigt worden ist oder hätte bewilligt werden 
können, kann die in §§ 123 bis 129 vorgesehene 
Versorgung bis zur Höhe des Witwen- oder Waisen¬ 
geldes als Unterhaltsbeitrag bewilligt werden. 

§ 131 

Die Zahlung des Witwen- und Waisengeldes so¬ 
wie eines Unterhaltsbeitrages nach §§ 125, 126 oder 
130 beginnt mit Ablauf des Sterbemonats. Kinder, 
die nach diesem Zeitpunkt geboren werden, erhalten 
Waisengeld vom Ersten des Geburtsmonats ab. 

§ 132 

§§ 123 bis 131 gelten entsprechend für den Witwer 
oder schuldlos oder aus überwiegendem Verschulden 
der Ehefrau geschiedenen Ehemann einer verstor¬ 
benen Beamtin oder Ruhestandsbeamtin, wenn er 
zur Zeit ihres Todes einen gesetzlichen Unterhalts- 
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ansprurh gegen sie gehabt hat. Die ihm zu gewäh¬ 
renden Bezüge dürfen nicht höher sein als sein Un- 
terhaltsanspruch gegen die Verstorbene. An die 
Stelle des Witwengeldes im Sinne der Vorschriften 
dieses Gesetzes tritt, das Witwergeld, an die Stelle 
der Witwe der Witwer. 

d) Bezüge bei Verschollenheit 
§ 133 

(1) Ein verschollener Beamter, Rubestandsbeam- 
ter oder sonstiger Versorgungsempfänger erhält die 
ihm zustehenden Dienst- oder Versorgungsbezüge 
bis zum Ablauf des Monats, in dem die oberste 
Dienstbehörde feststellt, daß sein Ableben mit 
Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. 

(2) Vom Ersten des Monats ab, der dem in Ab¬ 
satz 1 bezeichneten Zeitpunkt folgt, erhalten die 
Personen, die im Falle des Todes des Verschollenen 
nach §§ 123 bis 131 Witwen- oder Waisengeld 
erhalten würden oder einen Untorhaltsbeitrag er¬ 
halten könnten, diese Bezüge. §§ 121 und 122 gelten 
nicht. 

(3) Kehrt, der Verschollene zurück, so lebt sein 
Anspruch auf Dienst- oder Versorgungsbezüge, so¬ 
weit nicht besondere gesetzliche Gründe entgegen¬ 
stehen, wieder auf. Nachzahlungen an Dienst- oder 
Versorgungsbezügen sind längstens für die Dauer 
eines Jahres zu leisten; die nach Absatz 2 für den 
gleichen Zeitraum gewährten Bezüge sind anzu¬ 
rechnen. 

(4) Ergibt sich, daß bei einem Beamten die Vor¬ 
aussetzungen des § 73 Abs. 2 vorliegen, so können 
die nach Absatz 2 gezahlten Bezüge von ihm zu¬ 
rückgefordert werden. 


5. Unfallfürsorge 
a) Allgemeines 
§ 134 

(1) Wird ein Beamter durch einen Dienstunfall 
verletzt, so wird ihm und seinen Hinterbliebenen 
Unfallfürsorge gewährt. 

(2) Die Unfallfürsorge umfaßt 

1. Erstattung von Sachschäden und besonde¬ 
ren Aufwendungen (§ 136), 

2. Heilverfahren (§§ 137, 138), 

3. Unfallausgleich (§ 139), 

4. Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag 
(§§ 140 bis 143), 

5. Unfall-Hinterbliebenenversorgung (§§ 144 
bis 148). 

(3) Im übrigen gelten die allgemeinen Vorschrif¬ 
ten des Abschnittes V. 

§ 135 

(1) Dienstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung 
beruhendes plötzliches, örtlich und zeitlich bestimm¬ 
bares, einen Körperschaden verursachendes Ereig¬ 
nis, das in Ausübung oder infolge des Dienstes ein¬ 
getreten ist. 


(2) Zum Dienst gehören auch 

1. Dienstreisen, Dienstgänge und die dienst¬ 
liche Tätigkeit am Bestimmungsort, 

2. das Zurücklegen des mit dem Dienst zu¬ 
sammenhängenden Weges nach und von 
der Dienststelle, 

3. die Teilnahme an dienstlichen Veranstal¬ 
tungen. 

Hat der Beamte wegen der Entfernung seiner stän¬ 
digen Familienwohnung vom Dienstort an diesem 
oder in dessen Nähe eine Unterkunft, so gilt die 
Nummer 2 auch für den Weg von und nach der 
Familienwohnung. 

(3) Erkrankt ein Beamter, der nach der Art seiner 
dienstlichen Verrichtung der Gefahr der Erkrankung 
an bestimmten Krankheiten besonders ausgesetzt 
ist, an einer solchen Krankheit, so gilt dies als 
Dienstunfall, es sei denn, daß der Beamte sich die 
Krankheit außerhalb des Dienstes zugezogen hat. 
Die in Betracht kommenden Krankheiten bestimmt 
die Bundesregierung durch Rechtsverordnung. 

(4) Dem durch Dienstunfall verursachten Körper¬ 
schaden ist ein Körperschaden gleichzuachten, den 
ein Beamter außerhalb seines Dienstes erleidet, 
wenn er im Hinblick auf sein pflichtgemäßes dienst¬ 
liches Verhalten angegriffen wird. 

b) Unfallfürsorgeleistungen 
§ 136 

Sind bei einem Dienstunfall Kleidungsstücke oder 
sonstige Gegenstände, die der Beamte mit sich ge¬ 
führt hat, beschädigt oder zerstört worden oder ab¬ 
handen gekommen, so kann dafür Ersatz geleistet 
werden. Sind durch die erste Hilfeleistung nach dem 
Unfall besondere Kosten entstanden, so ist dem 
Beamten der nachweisbar notwendige Aufwand zu 
ersetzen. 

§ 137 

(1) Das Heilverfahren umfaßt 

1. die notwendige ärztliche Behandlung, 

2. die notwendige Versorgung mit Arznei- 
und anderen Heilmitteln, Ausstattung mit 
Körperersatzstücken, orthopädischen und 
anderen Hilfsmitteln, die den Erfolg der 
Heilbehandlung sichern oder die Unfall¬ 
folgen erleichtern sollen, 

3. die notwendige Pflege (§ 138). 

(2) An Stelle der ärztlichen Behandlung sowie der 
Versorgung mit Arznei- und anderen Heilmitteln 
kann Krankenhausbehandlung oder Heilanstalts¬ 
pflege gewährt werden. Der Verletzte ist verpflich¬ 
tet, sich einer Krankenhausbehandlung oder Heil¬ 
anstaltspflege zu unterziehen, wenn sie nach amts¬ 
ärztlichem Gutachten zur Sicherung des Heilerfolges 
notwendig ist. 

(3) Eine ärztliche Behandlung, die mit einer er¬ 
heblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit des 
Verletzten verbunden ist, bedarf seiner Zustim¬ 
mung, eine Operation dann, wenn sie einen erheb¬ 
lichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit be¬ 
deutet. 
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(4) Verursachen die Folgen des Dienstunfalles 
außergewöhnliche Kosten für Kleider- und Wäsche¬ 
verschleiß, so sind diese in angemessenem Umfang 

zu ersetzen. 

(5) Die Ausführung regelt die Bundesregierung 
durch Rechtsverordnung. 

§ 138 

(1) Ist der Verletzte infolge des Dienstunfalles so 
hilflos, daß er nicht ohne fremde Wartung und 
Pflege auskoinmen kann, so sind ihm die Kosten 
einer angenommenen notwendigen Pflegekraft zu 
erstatten. Die Dienstbehörde kann jedoch selbst für 
die Pflege Sorge tragen. 

(2) Nach dem Beginn des Ruhestandes ist dem 
Verletzten auf Antrag für die Dauer der Hilflosig¬ 
keit ein Zuschlag zu dem Unfallruhegehalt bis zum 
Erreichen der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
(§ 141) zu gewähren; die Kostenerstattung nadi 
Absatz 1 entfällt. 

§ 139 

(1) Ist der Verletzte infolge des Dienstunfalles 
in seiner Erwerbsfähigkeit wesentlich beschränkt, 
so erhält er, solange dieser Zustand andauert, 
neben den Dienslbczügen, dem Unterhaltszuschuß 
oder dem Ruhegehalt einen Unfallausgleich. Dieser 
wird in Höhe der Grundrente nach § 31 Abs. 1 bis 3 
des Bundesversorgungsgesetzes gewährt. 

(2) Die Minderung der Erwerbsfähigkeit ist nach 
der körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen 
Erwerbsleben zu beurteilen. Für äußere Körper¬ 
schäden können Mindesthundertsätze festgesetzt 
werden. 

(3) Der Unfallausgleich wird neu festgestellt, 
wenn in den Verhältnissen, die für die Feststellung 
maßgebend gewesen sind, eine wesentliche Ände¬ 
rung eingetreten ist. Zu diesem Zweck ist der Be¬ 
amte verpflichtet, sich nach Weisung der obersten 
Dienstbehörde amtsärztlich untersuchen zu lassen; 
die oberste Dienstbehörde kann diese Befugnis auf 
unmittelbar nachgeordnete Behörden übertragen. 

(4) Während einer Krankenhausbehandlung oder 
Heilanstaltspflege wird der Unfallausgleich nicht 
gewährt. 

(5) Erhält der Verletzte Unfallruhegehalt, so ist 
auf dieses der Unfallausgleich in Höhe des Unter¬ 
schiedes zwischen dem Unfallruhegehalt und dem 
Ruhegehalt, das sich nach den allgemeinen Vor¬ 
schriften ergeben würde, anzurechnen. 

§ 140 

(1) Ist der Beamte infolge des Dienstunfalles 
dienstunfähig geworden und in den Ruhestand ge¬ 
treten, so erhält er Unfallruhegehalt. Dieses be¬ 
trägt mindestens sechsundsechzigzweidrittel vom 
Hundert der rubegehaltfähigen Dienstbezüge; es 
darf nicht hinter fünfundsiebzig vom Hundert der 
jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der Besoldungsgruppe A 1 Zurückbleiben. 

(2) Hat der Beamte nach den allgemeinen Vor¬ 
schritten bereits ein Ruhegehalt von siebenund¬ 
vierzig vom Hundert oder mehr der ruhegehalt¬ 


fähigen Dienstbezüge erdient, so ist dieser Hun¬ 
dertsatz um zwanzig vom Hundert der ruhegehalt¬ 
fähigen Dienstbezüge zu erhöhen. Das Unfallruhe¬ 
gehalt darf fünfundsiebzig vom Hundert der ruhe¬ 
gehaltfähigen Dienstbezüge nicht übersteigen; Ab¬ 
satz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz bleibt unberührt. 


§ 141 

Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemessen 
sich für einen Verletzten, 

1. der als Beamter auf Lebenszeit oder auf Probe 
ein festes Gehalt bezogen hat, nach seiner 
Besoldungsgruppe, 

2. der als Beamter auf Lebenszeit oder auf Probe 
ein aufsteigendes Gehalt bezogen hat, nach der 
Dienstaltersstufe seiner Besoldungsgruppe, die 
er bis zum Erreichen der Altersgrenze (§ 41 
Abs. 1) hätte erreichen können. 

§ 141a 

Setzt ein Beamter bei Ausübung einer Diensthand- 
lung, mit der für ihn eine besondere Lebensgefahr 
verbunden ist, sein Leben ein und erleidet er in¬ 
folge dieser Gefährdung einen Dienstunfall, so sind 
bei der Bemessung des Unfallruhegehaltes fünfund¬ 
siebzig vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst¬ 
bezüge aus der Endstufe der nächsthöheren Besol¬ 
dungsgruppe zugrunde zu legen, wenn er infolge 
dieses Dienstunfalles dienstunfähig geworden und 
in den Ruhestand getreten und im Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruhestand infolge des Dienstunfalles 
in seiner Erwerbsfähigkeit um mehr als fünfzig vom 
Hundert beschränkt ist. Besteht auf Grund derselben 
Ursache auch ein Anspruch auf Flugunfallentschä¬ 
digung nach § 26 des Bundespolizeibeamtengesetzes 
oder auf Unfallentschädigung nach § 63 des Solda¬ 
tenversorgungsgesetzes, so findet Satz 1 nur An¬ 
wendung, wenn auf die Entschädigung verzichtet 
wird. 

§ 142 

(1) Ein durch Dienstunfall verletzter früherer 
Beamter, der nach § 30, 31 oder 32 entlassen 
ist, erhält neben dem Heilverfahren (§§ 137, 138) 
für die Dauer einer durch den Dienstunfall ver¬ 
ursachten Erwerbsbeschränkung einen Unterhalts¬ 
beitrag. 

(2) Der Unterhaltsbeitrag beträgt 

1. bei völliger Erwerbsunfähigkeit sechsund¬ 
sechzigzweidrittel vom Hundert der ruhe¬ 
gehaltfähigen Dienstbezüge nach Absatz 5, 

2. bei Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
wenigstens zwanzig vom Plündert den der 
Minderung entsprechenden Teil des Unter¬ 
haltsbeitrages nach Nummer 1. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 kann der Unter¬ 
haltsbeitrag, solange der Verletzte aus Anlaß des 
Unfalles unverschuldet arbeitslos ist, bis auf den 
Betrag nach Nummer 1 erhöht werden. Bei Hilf¬ 
losigkeit des Verletzten gilt § 138 entsprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn der 
Beamte unter Umständen entlassen worden ist, die 
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in einem Disziplinui vr I- 1 : --i ,-ni I nllerming aus 
dem Dienst geführt lei: bei. Ob diese Voraussetzung 
vorliegt, enisclieklel die nt- Dienstbehörde. 

(5) Die nihegehulllal.igen Dienslbezüge bestim¬ 
men sich nach § 108. Hei ebiem Irüheren Beamten 
auf Widernd ohne Diensibe o ;■ je sind die Dienst- 
be/.üge zugrunde zu legen, die er bei der Ernennung 
zum Beamtem auf Probe y.uersi erhalten lullte. Der 
Unlorhallsbedrag für einen Irüheren Beamten auf 
Widerruf, der ein Amt bekleidete, das seine Arbeits¬ 
kraft nur nebenbei beanspruchte, ist nach billigem 
Ermessen fesl.zuselzen 

((>) Die Minderung der ErwerbsKihigkeit ist nach 
der körperlichen Beeintr,i<hiinimg im allgemeinen 
Erwerbsleben zu beurteilen, /.um Zwecke der Nach¬ 
prüfung des Grades der Minderung der Erwerbs¬ 
fähigkeit ist der Beamter verpflh Ittel, sich nach Wei¬ 
sung der obersten Dienstbehörde amtsärztlich unter¬ 
suchen zu hissen; die oberste Dienstbehörde kann 
diese Befugnis auf unmittelbar nachgeordnele Be¬ 
hörden übertragen. 

§ 143 

(1) Erhält ein durch Dienstunfall verletzter frühe¬ 
rer Beamter, der weder in den Ruhestand versetzt 
noch, nach § 142 zu behandeln ist, keine Versor¬ 
gung, so kann ihm als linfalllürsorge 

1. das Meilverlahren nach §$ 137 und 138, 

2. für die Dauer einer durch den Dienstunfall 
verursachten völligen Erwerbsunfähigkeit 
oder Minderung der Erv/erbsfähiqkeit um 
wenigstens zwanzig vorn Hundert, ein 
Unterhaltsboi trag 

bewilligt werden. 

(2) Der Unterhaltsbeitrag kann bis zu scdisund- 
sechzigzweidrittel vom Hundert der mheoehalt- 
fahigen. Dumstbez.tige (§ 10b), jedoch höchstens nach 
der drillen Dienslaltorsslufe den Besoldungsgruppe, 
in der der Beamte sich zuielz! befunden hat, be¬ 
willigt werden. Für einen I, an Boomten, auf 
Widerruf ohne Dienslbezüge und einen solchen, der 
ein Amt bekleidete, dos seine Arbeitskraft nur ne¬ 
benbei beanspruchte, gilt. § Id2 Abs. 5 Satz 2 und 3. 

(3) § 142 Abs. 6 findet Anwendung. 


§ 144 

(1) Tst ein Beamter oder (du Ruhestanüsbearntcr, 
der Unfallruhegehall bezog, an den Folgen des 
Dienstunfalles verstorben, so erhalten seine Hinter¬ 
bliebenen Unfall-Hi nierbliebenenvcrsorgung. Für 
diese gelten folgende besonderen Vorschrillen: 

1. Das Witwengeld beträgt sechzig vom Hun¬ 
dert des Unfallruhegehalles (§§ 140, 141 
141 a). 

2. Das Waisengeld beträgt für jedes waisen- 
gcldberechtigte Kind (§ 126) dreißig vom 
Hundert des Unfaltnihegehaltes. Es wird 
auch elternlosen Enkeln gewährt, deren 
Unterhalt zur Zeit des Dicnstunfalles ganz 
oder überwiegend durch den Verstorbenen 
bestritten wurde. 
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(2) Ist ein Ruhcstandsheamter, der UnMIruhe- 
gehutt bezog, nicht an den Folgen des Dienstunfal¬ 
les verstorben, so steht den Hinterbliebenen nur 
Versorgung nach Unterabschnitt 4 (§§ 121 bis 133} 
zu; diese Bezüge sind aber unter Zugrundelegung 
des Unfaltnihegehaltes zu berechnen, 

(3) § 141 a Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 145 

Verwandten der aufsteigenden Linie, deren 
Unterhalt zur Zeit des Dionstunfalles ganz oder 
überwiegend durch den Verstorbenen (§ 144 Abs. 1) 
bestritten wurde, ist für die Dauer der Bedürftig¬ 
keit ein Unterhaltsbeitrag von zusammen dreißig 
vom Hundeil des Unfallruhegehalles zu gewähren, 
mindestens jedoch vierzig vom Hundert des in § 140 
Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz genannten Betrages. 
Sind mehrere Personen dieser Art vorhanden, so 
wird der Unlerhaltsbeitrag den Eltern vor den 
Großeltern gewährt; an die Stelle eines verstorbe¬ 
nen Elternteiles treten dessen Eltern. § 141 a Satz 2 
gilt entsprechend. 

§ 146 

(1) Ist in den Fällen des § 142 der frühere Beamte 
an den Folgen des Dienstunfalles verstorben, so 
erhalten seine Hinterbliebenen einen Unterhalts- 
beitrag in Höhe des Witwen- und Waisengcldes, 
das sich nach den allgemeinen Vorschriften unter 
Zugrundelegung des Unterhaltsbeitrages nach § 142 
Abs. 2 Nr. 1 ergibt. 

(2) Ist der frühere Beamte nicht an den Folgen 
des Dienstunfalles verstorben, so kann seinen 
Hinterbliebenen ein Unterhaltsbeilrag bis zur Höhe 
des Witwen- und Waisengeldes bewilligt wrerden, 
das sich nach den allgemeinen Vorschriften unter 
Zugrundelegung des Unlerhall.sbeit7.rges ergibt, 
den der Verstorbene iin Zeitpunkt seines Todes be¬ 
zogen hat. 

(3) Für die Hinterbliebenen eines Beamten ohne 
Dienslbezüge und eines Beamten, der ein Amt be¬ 
kleidete, das seine Arbeitskraft nur nebenbei be¬ 
anspruchte, gilt Absatz 1 entsprechend, wenn der 
Beamte an chm Uni all folgen verstorben ist, 

§ 147 

In den Fällen des § 143 kann auch den Hinter¬ 
bliebenen des Irüheren Beamten ein entsprechend 
bemessener Unlerhaltsbeitrag bewilligt werden. 

§ 148 

Die Unfallversorgung der Hinterbliebenen (§§ 144 
bis 147) darf insgesamt die Bezüge (Unfallruhe- 
gehalt oder Unterhaltsbeilrag) nicht übersteigen, 
die der Verstorbene erhallen hat oder hätte er¬ 
halten können. § 128 ist entsprechend anzuwenden. 
Der Unfallausgleich (§ 139) sowie der Zuschlag bei 
Hilflosigkeit (§ 138 Abs. 2) oder bei Arbeitslosig¬ 
keit (§ 142 Abs. 3 Satz 1) bleiben sowohl bei der 
Berechnung des Unterhaltsbeitrages nach § 146 als 
auch bei der vergleichenden Berechnung nach § 128 
außer Betracht. 
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c) Ni di ■ tt <! w iS h ni n g von Unfalllürsorge 

§ 149 

(1) Unfiilliiir.sorge wird nidil gewährt, wenn der 
Vcrli'i/.ie den Iiictisiiiniall vorsätzlich herbeigeführt 
hat. Sie kann von der «bersten Dienstbehörde ganz 
oder teilweise versagt weiden, wenn eine grobe 
Fahrlässigkeit des Verletzten zur Entstehung des 
Dienslmtlalles beigetrugen hat. 

(2) Hat der Verletzte eine die Heilbehandlung 
beireitende Anordnung ohne gesetzlichen oder 
sonstigen wichtigen Grund nicht befolgt und wird 
dadurch seine Dienst- oder Erwerbsfähigkeit un¬ 
günstig beeinflußt, so kann ihm die oberste Dienst¬ 
behörde die Unlallfürsorge insoweit versagen. Der 
Verletzte ist auf diese Folgen schriftlich hinzu¬ 
weisen. 

(3) Hintorbliebene.nversorgung nach den Unfall- 
fürsorgcvorsch rillen wird nicht gewährt, wenn die 
Ehe erst geschlossen worden ist, nachdem der 
Beamte das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet 
hatte. 

d) Anmeldung und Untersuchungsverfahren 

§ 150 

(1) Unfall fürsorgeanspriiehe auf Grund dieses 
Gesetzes sind innerhalb einer Allsschlußfrist von 
zwei Jahren nach dem Eintritt des Dienstunfalles bei 
dem Dienstvorgesetzten des Verletzten anzumelden. 
Die Frist gilt auch dann als gewahrt, wenn die 
Ansprüche bei der tür den Wohnort des Berechtigten 
zuständigen unteren Verwaltungsbehörde ange- 
meldel worden sind. 

(2) Nach Ablauf der Ausscbhißfrist ist der An¬ 
meldung nur Folge zu geben, wenn seit dem Dienst- 
unfäll noch nicht zehn Jahre vergangen sind und 
wenn gleichzeitig glaubhaft gemacht wird, daß eine 
den Anspruch begründende. Folge des Unfalles erst 
später bemerkbar geworden ist oder daß der Berech¬ 
tigte von der Verfolgung seines Ansprudies durch 
außerhalb seines Willens liegende Umstände abge- 
halten worden ist. Die Anmeldung muß, nachdem 
eine Unfallfolge bemerkbar geworden oder das 
Hindernis für die Anmeldung weggefallen ist, 
innerhalb dreier Monate erfolgen. Die Unfallfür¬ 
sorge wird in diesen Fällen vom Tage der An¬ 
meldung an gewährt; zur Vermeidung von Härten 
kann sie auch von einem Irüberen. Zeitpunkt ab 
gewährt werden. 

(3) Der Dienst Vorgesetzte bat jeden Unfall, der 
ihm von Amts wegen oder durch Anmeldung der 
Beteiligten bekannt wird, sofort zu untersuchen. Das 
Ergebnis der Untersuchung ist den Beteiligten mit- 
zuteilen. 

e) Begrenzung der UnfalifürsorgeanspiUdie 

§ 151 

(1) Der verletzte Beamte und seine Hinter¬ 
bliebenen haben aus Anlaß eines im Bundesdienst 
erlittenen Dienstunfalles gegen den Dienstherrn nur 
die in §§ 134 bis 148 geregelten Ansprüche. Ist 
der Beamte nach dem Dienslunfall in den Dienst¬ 
bereich eines anderen Diensthorrn (§ 2) versetzt 


worden, so richten sich die Ansprüche gegen diesen; 
das gleiche gilt in den Fällen des gesetzlichen Über¬ 
tritts oder der Übernahme bei der Umbildung von 
Körperschaften. 

(2) Weitergehende Ansprüche auf Grund allge¬ 
meiner gesetzlicher Vorschriften können gegen einen 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet 
oder im Land Berlin oder gegen die in seinem 
Dienst stehenden Personen nur dann geltend ge¬ 
macht worden, wenn der Dienslunfall durch eine 
vorsätzliche unerlaubte Handlung einer solchen 
Person verursacht worden ist. Jedoch findet das 
Gesetz über die erweiterte Zulassung von Schaden¬ 
ersatzansprüchen bei Dienst- und Arbeitsunfällen 
vom 7. Dezember 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 674) 
Anwendung. 

(3) Ersatzansprüche gegen andere Personen blei¬ 
ben unberührt. 

6. Abfindung 

§ 152 

(1) Eine verheiratete Beamtin auf Lebenszeit oder 
auf Probe, die auf Antrag entlassen wird, erhält 
auf Antrag eine Abfindung. 

(2) Die Abfindung beträgt nach vollendetem 
zweiten oder dritten Dienstjahr das Zweifache, nach 
vollendetem vierten oder fünften Dienstjahr das 
Dreifache der Dienstbezüge des letzten Monats und 
steigt vom vollendeten sechsten Dienstjahr ab um 
je einen Mönatsbetrag. 

(3) Als Dienstzeit gilt die Zeit, die die Beamtin 
nach Vollendung des siebzehnten Lebensjahres im 
Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im 
Reichsgebiet als Beamtin, Angestellte oder Arbei¬ 
terin zurück gelegt hat, soweit sie nicht bereits durch 
Gewährung einer anderen Abfindung oder durch 
Gewährung eines Ruhegehaltes abgegolten ist. In 
die Gesamtdienstzeit wird die Zeit einer ehrenamt¬ 
lichen Tätigkeit nicht einbezogen. 

(4) Durch die Abfindung werden alle sonstigen 
Versorgungsansprüche abgegolten. Unfallfürsorge 
(§ 143) kann gewährt werden. 

(5) Die Abfindung ist beim Ausscheiden in einer 
Summe zu zahlen. § 153 bleibt unberührt. 

(6) Besteht Grund zu der Annahme, daß die 
Beamtin ihre Entlassung beantragt hat, weil ihr der 
Verlust der Beamtenrechte oder die Entfernung aus 
dem Dienst drohte, so darf die Abfindung erst ge¬ 
zahlt werden, wenn innerhalb dreier Monate nach 
der Entlassung kein Verfahren eingeleitet oder 
nach der im Verfahren ergangenen rechtskräftigen 
Entscheidung kein Verlust der Versorgungsbezüge 
eingetreten ist. 

§ 153 

(1) Auf Antrag wird die Abfindung in Form einer 
Rente (Abfindungsrente) gewährt. Hierfür gilt fol¬ 
gendes: 

1. Die Zusicherung der Abfindungsrento ist 
vor der Entlassung schriftlich zu beantragen 
und von der für die Entlassung zuständigen 
Behörde schriftlich zu bestätigen. 
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2. Die Zahlung der Abfindungsrente beginnt 
mit dem Ersten des Monats, in dem die 
Berechtigte nach amtsärztlichem Gutachten 
dauernd arbeitsunfähig im Sinne der Reichs¬ 
versicherungsordnung geworden ist oder 
das fünfundsechzigste Lebensjahr vollendet. 
Sie endet mit dem Ablauf des Monats, in 
dem die Berechtigte stirbt. 

3. Die Abfindungsrente beträgt jährlich zehn 
vom Hundert des Kapitals, zu dem die nach 
§ 152 Abs. 2 errechnete Abfindungssumme 
bei einer Verzinsung mit dreieinhalb vom 
Hundert vom Zeitpunkt der Entlassung an 
bis zum Beginn der Rentenzahlung ange¬ 
wachsen ist. 

(2) Die entlassene Beamtin, der eine Abfindungs¬ 
rente zugesichert worden ist, erhält auf Antrag an 
Stelle der Abfindungsrente nachträglich eine Ab¬ 
findung (§ 152 Abs. 2). 

7. Übergangsgeld 
§ 154 

(1) Ein Beamter mit Dienstbezügen, der nicht auf 
eigenen Antrag entlassen wird, erhält als Uber¬ 
gangsgeld nach vollendeter einjähriger Beschäf¬ 
tigungszeit das Einfache und bei längerer Beschäf- 
tigüngszeit für jedes weitere volle Jahr ihrer Dauer 
die Hälfte, insgesamt höchstens das Sechsfache der 
Dienstbezüge des letzten Monats. 

(2) Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununter¬ 
brochener entgeltlicher Tätigkeit im Dienstbereich 
einer obersten Bundesbehörde oder der Verwaltung, 
deren Aufgaben sie übernommen hat. 

(3) Das Ubergangsgeld wird nicht gewährt, wenn 

1. der Beamte wegen eines Verhaltens im 
Sinne der §§ 28, 29 und 31 Abs. 1 Nr. 1 ent¬ 
lassen wird oder 

2. ein Unterhaltsbeitrag nach § 120 bewilligt 
wird oder 

3. die Beschäftigungszeit als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit nach § 112 Nr. 1 angerechnet 
wird. 

(4) Das Ubergangsgeld wird in Monatsbeträgen 
für die der Entlassung folgende Zeit wie die Dienst¬ 
bezüge gezahlt. Es ist längstens bis zum Ende des 
Monats zu zahlen, in dem der Beamte die Alters¬ 
grenze (§ 41 Abs. 1) erreicht hat. Beim Tode des 
Empfängers ist der noch nicht ausgezahlte Betrag 
den Hinterbliebenen in einer Summe zu zahlen. 

(5) Hat der Entlassene während des Bezuges des 
Übergangsgeldes ein neues Beamtenverhältnis oder 
ein privatrechtliches Arbeitsverhältnis im öffent¬ 
lichen Dienst oder ein Dienstverhältnis als Berufs¬ 
soldat oder als Soldat auf Zeit begründet, so wird 
für dessen Dauer die Zahlung des Ubergangsgeldes 
unterbrochen. 

8. Gemeinsame Vorschriften 
a) Zahlung der Versorgungsbezüge 
§ 155 

(1) Die oberste Dienstbehörde entscheidet über 
die Bewilligung von Versorgungsbezügen auf Grund 


von Kannvorschriften sowie über ehe Berück¬ 
sichtigung von Zeiten als ruhcgehaltfüh ge Dienst¬ 
zeit, setzt die Versorgungsbezüge fest und bestimmt 
die Person des Zahlungsempfängers. Sie kann diese 
Befugnisse im Einvernehmen mit dem Bundes¬ 
minister des Innern auf andere Behörden über¬ 
tragen. 

(2) Entscheidungen über die Bewilligung von Ver¬ 
sorgungsbezügen auf Grund von Kannvorschriften 
dürfen erst beim Eintritt des Versorgungsfalles 
getroffen werden; vorherige Zusicherungen sind 
unwirksam. Ob Zeiten auf Grund des § 115 oder des 
§ 116 als ruhegehaltfähige Dienstzeit zu berück¬ 
sichtigen sind, ist in der Regel bei der Berufung 
in das Beamtenverhältnis zu entscheiden; diese Ent¬ 
scheidungen stehen unter dem Vorbehalt eines 
Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen zugrunde 
liegt. 

(3) Entscheidungen in versorgungsrechtlichen An¬ 
gelegenheiten, die eine grundsätzliche, über den Ein¬ 
zelfall hinausgehende Bedeutung haben, sind von 
dem Bundesminister des Innern zu treffen. Zu § 111 
Abs. 2 und §§ 115 bis 117, 120, 125, 126, 128, 130, 
132, 133, 136, 139, 142, 143, 145 bis 147, 149, 162, 
164 und 165 werden von diesem Minister Richtlinien 
erlassen. 

(4) Die Versorgungsbezüge sind, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, für die gleichen Zeiträume zu 
zahlen wie die Dienstbezüge der Beamten. § 83 
Abs. 2 gilt entsprechend. 

§ 156 

(1) Auf den Ortszuschlag (§ 108 Nr. 2) finden die 
für die Beamten geltenden Vorschriften des Besol¬ 
dungsrechts Anwendung. Er ist mit dem Satz für die 
Ortsklasse des Wohnsitzes des Versorgungsempfän¬ 
gers, bei einem Wohnsitz außerhalb des Geltungs¬ 
bereichs dieses Gesetzes mit dem Satz für die Orts¬ 
klasse A anzusetzen; dies gilt auch dann, wenn der 
Beamte einen Ortszuschlag nicht oder nur teilweise 
bezogen hat. Sind nach dem Tode eines Beamten 
oder Ruhestandsbeamten mehrere Versorgungs¬ 
empfänger vorhanden, so ist der Ortszuschlag ein¬ 
heitlich mit dem Satz für die Ortsklasse, der der 
Versorgung des überlebenden Ehegatten zugrunde 
liegt, und, falls eine solche Versorgung nicht zu¬ 
steht, mit dem Satz für die Ortsklasse, der der Ver¬ 
sorgung des jüngsten Versorgungsempfängers zu¬ 
grunde liegt, anzusetzen. § 17 Abs. 2 des Bundes¬ 
besoldungsgesetzes gilt sinngemäß. 

(2) Kinderzuschläge werden neben Ruhegehalt 
oder Witwengeld nach den für die Beamten gelten¬ 
den Vorschriften des Besoldungsrechts gewährt. 
Waisen erhalten den Kinderzuschlag neben dem 
Waisengeld, wenn Witwengeld nicht zu zahlen ist. 

§ 157 

(1) Die Ansprüche auf Sterbegeld (§ 122), auf Er¬ 
stattung der Kosten des Heilverfahrens (§ 137) und 
der Pflege (§ 138) sowie auf Unfallausgleich (§ 139) 
können weder gepfändet noch abgetreten noch ver¬ 
pfändet werden. Forderungen des Dienstherrn gegen 
I den Verstorbenen aus Vorschuß- oder Darlehns- 
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gewährurigen sowie aus Überhöhungen von Dicnst- 
odor Versorgungsbezügen (§ 87 Abs. 2) können auf 
das Sterbegeld ungerechnet werden. 

(2) Für die sonstigen Versorgungsanspriiche gilt 
§ 84 entsprechend. 

b) Ruit eil der Versorgungsheziigc 
i? 15» 

(1) BeziehI ein Versorgungsboroehtigter aus einer 
Verwendung im öllemlichon Dienst ein Einkommen, 
so erhält er daneben seine Versorgungsbezüge nur 
bis zum -Erreichen der in Absatz 2 bezeiebneten 
I löchstgrenze. 

(2) Als 1 lörle,'grenze gellen 

t. lür Ruhe Jundsbeüinle und für Witwen 
die; für denselben. Zeitraum bemessenen 
riihegehullfähigen Dienstbezüge, aus denen 
das Ruhegehalt. berechnet ist, 

2. für Waisen 

vierzig vom Hundert der unter Nummer 1 
bezeich rieten Dienstbezüge. 

(3) Bei den Rubensberechnung nach den Absätzen 
I und 2 sind der Orlszusehiag mit, dem für den Ort 
der Verwendung maßgebenden Satz und Kinder¬ 
zuschläge nach dom Familienstand und den Sätzen 
zur Zeit der Verwendung zu berücksichtigen. Unfall¬ 
ausgleich (§ 139} und Dienstaufwandsgelder sind 
außer Betracht zu lassen. Welche Einkommensteile 
als Dienslau! wnndsyekler anzusehen sind, entschei¬ 
det auf Antrag der Behörde oder des Versorgungs¬ 
berechtigten der Bundesministor des Tnnern. 

(4) Ist hei Ruhensberethnungen für Ruhestands- 
beumte und Witwen die in Absatz 2 Nr. 1 bezeich¬ 
nte Höchstgrenze niedriger als das Eineinviertel¬ 
tache der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 1, so gilt 
dieser Betrag als Höchstgrenze. Entsprechend be- 
mißt sich die Höchstgrenze für Waisen (Absatz 2 
Nr. 2). 

(5) Verwendung im öffentlichen Dienst im Sinne 
des Absatzes 1 ist jede Beschäftigung im Dienst 
von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts im Reichsgebiet oder ihrer Ver¬ 
bände; ausgenommen ist die Beschäftigung bei 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschalten oder 
ihren Verbänden. Der Verwendung im öffentlichen 
Dienst sieben gleich 

a) die Beschäftigung bei Vereinigungen, Ein¬ 
richtungen und Unternehmungen, deren 
gesamtes Kapital (Grundkapital, Stamm¬ 
kapital) sich in öffentlicher Hand befindet, 

b) die Verwendung im öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaat¬ 
lichen Einrichtung, an der eine Körper¬ 
schaft oder ein Verband im Sinne des 
Salzes 1 durch Zahlung von Beiträgen oder 
Zuschüssen oder in anderer Weise betei¬ 
ligt ist. 

Ob die Voraussei/.ungen zulroffen, entscheidet auf 
Antrag der Behörde oder des Versorgungsberech- 
tigten der Bnndesminisler des Innern. 


§ 159 

(1) Die Versorgungsbezüge ruhen, solange der 
Versorgungsberechtigte 

1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes ist oder 

2. seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent¬ 
halt im Ausland hat. 

Die oberste Dienstbehörde entscheidet darüber, ob 
die Voraussetzungen der Nummer 2 vorliegen und 
von welchem Tage an die Versorgungsbezüge zu 
ruhen haben. Sie kann Ausnahmen von den Num¬ 
mern 1 und 2 zulassen. 

(2) Haben die Versorgungsbezüge nach Absatz 1 
Nr. 2 länger als drei Jahre geruht, so können sie 
dem Versorgungsberechtigten entzogen werden. 
Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann die 
Versorgung ganz oder teilweise wieder zuerkannt 
werden. Die Entscheidung trifft die oberste Dienst¬ 
behörde. 

(3) Hat ein Versorgungsberechtigler seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb dos 
Bundesgebietes oder des Landes Berlin, so kann die 
oberste Dienstbehörde die Zahlung der Versor¬ 
gungsbezüge von der Bestellung eines Empfangs- 
bevollmächtigien ira Bundesgebiet oder im Land 
Berlin abhängig machen, 

c) Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge 
§ 160 

(1) Erhalten aus einer Verwendung im öffent¬ 
lichen Dienst (§ 158 Abs. 5 Satz 1) oder aus einer ihr 
gleichstehenden Beschäftigung (§ 158 Abs. 5 Satz 2 
Buchstabe a) an neuen Vorsorgungsbezügen 

}. ein Ruhestandsbeamter 

Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 

2. eine Witwe oder Waise aus der Verwen¬ 
dung des verstorbenen Beamten oder Ruhe¬ 
standsbeamten 

Witwengeld, Waisengeld oder eine ähn¬ 
liche Versorgung, 

3. eine Witwe 

Ruhegehalt oder eine ähnliche Versorgung, 
so sind daneben die früheren Versorgungsbezüge 
nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 bezeichnetcn 
Höchstgrenze zu zahlen. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamte (Absatz 1 Nr. 1) 

das Ruhegehalt, das sich unter Zugrunde¬ 
legung der gesamten ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit aus den der Festsetzung des 
früheren Ruhegehaltes zugrunde gelegten 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen ergibt, 

2. für Witwen oder Waisen (Absatz 1 Nr. 2) 
das Witwen- oder Waisengeld, das sich aus 
dem Ruhegehalt, nach Nummer 1 ergibt, 

3. für Witwen (Absatz 1 Nr. 3) 
fünfundsiebzig vom Hundert der ruhe¬ 
gehaltfähigen Dienstbezüge, aus denen das 
dem Witwengeld zugrunde liegende Ruhe¬ 
gehalt berechnet ist. 
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(3) Erwirbt eine Ruhestandsbeamtin einen An¬ 
spruch auf Witwengeld, so erhält sie daneben ihr 
Ruhegehalt nur bis zum Erreichen der in Absatz 2 
Nr. 3 bezeichneten Höchstgrenze. Die Gesamtbezüge 
dürfen nicht hinter dem Ruhegehalt der Witwe 
Zurückbleiben. 

(4) Inwieweit Versorgungsbezüge, versorgungs¬ 
ähnliche Bezüge oder andere im Zusammenhang mit 
dem Ausscheiden stehende Zuwendungen aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwischen¬ 
staatlichen oder überstaatlichen Einrichtung (§ 158 
Abs. 5 Satz 2 Budistabe b) abzuführen oder auf die 
Versorgungsbezüge nach diesem Gesetz anzuredi- 
nen sind, regelt die Bundesregierung durch Rechts¬ 
verordnung. Dabei sind Leistungen außer Betracht 
zu lassen, soweit sie auf eigenen Beiträgen des 
Ruhestandsbeamlen beruhen. 

<l) (weggefallen) 

§ 161 

(weggelallen) 

e) Erlöschen der Versorgungsbezüge 
§ 162 

(1) Ein Ruhestandsbeamter, 

1. gegen den wegen einer vor Beendigung des 
Beamtenverhältnisses begangenen Tat eine 
Entscheidung ergangen ist, die nach § 48 
zum Verlust der Beamtenrechte geführt 
hätte, oder 

2. der wegen einer nach Beendigung des Be¬ 
amtenverhältnisses begangenen Tat durch 
ein deutsches Gericht im Bundesgebiet oder 
im Land Berlin im ordentlichen Strafver¬ 
fahren 

a) zu Zuchthaus oder 

b) zu Gefängnis mit Verlust der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte auf die Dauer von 
mindestens drei Jahren oder 

c) wegen vorsätzlicher hochverräterischer, 
staatsgefährdender oder landesverräte- 
rischer Handlung zu Gefängnis auf die 
Dauer von mindestens sechs Monaten 
verurteilt worden ist, 

verliert mit der Rechtskraft der Entscheidung seine 
Rechte als Ruhestandsbeamter. Entsprechendes gilt, 
wenn der Ruhestandsbeamte auf Grund einer Ent¬ 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts gemäß 
Artikel 18 dos Grundgesetzes ein Grundrecht ver¬ 
wirkt hat. 

(2) §§ 50 und 51 gelten entsprechend. 

§ 163 

Kommt ein Ruhestandsbeamter entgegen den Vor¬ 
schriften der §§39 und 45 Abs. 1 einer erneuten Be¬ 
rufung in das Beamtenverhältnis schuldhaft nicht 
nach, obwohl er auf die Folgen eines solchen Ver¬ 
haltens schriftlich hingewiesen worden ist, so ver¬ 
liert er für diese Zeit seine Versorgungsbezüge. Die 
oberste Dienstbehörde stellt den Verlust der Ver¬ 


sorgungsbezüge fest und teilt dies dem Ruhestands¬ 
beamten mit. Eine disziplinarrechtliche Verfolgung 
wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

§ 164 

(1) Der Anspruch der Witwen und Waisen auf 
Versorgungsbezüge erlischt 

1. für jeden Berechtigten mit dem Ende des 
Monats, in dem er sich verheiratet oder 
stirbt, 

2. für jede Waise außerdem mit dem Ende 
des Monats, in dem sie das achtzehnte Le¬ 
bensjahr vollendet, 

3. für jeden Berechtigten, der durch ein deut¬ 
sches Gericht im Bundesgebiet oder im 
Land Berlin im ordentlichen Strafverfahren 
zu Zuchthaus oder wegen vorsätzlicher 
hochverräterischer, staatsgefährdender oder 
landesverräterischer Handlung zu Gefäng¬ 
nis auf die Dauer von mindestens sechs 
Monaten verurteilt worden ist, mit der 
Rechtskraft des Urteils. 

Entsprechendes gilt, wenn der Berechtigte auf 
Grund einer Entscheidung des Bundesverfassungs¬ 
gerichts gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes ein 
Grundrecht verwirkt hat. §§ 50 und 51 gelten ent¬ 
sprechend. 

(2) Das Waisengeld soll nach Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahres gewährt werden für eine 
ledige Waise, 

1. die sich in der Schul- oder Berufsausbildung 
befindet, bis zur Vollendung des fünfund¬ 
zwanzigsten Lebensjahres, 

2. die infolge körperlicher oder geistiger Ge¬ 
brechen dauernd außerstande ist, sich selbst 
zu unterhalten, auch über das fünfund¬ 
zwanzigste Lebensjahr hinaus. 

Ist die Schul- oder Berufsausbildung durch Erfül¬ 
lung der Wehrpflicht verzögert worden, so soll das 
Waisengeld auch für einen der Zeit dieses Dienstes 
entsprechenden Zeitraum über das fünfundzwan¬ 
zigste Lebensjahr hinaus gewährt werden. 

(3) Hat eine Witwe sich wieder verheiratet und 
wird die Ehe aufgelöst, so lebt das Witwengeld 
wieder auf; ein von der Witwe infolge Auflösung 
der Ehe erworbener neuer Versorgungsanspruch 
oder Unterhaltsanspruch ist auf das Witwengeld 
anzurechnen. Der Auflösung der Ehe steht die Nich¬ 
tigerklärung gleich. 

f) Anzeigepflicht 
§ 165 

(1) Die Beschäftigungsstelle (§ 154 Abs. 5, §§ 158, 
160) hat der Regelungsbehörde oder der die Ver¬ 
sorgungsbezüge zahlenden Kasse jede Verwendung 
eines Versorgungsberechtigten unter Angabe der 
gewährten Bezüge, ebenso jede spätere Änderung 
oder das Aufhören der Bezüge sowie die Gewäh¬ 
rung einer Versorgung unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Der Versorgungsberechtigte ist verpflichtet, 
der Regelungsbehörde oder der die Versorgungs¬ 
bezüge zahlenden Kasse 
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1. den Verlust der Eigenschaft als Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 des Grundge¬ 
setzes (§ 159 / bs. 1 Nr. 1), 

2. die Verlegung des Wohnsitzes im Inland 
sowie des Wohnsitzes oder dauernden Auf¬ 
enthaltes muh einem Ort im Ausland 
(§ 159 Abs. 1 Nr. 2), 

3. den Bezug eines Einkommens (§ 158) oder 
einer Versorgung (§ 160), die Witwe und 
Waise auch die Verheiratung (§ 164 Abs. 1 
Nr. 1), 

4. die Begründung eines neuen Beamten- oder 
Arbeitsverhältnisses oder eines Dienstver¬ 
hältnisses als Berufssoldat oder als Soldat 
auf Zeit (§ 154 Abs. 5) 

unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Kommt ein Versorgungsberechtigter der ihm 
nach Absatz 2 Nr. 3 auferlegten Verpflichtung schuld¬ 
haft nicht nach, so kann ihm 1 io Versorgung ganz 
oder teilweise auf Zeit oder Dauer entzogen wer¬ 
den. Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann 
die Versorgung ganz oder teilweise wieder zuer¬ 
kannt werden. Die Entscheidung trifft die oberste 
Dienstbehörde. 

g) Geltungsbereich 
§ 166 

Für die Anwendung des IJnlerabschnittes 8 gelten 

1. ein Unlerhaltsbeitrag nach §§ 120, 142, 143 als 
Ruhegehalt, 

2. ein Unterhaltsbeitrag nach §§ 130, 146, 147 als 
Witwen- oder Waisengeld, 

3. ein Unterhaltsbeitrag nach §§ 125, 145 als 
Witwengeld, 

4. ein Unlerhaltsbeitrag nach § 126 Abs. 2 und 3 
als Waisengeld, 

5. ein Unterhaltsbeitrag nach §§ 50, 162, 164 Abs. 1 
und § 177 Abs. 2 als Ruhegehalt, Witwen- oder 
Waisengeld, 

6. die Abfi ndungsrente nach § 153 als Ruhegehalt, 
außer für die Anwendung des § 156 Abs. 2 
und der §§ 158 und 160; 

die Empfänger dieser Versorgungsbeziige gelten als 
Ruhestandsbeamte, Witwen oder Waisen. 

9. Versorgungsrechlliehe Sondervorsdiriften 
§ 167 

(1) Die oberste Dienstbehörde kann Empfängern 
von Hintcrbliebenenversorgung die Versorgungs¬ 
bezüge auf Zeit teilweise oder ganz entziehen, 
wenn sie sich gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes betätigt 
haben. Die diese Maßnahme rechtfertigenden Tat¬ 
sachen sind in einem Untersuchungsverfahren fcst- 
zustellen, in dem die eidliche Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen zulässig und der Ver¬ 
sorgungsberechtigte zu hören ist. 

(2) § 164 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 bleibt un¬ 
berührt. 

§ 168 

(wcggciallcn) 


§ 169 

Werden Versorgungsberechtigte im öffentlichen 
Dienst (§ 158 Abs. 5) verwendet, so sind ihre Be¬ 
züge aus dieser Beschäftigung einschließlich der 
Kinderzuschläge ohne Rücksicht auf die Versor- 
gungsbezüge zu bemessen. Das gleiche gilt für eine 
auf Grund der Beschäftigung zu gewährende Ver¬ 
sorgung. 

10. (weggefallen) 

§ 170 

(weggefallen) 

Abschnitt VI 

Beschwerdeweg und Rechtsschutz 

§ 171 

(1) Der Beamte kann Anträge und Beschwerden 
Vorbringen; hierbei hat er den Dienstweg einzu¬ 
halten. Der Beschwerdeweg bis zur obersten Dienst¬ 
behörde steht offen. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen den un¬ 
mittelbaren Vorgesetzten (§ 3 Abs. 2), so kann sie 
bei dem nächsthöheren Vorgesetzten unmittelbar 
eingereicht werden. 

(3) Der Beamte kann Eingaben an den Bundes¬ 
personalausschuß richten. 

§ 172 

Für Klagen aus dem Beamtenverhältnis gelten 
§§ 126 und 127 des Beamtenrechtsrahmengesetzes. 

§ 173 

(weggefallen) 

§ 174 

(1) Bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis wird 
der Dienstherr durch die oberste Dienstbehörde ver¬ 
treten, der der Beamte untersteht oder bei der Be¬ 
endigung des Beamtenverhältnisses unterstanden 
hat; bei Ansprüchen nach §§ 158 bis 164 wird der 
Dienstherr durch die oberste Dienstbehörde vertre¬ 
ten, deren sachlicher Weisung die Regelungsbehörde 
untersteht. 

(2) Besteht die oberste Dienstbehörde nicht mehr 
und ist eine andere Dienstbehörde nicht bestimmt, 
so tritt an ihre Stelle der Bundesminister des Innern. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann die Vertre¬ 
tung durch eine allgemeine Anordnung anderen 
Behörden übertragen; die Anordnung ist im Bundes 
gesetzblatt zu veröffentlichen. 

§ 175 

Verfügungen und Entscheidungen, die dem Be¬ 
amten oder Versorgungsberechtigten nach den Vor¬ 
schriften dieses Gesetzes bekanntzugeben sind, sind 
zuzustellen, wenn durch sie eine Frist in Lauf ge¬ 
setzt wird oder Rechte des Beamten oder Versor- 
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gungsbcrechtiglen durch sie berührt werden. Soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, richtet sich 
die Zustellung nach den Vorschrillen des Verwal- 
lungs'/ustf'llungsgcscitzes vom 3. Juli 1952 (Bundes- 
gesoizbl. I S. 379). 


Absc hnitt Vil 

Beamte des Bundestages, des Bundesrates 
und des Bundesverfassungsgerichtes 

§ 176 

Die Bundeslagsbeamlen, die Bundesratsbeamten 
und die Beamten des Bundesverfassungsgerichtes 
sind Bundesbeamte. Die Ernennung, Entlassung und 
Zurruhesetzung der Bundestagsbeamten werden 
durch den Präsidenten des Bundestages, die der 
Bundesratsbeamten durch den Präsidenten des Bun¬ 
desrates, die der Beamten des Bundesverfassungs¬ 
gerichtes durch den Präsidenten des Bundesver¬ 
fassungsgerichtes vorgenommen. Oberste Dienst¬ 
behörde der Bundestagsbeamten ist der Präsident 
des Bundestages, oberste Dienstbehörde der Bundes¬ 
ratsbeamten ist der Präsident des Bundesrales, 
oberste Dienstbehörde der Beamten des Bundesver- 
fassungsgerichlos ist der Präsident des Bundesver¬ 
fassungsgerichtes. 


Abschnitt VUI 

Ehrenbeainte 
§ 177 

(1) Für Ehrenbeamte (§ 5 Abs 3) gelten die Vor¬ 
schriften dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben: 

1. Nach Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres kann der Ebrenbcamte ver¬ 
abschiedet werden. Er ist zu verabschieden, 
wenn die sonstigen Voraussetzungen für 
die Versetzung eines Beamten in den Ruhe¬ 
stand gegeben sind. 

2. Keine Anwendung finden §§ 26, 41 Abs. 3, 
§§ 65, 66, 69, 72, 74, 82 bis 87 a und Ab¬ 
schnitt V, für Wahlkonsuln außerdem § 7 
Abs. 1 Nr. 1. 

3. Ein Ehrenbeamlenverliällriis kann nicht in 
ein Beamten Verhältnis anderer Art, ein sol¬ 
ches Beamtenverhältnis nicht in ein Ehren¬ 
beamtenverhältnis umgewandelt werden. 

(2) Erleidet der Ehrenbeamte einen Dicnstunfall 
(§ 134), so kann ihm außer dem Heilverfahren (§ 137) 
von der obersten Dienstbehörde im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern ein nach billi¬ 
gem Ermessen festzusetzender Unterhaltsbeitrag 
bewilligt werden. Das gleiche gilt für seine Hinter¬ 
bliebenen. 

(3) Im übrigen regeln sich die Rechtsverhältnisse 
der Ehrenbeaml.cn nach den besonderen für die ein¬ 
zelnen Gruppen der Ehrenbeamlon geltenden Vor¬ 
schriften. 


Abschnitt IX 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 178 

Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im 
Dienste des Bundes oder einer bundesunmittel¬ 
baren Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts stehenden Beamten und Warte¬ 
standsbeamten gilt folgendes: 

1. Beamte auf Lebenszeit erhalten die Rechts¬ 
stellung eines Beamten auf Lebenszeit nach 
diesem Gesetz. 

2. Beamte auf Widerruf erhalten die Rechts¬ 
stellung eines Beamten auf Widerruf nach 
diesem Gesetz, soweit sie nicht bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 2 zum 
Beamten auf Probe ernannt werden. 

3. Wartestandsbeamte gelten mit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes als nach § 36 in den einst¬ 
weiligen Ruhestand versetzt. Das Ruhegehalt 
ist bis zum Ablauf der in § 77 des Deutschen 
Beamtengesetzes in der Bundesfassung be¬ 
stimmten Frist in Höhe des bisherigen Warte¬ 
geldes zu zahlen; § 118 Abs. 2 findet keine An¬ 
wendung. 

§ 179 

Solange für Bewerber noch keine gesetzlichen 
Vorschriften über die Ableistung eines Vorberei¬ 
tungsdienstes und die Ablegung einer zweiten 
Staatsprüfung bestehen (§ 19 Abs. 1 Nr. 3 und 4), 
können diese unter den Voraussetzungen des § 19 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 zu einer Laufbahn des höheren 
Dienstes zugelassen werden. 


§ 180 

(1) Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vor¬ 
handenen Ruhestandsbeamten, Witwen, Waisen und 
sonstigen Versorgungsempfänger, deren Versor¬ 
gungsbezüge der Bund oder eine bundesunmittel¬ 
bare Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent¬ 
lichen Rechts zu tragen hat, gelten, soweit der Ver¬ 
sorgungsfall vor dem l.Juli 1937 eingetreten ist, 
§§ 86, 87, 87 a, 112, 122, 127 Abs. 2, §§ 155 bis 169, 
172 bis 175, 181a und 181b, für Ruhestandsbeamte 
auch §§ 45, 77, 78, 81 Abs. 3 und 4 und § 139 dieses 
Gesetzes. Die sonstigen Rechtsverhältnisse regeln 
sich nach bisherigem Recht mit folgenden Maßgaben: 

1. Das Ruhegehalt beträgt höchstens fünfuncl- 
siebzig vom Hundert der ruhegebaltfähigen 
Dienstbezüge. 

2. §§ 7 und 8 des Abschnittes I der Pensions¬ 
kürzungsvorschriften vom 6. Oktober 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 546) sind nicht mehr 
anzuwenden. 

3. Erhöhungen von Versorgungsbezügen auf 
Grund der Zweiten Verordnung über Maß¬ 
nahmen auf dem Gebiet des Beamtenrechts 
vom 9. Oktober 1942 (Reichsgesetzbl. I 

5. 580), des § 27 a des früheren Einsatz¬ 
fürsorge- und -verso/gungsgesetzes vom 

6. Juli 1939 in der Fassung vom 7. Mai 1942 
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(Reichsgesolzbl. I S. 286) und der Personen¬ 
schäden Verordnung in der Fassung vom 
10. November 19-10 (Reiehsgcsctzbl. I S. 1482) 
entfallen. An Stelle des § 9 der erstgenann¬ 
ten Verordnung gilt § 112 Nr. 1 dieses Ge¬ 
setzes mit der Maßgabe, daß diese Zeit als 
Dienstzeit im Sinne des Besoldungs- und 
Versorgung.sredils gilt. 

4. Fs gellen die Mindestsätze nach § 118 Abs. 1 
Satz 3, § 124 Satz 3 und § 127 Abs. 1 Satz 3 
dieses Gesetzes; §§ 124a, 129 Abs. 2 und 
§ 133 sind entsprechend anzuwenden. 

5. Die Rechtsverhältnisse der Hinterbliebenen 
eines Ruhestandsbeamten, der nach Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes verstorben ist, 
regeln sich nach diesem Gesetz. 

(2) Soweit bei den in Absatz 1 Satz 1 bezeichne- 
ten Personen der Versorgungsfall seit dem l.Juli 
1937 eingetreten ist, gelten für sie die Vorschriften 
dieses Gesetzes mit folgenden Maßgaben: 

1. § 106 findet keine Anwendung. 

2. Die Bemessungsgrundlage bleibt unver¬ 
ändert; das Ruhegehalt beträgt jedoch 
höchstens fünfündsiebzig vom Hundert der 
ruhegeliallfähigen Dienstbezüge. §§ 129, 
156 Abs. 1, § 181 Abs. 3, §§ 181 a und 181b 
finden Anwendung. 

3. Die Versorgungsbezüge der Hinterbliebe¬ 
nen eines vor dem 1. Juli 1937 in den Ruhe¬ 
stand getretenen und seit diesem Zeit¬ 
punkt, aber vor Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes verstorbenen Beamten sind aus dem 
Ruhegehalt zu berechnen, das der Ver¬ 
storbene nach Absatz 1 erhalten haben 
würde, wenn er bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes noch gelebt hätte. 

4. Versorgungsansprüche, die auf Grund der 
in Absatz 1 Nr. 3 bezcichneten Vorschriften 
erworben sind, bleiben mit den in Absatz 1 
Nr. 3 genannten Maßgaben gewahrt. 

5. § 130 ist auch anwendbar auf die Hinter¬ 
bliebenen eines früheren Beamten, dem 
nach § 76 Abs. 3 des Deutschen Beamten- 
gesetzes ein Unterhaltsbeitrag bewilligt 
war oder hätte bewilligt werden können. 

6. § 2 des Gesetzes zur Regelung der Wieder¬ 
gutmachung nationalsozialistischen Un¬ 
rechts für die im Ausland lebenden Ange¬ 
hörigen des öffentlichen Dienstes bleibt 
unberührt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Hinter¬ 
bliebene, die nach bisherigem Recht nicht versor- 
gungsberechligt waren oder Versorgungsbezüge nur 
auf Grund einer Kannbewilligung erhielten, aber 
bei Anwendung des § 123 Abs. 1 Salz 2 Nr. 2, des 
§ 125 Abs. 2 und 3, des § 126 oder dos § 164 Abs. 3 
versorgungsberechtigt sein würden; Entsprechendes 
gilt für Fälle des § 164 Abs. 2. Soweit bei Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes keine Versorgungsbezüge 
gezahlt wurden, werden Zahlungen auf Antrag ge¬ 
währt, und zwar vom Ersten des Monats ab, in dem 
der Antrag gestellt wird. Anträge, die innerhalb 


einer Frist von sechs Monaten nach dem Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes gestellt werden, gelten als 
in diesem Zeitpunkt gestellt. 

(4) Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vor¬ 
handenen früheren Beamten, deren Versorgungs¬ 
bezüge der Bund oder eine bundesunmittelbare 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts zu tragen hätte, und ihre Hinterbliebenen 
gelten §§ 50, 51, 142, 143, 146, 147, 162 Abs. 2, § 164 
Abs. 1 Satz 3, §§ 181a und 181b und für eine sich 
danach ergebende Versorgung Absatz 1 oder 2. 

(5) Abschnitt II der Zweiten Verordnung zur 
Sicherung der Währung und der öffentlichen Finan¬ 
zen vom 20. Oktober 1948 (WiGBl. S. 111) und die 
Dritte Verordnung zur Sicherung der Währung und 
der öffentlichen Finanzen vom 16. März 1949 (WiGBl. 
S. 24) werden mit Wirkung vom 1. April 1953 auf¬ 
gehoben. Auf landesrechtlichen Vorschriften be¬ 
ruhende Kürzungen der allgemeinen Sätze der Ver¬ 
sorgungsbezüge für bestimmte Gruppen von Ver¬ 
sorgungsberechtigten sind nicht mehr anzuwenden. 

(6) Für Personen, die Versorgungsbezüge nach 
dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen erhielten oder hätten erhalten können, gilt 
§ 192 dieses Gesetzes. 

§ 181 

(1) Soweit infolge der Kriegs- oder Kriegsfolge¬ 
ereignisse die Voraussetzungen der §§ 16 und 17 
hinsichtlich der Schulbildung nicht erfüllt sind, kann 
die oberste Dienstbehörde Ausnahmen zulassen. 

(2) Die Zeit, in der ein Beamter sich vor Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes ohne Verwendung im öffent¬ 
lichen Dienst im Wartestand (einstweiligen Ruhe¬ 
stand) befunden hat, ist ruhegehaltfähig, jedoch nur 
zur Hälfte, soweit sie zwischen dem 31. Dezember 
1923 und dem 1. Juli 1937 liegt. 

(3) Hat ein Beamter, der am 8. Mai 1945 im Dienst 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Reichs¬ 
gebiet stand, nach diesem Zeitpunkt aus anderen 
als beamtenrechtlichen Gründen kein Amt beklei¬ 
det, so ist die Zeit ruhegehaltfähig, während der er 
im öffentlichen Dienst als Angestellter oder Arbeiter 
tätig gewesen ist oder sich in Kriegsgefangenschaft 
befunden hat. Auch ohne eine solche Tätigkeit oder 
eine Kriegsgefangenschaft wird die Zeit zwischen 
dem 8. Mai 1945 und dem 31. März 1951 für die Be¬ 
rechnung des Ruhegehaltes als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit berücksichtigt. Für die Zeit einer nach 
dem 31. März 1951 außerhalb des öffentlichen Dicn- 
stets ausgeübten Tätigkeit findet § 73 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar¬ 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen ent¬ 
sprechende Anwendung; § 116 dieses Gesetzes bleibt 
unberührt. Entsprechendes gilt für einen Beamten, 
der am 8. Mai 1945 berufsmäßig im Dienst der frü¬ 
heren Wehrmacht oder im früheren Reichsarbeits¬ 
dienst gestanden hat. 

(4) Die in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 
8. Mai 1945 bei Dienststellen der früheren Gehei¬ 
men Staatspolizei abgeleistete Dienstzeit ist nur in 

i Ausnahmefällen ruhegehaltfähig, wenn ihre Anrech- 
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nung nach dem bei ul liehen Werdegang, der Tätig¬ 
keil und der persönlichen [lallung des Beamten 
gerechtfertigt ersdieinl; die Entscheidung trifft die 
oberste Dienstbehörde. 

(5) Die rubegebalUäbige Dienstzeit erhöbt sich um 

1. die nach bisherigem Hecht anrechenbaren 
Kriegsjahre Uir Teilnahme an den kriege¬ 
rischen Unternehmungen vor 1914 und an 
dem ersten und zweiten Weltkrieg, 

2. die Ilülfto der vorn 1. August 1914 bis 
31. Dezember 1918 im Beamlcnverhiillnis 
oder im Militärdienst verbrachten Zeit, so¬ 
fern sie mindestens sechs Monate betragen 
hat und nicht als Kriegsjabr oder nach § 117 
Abs. 1 erhöht anrechenbar ist. 

(0) Inwieweit bei der Bemessung von Versor- 
gungsbcziigen Zeilen, die nach bisherigem Recht 
ruhegehaltfahig waren oder als ruhegehallfähig be¬ 
rücksichtigt werden konnten, zum Ausgleich von 
Harten zu berücksichtigen sind, bestimmt der Bun- 
desministcr des Innern. 

(?) Entscheidungen nach den in § 155 Abs. 3 Satz 2 
bezeichne ton Vorschriften bedürfen bis zum Erlaß 
der Richtlinien der Zustimmung des ßundesministers 
des Innern. 

(8) Das Waisengeld nach § 164 Abs. 2 Nr. 1 soll 
irn Falle der Verzögerung der Schul- oder Berufs¬ 
ausbildung durch Erfüllung der früheren gesetz¬ 
lichen Arbeils- oder Wehrdieuslpflicht auch für 
einen der Zeit dieses Dienstes entsprechenden Zeit¬ 
raum über das fünfundzwanzigste Lebensjahr hinaus 
gewährt werden. Entsprechendes gilt für Verzöge¬ 
rungen infolge nationalsozialistischer Verfolgungs¬ 
oder Unterdrückungsmaßnahmen sowie für Verzö¬ 
gerungen, die infolge der Verhältnisse der Kriegs¬ 
und Nachkriegszeit ohne einen von den Beteiligten 
zu vertretenden Umstand cingetreten sind. 

(9) Als Ruhegehalt im Sinne des § 166 gelten 
auch die Bezüge der entpflichteten beamteten Hoch¬ 
schullehrer, die Bezüge der nach § 8 des Gerichts¬ 
verfassungsgesetzes oder einer entsprechenden ge¬ 
setzlichen Vorschrift nicht im Amt befindlichen 
Richter und Mitglieder einer obersten Rechnungs¬ 
prüfungsbehörde sowie der vom Amt abberufenen 
Mitglieder des Vorstandes der Deutschen Bundes¬ 
bahn; die Empfänger dieser Bezüge gelten als Ruhe- 
stanclsbeamte. Die Bezüge der enlpilichteten beam¬ 
teten Hochschullehrer gelten unter Hinzurechnung 
des dem Entpflichteten zustehenden, mindestens des 
zuletzt zugesicherten Vorlesungsgeldes als Höchst¬ 
grenze im Sinne des § 158 Abs. 2 Nr. 1. 

(10) (weggefallen) 

(11) Auf Beamte, die vor Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes im Bundesdienst auf Lebenszeit angestellt 
worden sind, findet § 106 keine Anwendung, sofern 
der Beamte im Zeitpunkt seiner Anstellung das 
fünfundfünfzigste Lebensjahr vollendet hatte. 

(12) (wcggclallen) 

§ 181a 

(1) Ist der Beamte wegen Dienslunfähigkeit in¬ 
folge eines Unfalles (§ 135), den er während des 
ersten oder zweiten Weltkrieges in Ausübung 


militärischen oder militärähnlichen Dienstes (§§ 2, 3 
des Bundes Versorgungsgesetzes) oder in Ausübung 
oder infolge des Dienstes als Beamter erlitten hat, 
in den Ruhestand getreten, so wird Versorgung 
nach den allgemeinen Vorschriften des für ihn 
geltenden Rechts mit der Maßgabe gewährt, daß 
sich der Hundertsatz des Ruhegehaltes um zwanzig 
vom Hundert bis zum Höchstsatz von fünfundsiebzig 
vom Hundert erhöht; der Hundertsatz des Mindest- 
ruhegehalt.es beträgt fünfundsiebzig vom Hundert. 

(2) Steht Versorgung nach dem Bundesvcrsor- 
gungsgesetz nicht zu, so wird dem durch einen Un¬ 
fall nach Absatz 1 verletzten Beamten Heilverfahren 
und ein Ausgleichsbetrag in sinngemäßer Anwen¬ 
dung der §§ 137 bis 139 Abs. 1 bis 4 neben den 
Dienstbezügen oder dem Ruhegehalt gewährt. 

(3) Ist der verletzte Beamte oder Ruhestands¬ 
beamte (Absatz 1) an den Folgen des Unfalles ver¬ 
storben, so sind Hinterbliebene auch die elternlosen 
Enkel und die Verwandten der aufsteigenden Linie, 
deren Unterhalt zur Zeit des Unfalles ganz oder 
überwiegend durch den Verstorbenen bestritten 
wurde. Die elternlosen Enkel stehen hierbei den 
ehelichen Kindern des Verstorbenen gleich. Den 
Verwandten der aufsteigenden Linie ist für die 
Dauer der Bedürftigkeit ein Unterhaltsbeitrag von 
zusammen dreißig vom Hundert des Ruhegehaltes 
nach Absatz 1 zu gewähren, mindestens jedoch 
vierzig vom Llundert des in Absatz 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz genannten Betrages. § 145 Satz 2 gilt ent¬ 
sprechend. 

(4) Für einen durch einen Unfall nach Absatz 1 
verletzten früheren Beamten gelten §§ 142, 143, für 
seine Hinterbliebenen §§ 146, 147 sinngemäß mit 
den Maßgaben, daß an Stelle von „sechsundsechzig¬ 
zweidrittel vom Hundert" „fünfundfünfzig vom Hun¬ 
dert" tritt und Heilverfahren nur in Betracht kommt, 
wenn Versorgung nach dem Bundesversorgungs¬ 
gesetz nicht zusteht. 

(5) Für eine Versorgung nach den Absätzen 1 
bis 4 gelten §§ 148 bis 151 und 186 Abs. 3 sinn¬ 
gemäß. 

(6) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes, die der Beamte vor 
dem 9. Mai 1945 erlitten hat, gilt als Beschädigung 
im Sinne des § 46 Abs. 1, des § 106 Abs. 1 Nr. 2 und 
des § 109 Abs. 2 sowie entsprechender Vorschriften 
des bisherigen Redits. Beamte mit Dienstbezügen, 
die infolge einer solchen, ohne grobes Verschulden 
erlittenen Schädigung dienstunfähig geworden sind 
und wegen der Dienstunfähigkeit nicht in den Ruhe¬ 
stand versetzt, sondern entlassen worden sind, gel¬ 
ten als mit dem Tage des Wirksamwerdens der 
Entlassung in den Ruhestand versetzt. 

§ 181b 

(1) Ist ein Beamter aus Anlaß des ersten oder 
zweiten Weltkrieges in Kriegsgefangenschaft gera¬ 
ten und infolge eines in der Kriegsgefangenschaft 
erlittenen Unfalles (§ 135) in den Ruhestand getre¬ 
ten oder verstorben, so wird Versorgung nach § 181 a 
Abs. 1 bis 5 gewährt. Ist der Beamte in der Kriegs¬ 
gefangenschaft verstorben, so gilt der Tod als infolge 
eines Unfalles eingetreten. Außer den in der Rechts- 
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Verordnung zu § 135 Abs. 3 genannten Krankheiten 
kann der Bundosminister des Innern Krankheiten 
bestimmen, die auf außergewöhnlichen Verhältnis¬ 
sen in einer Kriegsgefangenschaft beruhen. 

(2) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 2 Buch¬ 
stabe b des Bundosvcrsorgunysgesetzes gilt als Be¬ 
schädigung im Sinne der in § 181a Abs. 6 Satz 1 
genannten Vorschriften! § 181a Abs. 6 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

§ 182 

Für die von der früheren Verwaltung des Ver- 
ei ligton Wirtschaftsgebietes übernommenen Beam¬ 
ten auf Lebenszeit gellen hinsichtlich der Anrech¬ 
nung der Reale aus der Rentenversicherung und 
ans Zusatzversorgungseinrichtimgen an! die Ver- 
sorgunysbe/iigo sowie der Berücksichtigung der 
re.ileii versieh ('in n gs[; nichtigen Bosdiäftigungszcit als 
ruhogehaltfciliiye Dienstzeit §§ 7 und 8 des Gesetzes 
über Maßnahmen auf besokhmgsrechtlichem und 
Versorgung 1 ,rechtlichem Gebiet vom 22. August 1949 
(WiGBl. S. 259) mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
des sicbenund/wanzigslen Lebensjahres das sieb- 
zeirnle Lebensjahr Irin. Für die Versorgungsberech- 
Iit|len, deren ^rsorguagsbe/.ügo vom Bund über¬ 
nommen sind, verbleibt es hinsichtlich der Anrech¬ 
nung der Renten bei der bisherigen Regelung. 

§ 183 

(1) Zusicherungen, Vereinbarungen und Ver¬ 

gleiche, die dem Beamten eine höhere als nach dem 
BesoldiingsreclU zulässige Besoldung oder eine über 
dieses Gesetz hinausr;«''.je Versorgung verschaf¬ 

fen sollen, sind unwirksam. Das »hiebe gilt für 
Versicherungsverträge, die zu diesem Zweclc abge¬ 
schlossen werden. 

(2) Vereinbarungen, die in DionstverUayc» nach 
§ 8 des überya nysyesetzes über die Reri ! • tellurig 
der Vcrwaltungsangchörigen der Verwaltung des 
Vereinigten Wi rlschai lsgcbieles vom 23.-Juni 1948 
(WiGBl. S. 54) getrolfen worden sind, bleiben un¬ 
berührt. Leistungen auf Grund dieser Vereinbarun¬ 
gen werden in voller Hohe auf einen Versorgungs¬ 
anspruch angerechnet. 

§ 184 ■) 

(1) §§ 172 bis 175 gellen nur; für Klagen, die nach 
dem Inkrafttreleu dieses Gesetzes erhoben werden. 
Die in § 173 heslimrntcn Fristen laufen erst vom 
gleichen Zeitpunkt ab. 

(2) War das Klagnrechl nach den bisherigen Vor¬ 
schriften durch Frisidblauf ausgeschlossen, so hat es 
dabei sein Bewenden. 

§ 185 

Als Reichsgebiet im Sinne dieses Gesetzes gilt das 
Gebiet, des Deutschen Reiches bis zum 31. Dezember 
1937 in seinen jeweiligen Grenzen, nach diesem 
Zeitpunkt in den Grenzen vom 31. Dezember 1937. 



§ 186 

(1) Dem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn im Reichsgebiet im Sinne der §§ 109, 
111, 113 bis 115, 152 und 181 Abs. 3 stehen gleich 

1. für Personen deutscher Staatsangehörigkeit 
oder Volkszugehörigkeit der bis zum 8. Mai 
1945 geleistete gleichartige Dienst bei 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn in 
den Gebieten, die nach dem 31. Dezember 
1937 dem Deutschen Reiche angegliedert 
waren, 

2. für Volksdeutsche Vertriebene und Um¬ 
siedler der gleichartige Dienst bei einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Her¬ 
kunftsland. 

(2) Der Beschäftigung im Bundesdienst im Sinne 
des § 112 Nr. 1 steht für Ruhestandsbeamte (§§ 180, 
192) die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes ge¬ 
leistete gleichartige Beschäftigung bei einem öffent¬ 
lich-rechtlichen Dienstherrn im Reichsgebiet gleich. 
Absatz 1 gilt entsprechend, 

(3) Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vor¬ 
handenen Beamten und Vcrsorgungseinpfünger 
(§§ 180, 192) steht ein bei einem öffentlich-recht¬ 
lichen Dienstherrn im Reichsgebiet, erlittener Dienst¬ 
unfall dem im Bundesdionst erlittenen Dienstunfall 
(§ 151 Abs. 1) gleich. Absatz 1 gilt entsprechend. 

§ 187 

(1) Ist Dienstherr eines Beamten eine bundes¬ 
unmittelbare Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts, so kann die für die Auf¬ 
sicht zuständige oberste Bunclesbehörde in den 
Fällen, in denen nach diesem Ge ;.'!/ die oberste 
Dienstbehörde die Entscheidung bal, skh diese Ent¬ 
scheidung Vorbehalten oder die Entscheidung von 
ihrer vorherigen Genehmigung abhängig machen; 
auch kann sie verbindliche Grundsätze für die Ent¬ 
scheidung aufs teilen. 

(2) Für bundesunmittelbare Körperschaften, An¬ 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die 
Behörden nicht besitzen, tritt für die in diesem Ge¬ 
setz einer Behörde übertragenen oder zu über¬ 
tragenden Zuständigkeiten die zuständige Ver¬ 
waltungsstelle. 

§ 188 

Ist bei einem Bundesbeamten in der Zei t vom 1. Juli 
1937 bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes bei der 
Berufung in das Beamtenverhältnis die deutsche 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers zu Unrecht an¬ 
genommen worden, so steht dieser Mangel der 
Wirksamkeit der Ernennung nicht entgegen. Ent¬ 
sprechendes gilt für den Persoaenkreis der §§ 180 
und 192. 

§ 189 

(1) Für Richter des Bundes gelten bis zum In¬ 
krafttreten eines Richtergesetzes die Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechend; die Vorschriften des 
Gerichtsverfassungsrechts sowie besondere gesetz¬ 
liche Vorschriften über die Rechtsverhältnisse der 
Richter, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes gelten, bleiben unberührt. 



Nr. 81 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 5. Oktober 1961 


1833 


(/) In Angelegenheiten der Richter wirkt im Bun- 
de.sporsonalaii'ischiiß als weiteres ständiges ordent¬ 
liches Mitglied der Leiter der Personalabteilung des 
Bundesministei iiims der Justiz mit, dessen Stellver¬ 
treter ein anderer Beamter des Bundesministeriuins 
der Justiz isl. Nhhfsiändige ordentliche Mitglieder 
sind vier Pichler,- sie und ihre Stellvertreter müssen 
Richter auf Lebe r: .Nt im Bundesdienst sein. Der 
Beamle dos Bundesminislerimns der Justiz und die 
Richter werden vom Bunde.srnini.sl.er des Innern im 
Einvernehmen mit den beteiligten Bundesministern 
vorgeschlagern, davon drei Richter und ihre Stell- 
voi!roter aut Orund einer Benennung durch die 
Spilzonorganisalionen der Bernisverbände der 
Richter. 

(3) Für die Mitglieder des Bundosrechnungshofes 
gilt ciieses Gesetz, soweit im Gesetz über Er¬ 
richtung und Anlgaben des Bundcsrechnnngshofes 
vom 27. November 1950 (Bundesgesetzbl. S. 765) 
und im Drillen Gesetz über die Altersgrenze von 
Richtern an den oberen Bundesgerichten und Mit¬ 
gliedern des Bundesrechnungshofes vom 28. Novem¬ 
ber 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 884) nichts Abwei¬ 
chendes bestimmt ist. 

§ 190 

Für die Polizeivollzugsbeamten des Bundes gilt 
dieses Gesetz, soweit gesetzlich nichts anderes vor¬ 
geschrieben ist. 

§ 191 

Die Rechtsverhältnisse der im Dienst des Bundes 
oder einer bundesunmittelbaren Körperschaft, An¬ 
stalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts stehen¬ 
den Angestelltem und Arbeiter werden durch Tarif¬ 
vertrag geregelt. 

§ 192 

un 

(2) ln den Fällen des § 29 Abs. 4 des Gesetzes zu 
Artikel 131 des Grundgesetzes werden Zahlungen 
vom Ersten des Monats ab gewährt, in dem der 
Antrag gestellt ist. Anträge, die innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach Inkrafttreten des Bun- 
desbeamlengesotzes gestellt werden, gelten als in 
diesem Zeitpunkt gestellt. 


§§ 193 bis 198-) 


2) NidU iibcjudrmkl. »nrdi § 192 Abs. I und §§ 193 bis 198 sind 
andere Gesülzt; geändert worden. 


§ 199 

(t) Es werden aufgehoben, soweit sich nicht aus 
diesem Gesetz etwas anderes ergibt, 

1. das Gesetz zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der im Dienst des Bundes 
stehenden Personen vom 17. Mai 1950 (Bun- 
desgcsetzbl. S. 207) in der Fassung des Ge¬ 
setzes vom 21. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 470), 

2. das Deutsche Beamtengesetz in der Bundes¬ 
fassung. 

(2) Die übrigen in § 2 des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse der im Dienst des 
Bundes stehenden Personen vom 17. Mai 1950 ge¬ 
nannten beamtenrechtlichen Vorschriften in der für 
die Bundesbeamten geltenden Fassung bleiben bis 
zur anderweitigen Regelung mit den sich aus 
diesem Gesetz ergebenden Änderungen in Geltung. 

(3) (weggelallen) 

(4) Ist in Gesetzen oder Verordnungen auf die 
nach Absatz 1 aufgehobenen Vorschriften Bezug ge¬ 
nommen, so treten an deren Stelle die Vorschriften 
dieses Gesetzes. 

§ 200 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforder¬ 
lichen allgemeinen VerwaltungsVorschriften erläßt, 
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, der 
Bundesminister des Innern. 


§ 201 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Gesetzes über die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes Überleitungs¬ 
gesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti¬ 
gungen erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 202 3 ) 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1953 in Kraft. 


S) Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 14. Juli 1953. Der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt sich aus den in der 
Bekanntmachung vom 18. September 1957 und den in der vor- 
angestellten Bekanntmachung näher bezeichneten Vorschriften. 
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Bekanntmachung der Neufassung des Beamtenrechtsrahmengesetzes *) 
Vom 1. Oktober 1961 

Aul Grund des Artikels VII Abs. 1 des Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtlicher und besoldungs- 
leehtlirher Vorschriften vom 21. August 1961 (Bun- 
clesgeseizbl. I S. 1361) wird nachstehend der vom 
1. Oktober 1961 an geltende Wortlaut des Bcamtcn- 
rcchtsrahmcngcsetzcs vom 1. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 667) in der Fassung 

des Artikels IV des Zweiten Gesetzes zur. Ände¬ 
rung des Gesetzes zur Regelung der Rechtsver¬ 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
lallenden Personen vom 11. September 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1275), 

des § 191 der Verwaltungsgerichtsordnung vom 
21. Januar 1930 (Bundesgesetzbl. I S. 17), 
des Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes und des Bundes¬ 
besoldungsgesetzes vom 28. März I960 (Bund.es- 
gosetzbl. I S. 207) und 

tfe Artikels II des Gesetzes zur Änderung 
beamten«sdillidior und besoldungsredillidier Vor¬ 
schriften vom 21. August 1961 

bekannigemachl. 

Bonn, den 1. Oktober 1961 

Der Bundesminister des Innern 
Dr. Schröder 


I. III 2030-1. 
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Vorschriften für die Landesgesetzgebung 

Einleitende Vorschrift 
§ 1 

Die Vorschriften dieses Kapitels sind Rahmen- 
vorschrilten für die Landesgesetzgebung. Die Länder 
sind verpflichtet, ihr Beamlenreeht bis zum 31. De¬ 
zember 1963 nach diesen Vorschriften unter Berück¬ 
sichtigung der hergebrachten Grundsätze des Bc- 
rufsbeamtentums und der gemeinsamen Interessen 
von Bund und Landern zu regeln. 


Abschnitt I 

Das Beamtenverhältnis 

i. Titel 

Allgemeines 
§ 2 

(1) Der Beamte steht zu seinem Dienstherrn in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treuever¬ 
hältnis (Boa mtenverhäl tni s). 

(2) Die Berufung in das Beamlenverhällnis ist nur 
zulässig zur Wahrnehmung hoheitsrechtlicher Auf¬ 
gaben oder solcher Aufgaben, die aus Gründen der 
Sicherung des Staates oder des öffentlichen Lebens 
nicht ausschließlich Personen übertragen werden 
dürfen, die in einem privatrech fliehen Arbeitsver¬ 
hältnis stehen. 

(3) Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse 
ist als ständige Aufgabe in der Regel Beamten zu 
übertragen. 

§ 3 

(1) Das Beamten Verhältnis kann begründet werden 

1. aul Lebenszeit, wenn der Beamte dauernd 
für Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 2 ver¬ 
wendet werden soll, 

2. auf Zeit, wenn der Beamte auf bestimmte 
Dauer für derartige Aufgaben verwendet 
werden soll, 

3. auf Probe, wenn der Beamte zur späteren 
Verwendung auf Lebenszeit eine Probezeit 
zurückzulegen hat, 

4. auf Widerruf, wenn der Beamte 

a) einen Vorbereitungsdienst abzuleisten 
hat oder 

b) nur nebenbei oder vorübergehend für 
Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 2 ver¬ 
wendet werden soll oder 

c) als außerplanmäßiger Professor oder 
Privatdozent (§§ 109, 110) verwendet 
werden soll. 

Das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit bildet die 
Regel. 

(2) Als Ehrenbeamter kann berufen werden, wer 
Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 2 ehrenamtlich 
wahrnehmen soll. 


(1) In das Beamtenverhältnis darf nur berufen 
werden, wer 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes ist, 

2. die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit 
für die freiheitliche demokratische Grund¬ 
ordnung im Sinne des Grundgesetzes ein- 
tritt, 

3. die für seine Laufbahn vorgeschriebene 
oder — mangels solcher Vorschriften — 
übliche Vorbildung besitzt (Laufbahn¬ 
bewerber). 

(2) Ausnahmen von Absatz 1 Nr. 1 können nur 
zugelassen werden, wenn für die Gewinnung des 
Beamten ein dringendes dienstliches Bedürfnis be¬ 
steht. 

(3) Durch Gesetz ist zu bestimmen, inwieweit von 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 3 bei 
solchen Bewerbern abgesehen werden kann, die die 
erforderliche Befähigung durch Lebens- und Berufs¬ 
erfahrung innerhalb oder außerhalb des öffentlichen 
Dienstes erworben haben (andere Bewerber). 


2. Titel 

Ernennung 

§ 5 

(1) Einer Ernennung bedarf es 

1. zur Begründung des Beamtenverhältnisses, 

2. zur Umwandlung des Beamtenverhältnis¬ 
ses in ein solches anderer Art (§ 3 Abs. 1 
Satz 1), 

3. zur ersten Verleihung eines Amtes, 

4. zur Verleihung eines anderen Amtes mit 
anderem Endgrundgehalt und anderer 
Amtsbezeichnung. 

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung 
einer Ernennungsurkunde. In der Urkunde müssen 
enthalten sein 

1. bei der Begründung des Beamtenverhält¬ 
nisses die Worte „unter Berufung in das 
Beamtenverhältnis" mit dem die Art des 
Beamt enverhältnisses bestimmenden Zu¬ 
satz „auf Lebenszeit“, „auf Probe", „auf 
Widerruf" oder „als Ehrenbeamter" oder 
„auf Zeit“ mit der Angabe der Zeitdauer 
der Berufung, 

2. bei der Umwandlung des Beamtenverhält¬ 
nisses in ein solches anderer Art die diese 
Art bestimmenden Worte nach Nummer 1, 

3. bei der Verleihung eines Amtes die Amts¬ 
bezeichnung. 

(3) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht der in 
Absatz 2 vorgeschriebenen Form, so liegt eine Er¬ 
nennung nicht, vor. Fehlt der in Absatz 2 Nr. 1 
bestimmte Zusatz in der Urkunde, so können die 
Rechtsfolgen abweichend’ von Satz 1 geregelt 
werden. 

(4) Eine Ernennung auf einen zurückliegenden 
Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit unwirksam. 
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§ 6 

(1) Die Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit 
ist nur zulässig, wenn der Beamte sich in einer 
Probezeit bewährt und das sicbenimdzwanzigste 
Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Ein Beamtenverhältnis auf Probe ist späte¬ 
stens nach sechs Jahren in ein solches auf Lebens¬ 
zeit umzuwandcln, wenn der Beamte die bcamten- 
LßCht liehen Voraussetzungen hierfür erfüllt. 

§ 7 

Ernennungen sind nach Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Geschlecht, 
Abstammung, Rasse, Glauben, religiöse oder politi¬ 
sche Anschauungen, Herkunft oder Beziehungen 
vorzunehmen. 

§ 8 

(1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie von einer 
sachlich unzuständigen Behörde ausgesprochen 
wurde. Die Ernennung ist als von Anfang an wirk¬ 
sam anzusehen, wenn sie von der sachlich zustän¬ 
digen Behörde bestätigt wird. 

(2) Eine Ernennung ist ferner nichtig, wenn der 
Ernannte im Zeitpunkt der Ernennung 

1. nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 nicht ernannt werden 
durfte und eine Ausnahme nach § 4 Abs. 2 
nicht zugelassen war oder 

2. entmündigt war oder 

3. nicht die Fähigkeit zur Bekleidung öffent¬ 
licher Ämter hatte. 

§ 9 

(1) Eine Ernennung ist zurückzunehmen, 

1. wenn sie durch Zwang, arglistige Täu¬ 
schung oder Bestechung herbeigeführt 
wurde oder 

2. wenn nicht bekannt war, daß der Ernannte 
ein Verbrechen oder Vergehen begangen 
hatte, das ihn der Berufung in das Beamten- 
verhällnis unwürdig erscheinen läßt, und 
er deswegen rechtskräftig zu einer Strafe 
verurteilt war oder wird. 

(2) Eine Ernennung kann zurückgenommen wer¬ 
den, 

1. wenn bei einem nach seiner Ernennung 
Entmündigten die Voraussetzungen für die 
Entmündigung im Zeitpunkt der Ernennung 
Vorlagen oder 

2. wenn nicht bekannt war, daß der Ernannte 
in. einem Disziplinarverfahren aus dem 
Dienst entfernt oder zum Verlust der Ver¬ 
sorgungsbezüge verurteilt, war. 

(3) Die Rücknahme muß innerhalb einer Frist er¬ 
folgen, die gesetzlich zu bestimmen ist. 

§ 10 

(1) Soweit nach gesetzlicher Vorschrift bei der Er¬ 
nennung die unabhängige Steile (§ 61) oder eine 
Aufsichtsbehörde mitzuwirken hat, kann durch Ge¬ 
setz bestimmt werden, daß eine ohne deren Mit¬ 
wirkung ausgesprochene Ernennung nichtig ist oder 


zurückgenommen werden kann. Für diesen Fall ist 
zu bestimmen, daß der Mangel der Ernennung als 
geheilt gilt, wenn die unabhängige Stelle oder die 
Aufsichtsbehörde der Ernennung nachträglich zu¬ 
stimmt. 

(2) Durch Gesetz kann ferner bestimmt werden, 
daß eine Berufung in das Beamtenverhältnis nichtig 
ist, wenn eine ihr zugrunde liegende Wahl unwirk¬ 
sam ist. 

3. Titel 

Laufbahnen 
a) Allgemeines 
§ 11 

(1) Eine Laufbahn umfaßt alle Ämter derselben 
Fachrichtung, die eine gleiche Vorbildung und Aus¬ 
bildung voraussetzen; zur Laufbahn gehören auch 
Vorbereitungsdienst und Probezeit. 

(2) Die Laufbahnen gehören zu den Laufbahn¬ 
gruppen des einfachen, des mittleren, des gehobe¬ 
nen oder des höheren Dienstes; die Zugehörigkeit 
bestimmt sich nach dem Eingangsamt. Die Lauibahn- 
vorschriften können von Satz 1 abweichen, wenn es 
die besonderen Verhältnisse erfordern. 

§ 12 

(1) Die Anstellung des Beamten ist nur in dem 
Eingangsamt seiner Laufbahn zulässig, sofern nicht 
die unabhängige Stelle (§ 61) eine Ausnahme zuläßt. 

(2) Während der Probezeit und vor Ablauf einer 
durch Rechtsvorschrift zu bestimmenden Frist, die 
mindestens ein Jahr seit der Anstellung oder der 
letzten Beförderung betragen muß, darf der Beamte 
nicht befördert werden. Ämter, die regelmäßig zu 
durchlaufen sind, dürfen nicht übersprungen werden. 
Die unabhängige Stelle (§ 61) kann Ausnahmen zu¬ 
lassen. 

(3) Der Aufstieg in die nächsthöhere Laufbahn 
derselben Fachrichtung ist auch ohne Erfüllung der 
Eingangsvoraussetzungen für die Laufbahn möglich, 
Für den Aufstieg soll die Ablegung einer Prüfung 
verlangt werden; die Laufbahnvorschriften können 
Abweichendes bestimmen. 

b) Laufbahnbewerber 
§ 13 

Für die Zulassung zu den Laufbahnen ist minde¬ 
stens zu fordern 

1. für die Laufbahnen des einfachen und des mitt¬ 
leren Dienstes der erfolgreiche Besuch einer 
Volksschule oder ein entsprechender Bildungs¬ 
stand, 

2. für die Laufbahnen des gehobenen Dienstes 
der erfolgreiche Besuch einer Mittelschule 
oder ein entsprechender Bildungsstand, 

3. für die Laufbahnen des höheren Dienstes ein 
abgeschlossenes Studium an einer wissen¬ 
schaftlichen Hochschule und die Ablegung 
einer ersten Staatsprüfung oder, soweit üblich, 
einer Hochschulprüfung. 
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§ 14 

(1) Laufbahnbewerbei haben einen Vorbe¬ 
reitungsdienst abzuleisten; die Dauer des Vorbe¬ 
reitungsdienstes ist den Erfordernissen der einzel¬ 
nen Laufbahnen anzupassen. 

(2) Der Vorbereitungsdienst schließt in den Lauf¬ 
bahnen des mittleren, des gehobenen und des 
höheren Dienstes mit einer Prüfung ab 

(3) Für Beamte besonderer Fachrichtungen kön¬ 
nen von Absatz 1 und 2 abweichende Regelungen 
getroffen werden, soweit es die besonderen Ver¬ 
hältnisse der Laufbahn erfordern. 

§ 15 

Die Probezeit ist nach den Erfordernissen der 
einzelnen Laufbahnen festzusetzen; sie soll fünf 
Jahre nicht übersteigen. 

c) Andere Bewerber 
§ 16 

(1) Die Befähigung anderer Bewerber für die 
Laufbahn, in der sie verwendet werden sollen, ist 
durch die unabhängige Stelle (§ 61) festzustellen. 

(2) Die Probezeit ist nach den Erfordernissen der 
einzelnen Laufbahnen festzusetzen; sie muß min¬ 
destens drei Jahre betragen und soll fünf Jahre 
nicht übersteigen. 

(3) Die Laufbahnvorschriften können bestimmen, 
ob und inwieweit Dienstzeiten im öffentlichen 
Dienst auf die Probezeit angerechnet werden kön¬ 
nen, wenn die Tätigkeit nach ihrer Art und Be¬ 
deutung mindestens einem Amt der betreffenden 
Laufbahn entsprochen hat. Sie können ferner be¬ 
stimmen, daß die Probezeit in Ausnahmefällen 
durch die unabhängige Stelle (§ 61) abgekürzt wer¬ 
den kann. 

4. Titel 

Abordnung und Versetzung 

§ 17 

(1) Der Beamte kann, wenn ein dienstliches Be¬ 
dürfnis besteht, vorübergehend zu einer seinem 
Amt entsprechenden Tätigkeit an eine andere 
Dienststelle abgeordnet werden. Die Abordnung zu 
einem anderen Dienstherrn bedarf der Zustimmung 
des Beamten. Abweichend von Satz 2 kann durch 
Gesetz bestimmt werden, daß die Abordnung auch 
ohne seine Zustimmung zulässig ist, wenn sie die 
Dauer eines Jahres, während der Probezeit die 
Dauer von zwei Jahren, nicht übersteigt. 

(2) Wird ein Beamter zu einem anderen Dienst¬ 
herrn abgeordnet, so finden auf ihn die für den 
Bereich dieses Dienstherrn geltenden Vorschriften 
über die Pflichten und Rechte der Beamten mit Aus¬ 
nahme der Regelungen über Diensteid, Amtsbe¬ 
zeichnung, Besoldung und Versorgung entsprechende 
Anwendung. Zur Zahlung der ihm zustehenden 
Dienstbezüge ist auch der Dienstherr verpflichtet, 
zu dem er abgeordnet ist. 


§ 18 

(1) Der Beamte kann in ein anderes Amt einer 
Laufbahn, für die er die Befähigung besitzt, ver¬ 
setzt werden, wenn er es beantragt oder ein dienst¬ 
liches Bedürfnis besteht. Ohne seine Zustimmung 
ist eine Versetzung nur zulässig, wenn das neue 
Amt zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und 
derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn an¬ 
gehört wie das bisherige Amt und mit mindestens 
demselben Endgrundgehalt verbunden ist; ruhe¬ 
gehaltfähige und unwiderrufliche Stellenzulagen 
gelten hierbei als Bestandteile des Grundgehaltes. 

(2) Mit Zustimmung des Beamten ist seine Ver¬ 
setzung auch in ein Amt eines anderen Dienstherrn 
zulässig. In diesem Fall wird das Beamtenverhältnis 
mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; auf die 
beamten- und besoldungsrechtliche Stellung des Be¬ 
amten finden die im Bereich des neuen Dienstherrn 
geltenden Vorschriften Anwendung. 

5. Titel 

Rechtsstellung der Beamten bei Auflösung 
oder Umbildung von Behörden 

§ 19 

Bei Auflösung einer Behörde oder bei einer auf 
landesrechtlicher Vorschrift beruhenden wesent¬ 
lichen Änderung des Aufbaues oder Verschmelzung 
einer Behörde mit einer anderen kann ein Beamter 
dieser Behörden, dessen Aufgabengebiet von der 
Auflösung oder Umbildung berührt wird, auch ohne 
seine Zustimmung in ein anderes Amt derselben 
oder einer gleichwertigen Laufbahn mit geringerem 
Endgrundgehalt versetzt werden, wenn eine seinem 
bisherigen Amt entsprechende Verwendung nicht 
möglich ist. Der Beamte erhält auch in dem neuen 
Amt sein bisheriges Grundgehalt einschließlich 
ruhegehaltfähiger und unwiderruflicher Stellen¬ 
zulagen und steigt in den Dienstaltersstufen seiner 
bisherigen Besoldungsgruppe auf. 

$ 20 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß ein Be¬ 
amter auf Lebenszeit unter den Voraussetzungen 
des § 19 in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
werden kann, wenn eine Versetzung in ein anderes 
Amt nicht möglich ist. Eine Versetzung in den einst¬ 
weiligen Ruhestand darf jedoch nur zugelassen 
werden, soweit aus Anlaß der Auflösung oder Um¬ 
bildung Planstellen eingespart werden. Freie Plan¬ 
stellen im Bereich desselben Dienstherrn sollen den 
in den einstweiligen Ruhestand versetzten Beamten 
Vorbehalten werden, die für diese Stellen geeignet 
sind. 

6. Titel 

Beendigung des Beamtenverhältnisses 
a) Allgemeines 

§ 21 

(1) Das Beamtenverhältnis endet außer durch 
Tod durch 

1. Entlassung (§§ 22, 23 und § 31 Abs. 2), 

2. Verlust der Beamtenrechte (§ 24), 

3. Entfernung aus dem Dienst nach den 
Disziplinargesetzen. 
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(2) Das Boamlunvorliällnis endet ferner durch 
Eintritt in den Ruhestand (§§ 25 bis 27, § 31 Abs. 1 
und § 32 Abs. 2) unter Berücksichtigung der die be¬ 
amten recht liehe Stellung der RuhesUindsbeamtcn 
reg cd n den Vo rs d 11 j1 len. 


b) Entlassung 
§ 22 

(1) Der Beamte ist entlassen, 

1. wenn er die Eigenschaft. als Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
verliert oder 

2. wenn er ohne Zustimmung seines Dienst¬ 
herrn seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Ausland nimmt oder 

3. wenn er den nach § 25 Satz 3 bestimmten 
Zeitpunkt erreicht und das Beamtenverhält¬ 
nis nidil durch Eintritt in den Ruhestand 
endet. 

(2) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß der 
Beamte entlassen ist, wenn er in ein öffentlich- 
rechtliches Dienst- oder Amlsveihältnis zu einem 
anderen Dienstherrn tritt., sofern nicht im Einver¬ 
nehmen mit denn neuen Dienstbe rrn die Fortdauer 
des Beamfenvei häJlnisses neben dem neuen Dienst¬ 
oder Amtsverhältnis ungeordnet wird. Dies gilt 
nicht für den Eintritt m ein ßeamlonverhallnis auf 
Widerruf oder als Ehrenbeamlei. 

(3) Durch allgemeine Vorschrift kann bestimmt 
werden, daß das BeamlenVerhältnis eines Beamten 
auf Widerruf, der die Ihr seine Laufbahn vorge- 
sduiobone Prüfung ablegl, mil der Ablegung der 
Prüfung endet. 

§ 23 

(1) Der Beamte isl zu entlassen, 

1. wenn er sich weigerl, den gesetzlich vor- 
geschiiebenen Diensteid zu leisten oder ein 
an dessen Siedle voigeschriebenes Gelöbnis 
übzulegen, oder 

2. wenn er dienstunfähig .st und das Beamlen- 
veduiünis picht durch Ein tritt in den Ruhe¬ 
stand endet oder 

3. wenn er seine i iillnssimg schriftlich ver¬ 
lang! oder 

4. wenn er nach Erreichen der Altersgrenze 
berufen worden ist. 

(2) Der Beamte auf Probe kann entlassen werden, 

1. wenn er eine Handlung begeht, die bei 
einem Beamten auf Lebenszeit eine Diszi¬ 
plinarstrafe zur Folge hätte, die nur im 
förmlichen Disziplinarverfahren verhängt 
werden kann, oder 

2. wenn er sich in der Probezeit nicht bewährt 
oder 

3. wenn die Voraussetzungen des § 19 Salz 1 
vorliegen und eine andere Verwendung 
nicht möglich ist. 

(3) Der Beamte auf Widerruf kann jederzeit ent¬ 
lassen werden. Dem Beamtem auf Widerruf im Vor¬ 


bereitungsdienst soll Gelegenheit gegeben werden, 
den Vorbereitungsdienst abzuleisten und die Prü¬ 
fung abzulegen. 

(4) Bei der Entlassung nach Absatz 1 Nr. 2, Ab¬ 
satz 2 Nr. 2 und 3 und in den entsprechenden Fällen 
des Absatzes 3 sind angemessene Fristen einzuhal- 
ton, die nicht kürzer bemessen sein dürfen als die 
entsprechenden Fristen für Bundesbeamte. 


c) Verlust der Beamtenrechte 
§ 24 

(1J Das Beamtenverhältnis eines Beamten, der im 
ordentlichen Strafverfahren durch das Urteil eines 
deutschen Gerichtes im Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes 

1. zu Zuchthaus oder 

2. wegen vorsätzlich begangener Tat zu Ge¬ 
fängnis von einem Jahr oder längerer 
Dauer oder 

3. wegen vorsätzlicher hochverräterischer, 
staatsgefährdender oder landesverräte¬ 
rischer Handlung zu Gefängnis von sechs 
Monaten oder längerer Dauer 

verurteilt wird, endet mit der Rechtskraft des 
Urteils. Entsprechendes gilt, wenn dem Beamlen die 
bürgerlichen Ehrenrechte oder die Befähigung zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter aberkannt werden 
oder wenn der Beamte auf Grund einer Ent¬ 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts gemäß 
Artikel 18 des Grundgesetzes ein Grundrecht ver¬ 
wirkt hat. 

(2) Wird eine Entscheidung, durch die der Ver¬ 
lust der Beamtenrechte bewirkt worden ist, in 
einem Wiederaufnahmeverfahren durch eine Ent¬ 
scheidung ersetzt, die diese Wirkung nicht hat, so 
gilt das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. 


d) Eintritt in den Ruhestand 
§ 25 

Die Altersgrenze der Beamten ist durch Gesetz zu 
bestimmen. Der Beamte auf Lebenszeit tritt nach 
Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand. Der 
Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand ist gesetz¬ 
lich zu regeln. 

§ 26 

(1) Der Beamte auf Lebenszeit ist in den Ruhe¬ 
stand zu versetzen, wenn er infolge eines körper¬ 
lichen Gebrechens oder wegen. Schwäche seiner 
körperlichen oder geistigen Kräfte zur Erfüllung 
seiner Dienstpflichten dauernd unfähig (dienst¬ 
unfähig) geworden ist. Gesetzliche Vorsdiriften, die 
für einzelne Beamtengruppen besondere Voraus¬ 
setzungen für die Dienstunfähigkeit bestimmen, 
bleiben unberührt. Durch Gesetz kann bestimmt 
werden, daß das Amtsgericht auf Antrag des Dienst¬ 
herr)! einen Pfleger als gesetzlichen Vertreter in 
dem Verfahren bestellt, wenn der Beamte zur 
Wahrnehmung seiner Rechte in dem Verfahren 
nicht in der Lage ist; die Vorschriften des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
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barkeil für das Verfahren bei Anordnung einer 
Pflegschaft nach § 1910 des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buchs gellen entsprechend. 

(2) über die Versetzung in den Ruhestand ist, 
wenn der Beamte Einwendungen erhebt, in einem 
förmlichen Verfahren zu entscheiden. 

(•’>) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß der 
Beamte auf Lebenszeit, frühestens drei Jahre vor 
Erreichen der Altersgrenze, jedoch nicht vor Voll¬ 
endung des zweiundsechzigsLon Lebensjahres, auch 
ohne Nachweis der Dienst Unfähigkeit auf seinen 
Antrag in den Ruhestand versetzt werden kann. 


§ 27 

(1) Der Bamle auf Probe ist in den Ruhestand 
zu versetzen, wenn er infolge Krankheit, Verwun¬ 
dung oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne 
grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Ver¬ 
anlassung des Dienstes zugezogen hat, dienst¬ 
unfähig geworden ist. 

(2) Der Bamto auf Probe kann in den Ruhestand 
versetzt, werden, wenn er aus anderen Gründen 
dienstunfähig geworden ist. 


§ 28 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß der 
Eintritt in den Ruhestand eine Wartezeit voraus¬ 
setzt; sie darf zehn Jahre nicht übersteigen. Eine 
Wartezeit darf nicht für Fälle vorgesehen werden, 
in denen der Beamte infolge Krankheit, Verwun¬ 
dung oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne 
grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Ver¬ 
anlassung des Dienstes zugezogen hat, dienst¬ 
unfähig geworden ist. 

§ 29 

(1) Beantragt der wegen Dienstunfähigkeit in den 
Ruhestand versetzte Beamte nach Wiederherstellung 
seiner Dienslfähigkeit, ihn erneut in das Beamten- 
vcrhällnis zu bei ulen, so ist diesem Antrag zu ent¬ 
sprechen, falls nicht zwingende dienstliche Gründe 
entgegenstehen. Durch Gesetz kann bestimmt wer¬ 
den, daß der Antrag innerhalb einer bestimmten 
Frist seit Beginn des Ruhestandes gestellt werden 
muß. 

(2) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß der 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand ver¬ 
setzte Beamte nach Wiederherstellung seiner Dienst¬ 
fähigkeit erneut in das Beamten Verhältnis berufen 
werden kann, wenn er mindestens seinen früheren 
allgemeinen Rechtsstand wieder erhält und ihm im 
Dienstbereich seines früheren Dienstherrn ein Amt 
seiner früheren oder einer gleichwertigen Laufbahn 
mit mindestens demselben Endgrundgchalt über¬ 
tragen werden soll. 

§ 30 

Der Ruhestandsbeamte erhält lebenslänglich Ruhe¬ 
gehalt nach Maßgabe der Vorschriften des Ab¬ 
schnittes IV. 


e) Sondervorschriüten für den einstweiligen Ruhestand 
§ 31 

(1) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
der Beamte auf Lebenszeit jederzeit in den einst¬ 
weiligen Ruhestand versetzt werden kann, wenn 
er ein Amt bekleidet, bei dessen Ausübung er in 
fortdauernder Übereinstimmung mit den grundsätz¬ 
lichen politischen Ansichten und Zielen der Regie¬ 
rung stehen muß. Welche Beamten hierzu gehören, 
ist gesetzlich zu bestimmen. 

(2) Der Beamte auf Probe, der ein Amt im Sinne 
des Absatzes 1 bekleidet, kann jederzeit entlassen 
werden. 

§ 32 

(1) Für den einstweiligen Ruhestand gelten die 
Vorschriften über den Ruhestand. § 28 findet keine 
Anwendung, § 29 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Erreicht der in den einstweiligen Ruhestand 
versetzte Beamte die Altersgrenze, so gilt er in 
dem Zeitpunkt als dauernd in den Ruhestand ge¬ 
treten, in dem der Beamte auf Lebenszeit wegen 
Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand tritt. 


7. Titel 

Rechtsstellung 

des zum Mitglied der Volksvertretung oder einer 
Vertretungskörperschaft gewählten oder zum 
Mitglied der Landesregierung ernannten Beamten 

§ 33 

(1) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß ein 
Beamter in den Ruhestand tritt, wenn er die Wahl 
zum Mitglied der Volksvertretung seines Landes 
oder einer Vertretungskörperschaft seines Dienst¬ 
herrn annimmt. Für diesen Fall ist zu bestimmen, 
daß der Ruhestandsbeamte nach näherer gesetz¬ 
licher Regelung auf seinen Antrag nach Beendigung 
seiner Mitgliedschaft in der Volksvertretung oder 
Vertretungskörperschaft unter den Voraussetzungen 
des § 29 Abs. 2 erneut in das Beamtenverhältnis 
zu berufen ist, wenn er die allgemeinen Voraus¬ 
setzungen hierfür noch erfüllt; ferner kann be¬ 
stimmt werden, daß der Ruhestandsheamte unter 
den Voraussetzungen des § 29 Abs. 2 auch ohne 
seine Zustimmung erneut in das Beamtenverhältnis 
berufen werden kann und daß er seine Rechte als 
Ruhestandsbeamter verliert, falls er die Berufung 
ablehnt. 

(2) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß ein 
Beamter zu entlassen ist, wenn er zur Zeit seiner 
Ernennung Mitglied des Bundestages, der Volks¬ 
vertretung seines Landes oder einer Verlretungs- 
lcörperschaft seines Dienstherrn war und nicht 
innerhalb einer von der obersten Dienstbehörde zu 
bestimmenden angemessenen Frist sein Mandat 
niederlegt. 

§ 34 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß ein 
Beamter aus seinem Amt ausscheidet, wenn er zum 
Mitglied der Regierung seines Landes ernannt wird. 
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Für diesen Fall kann ferner bestimmt werden, daß 
der aus dem Amt ausgeschiedone Beamte nach Be¬ 
endigung seiner Mitgliedschaft in der Regierung in 
den Ruhestand tritt. 


Abschnitt tt 

Rechtliche Stellung des Beamten 
1. Titel 

Pflichten des Beamten 

§ 35 

(1) Der Beamte dient dem ganzen Volk, nicht 
einer Partei. Er hat seine Aufgaben unparteiisch und 
gerecht zu erfüllen und bei seiner Amtsführung auf 
das Wohl der Allgemeinheit Bedacht zu nehmen. 
Er muß sich durch sein gesamtes Verhalten zu 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetzes bekennen und für deren 
Erhaltung eintreten. 

(2) Der Beamte hat bei politischer Betätigung 
diejenige Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren, 
die sich aus seiner Stellung gegenüber der Gesamt¬ 
heit und aus der Rücksicht auf die Pflichten seines 
Amtes ergibt. 

§ 36 

Der Beamte hat sich mit. voller Hingabe seinem 
Beruf zu widmen. Er hat sein Amt uneigennützig 
nach bestem Gewissen zu verwalten. Sein Verhalten 
innerhalb und außerhalb dos Dienstes muß der Ach¬ 
tung und dem Vertrauen gerecht werden, die sein 
Beruf erfordert. 

§ 37 

Der Beamte hat seine Vorgesetzen zu beraten 
und zu unterstützen. Er ist verpflichtet, die von 
ihnen erlassenen Anordnungen auszuführen und 
ihre allgemeinen Richtlinien zu befolgen. Dies gilt 
nicht für Beamte, die nach besonderer gesetzlicher 
Vorschrift an Weisungen nicht gebunden und nur 
dem Gesetz unterworfen sind. 


§ 38 

(1) Der Beamte trägt für die Rechtmäßigkeit 
seiner dienstlichen Handlungen die volle persön¬ 
liche Verantwortung. 

(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienst¬ 
licher Anordnungen hat der Beamte unverzüglich 
auf dem Dienstwege geltend zu machen. Bestätigt 
ein höherer Vorgesetzter die Anordnung, so muß 
der Beamte sie ausführen und ist von der eigenen 
Verantwortung befreit; dies gilt nicht, wenn das 
dem Beamten aufgetragene Verhalten strafbar und 
die Strafbarkeit für ihn erkennbar ist oder das ihm 
auigetragene Verhallen die Würde des Menschen 
verletzt. 

(3) Wird von dem Beamten die sofortige Aus¬ 
führung einer Anordnung verlangt, weil Gefahr im 
Verzüge besteht und die Entscheidung eines höhe¬ 
ren Vorgesetzten nicht rechtzeitig herbeigeführt 
werden kann, so gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend. 


§ 39 

(1) Der Beamte hat, auch nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses, über die ihm bei seiner amt¬ 
lichen Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegen¬ 
heiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt 
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder 
über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen, 

(2) Der Beamte darf ohne Genehmigung über 
solche Angelegenheiten weder vor Gericht noch 
außergerichtlich aussagen oder Erklärungen ab¬ 
geben. Die Genehmigung erteilt der Dienstherr 
oder, wenn das Beamtenverhältnis beendet ist, der 
letzte Dienstherr. Hat sich der Vorgang, der den 
Gegenstand der Äußerung bildet, bei einem frühe¬ 
ren Dienstherrn ereignet, so darf die Genehmigung 
nur mit dessen Zustimmung erteilt werden. 

(3) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, 
darf nur versagt worden, wenn die Aussage dem 
Wohle des Bundes oder eines deutschen Landes 
Nachteile bereiten oder die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben ernstlich gefährden oder erheblich er¬ 
schweren würde. Die Genehmigung, ein Gutachten 
zu erstatten, kann versagt werden, wenn die Er¬ 
stattung den dienstlichen Interessen Nachteile 
bereiten würde. 

(4) Ist der Beamte Partei oder Beschuldigter in 
einem gerichtlichen Verfahren oder soll sein Vor¬ 
bringen der Wahrnehmung seiner berechtigten 
Interessen dienen, so darf die Genehmigung auch 
dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 3 
Satz 1 erfüllt sind, nur versagt werden, wenn die 
dienstlichen Rücksichten dies unabweisbar erfor¬ 
dern. Wird sie versagt, so ist dem Beamten der 
Schutz zu gewähren, den die dienstlichen Rück¬ 
sichten zulassen. 

§ 40 

(1) Der Beamte hat einen Diensteid zu leisten. 
Der Diensteid hat eine Verpflichtung auf das Grund¬ 
gesetz zu enthalten. 

(2) In den Fällen, in denen eine Ausnahme nach 
§ 4 Abs. 2 zugelassen worden ist, kann an Stelle 
des Eides ein Gelöbnis vorgeschrieben werden. 

§ 41 

Dem Beamten kann aus zwingenden dienstlichen 
Gründen die Führung seiner Dienstgeschäfte ver¬ 
boten weiden. Das Verbot erlischt, wenn nicht bis 
zum Ablauf von drei Monaten gegen den Beamten 
ein förmlihes Disziplinarverfahren oder ein son¬ 
stiges auf Rücknahme der Ernennung oder auf 
Beendigung des Beamtenverhältnisses gerichtetes 
Verfahren eingeleitet worden ist. 

§ 42 

(1) In welchen Fällen der Beamte zur Ausübung 
einer Nebentätigkeit der Genehmigung seines 
Dienstherrn bedarf, ist gesetzlich zu bestimmen. 

(2) Von einer Genehmigung dürfen nicht abhängig 
gemacht werden 

1. die Verwaltung eigenen oder der Nutz¬ 
nießung des Beamten unterliegenden Ver¬ 
mögens, 
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2. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, 
künstlerische oder Vortragstätigkeit des 
Beamten, 

3. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zu¬ 
sammenhängende selbständige Gutachter¬ 
tätigkeit von Lehrern an öffentlichen Hoch¬ 
schulen und Beamten an wissenschaftlichen 
Instituten und Anstalten, 

4. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufs¬ 
interessen in Gewerkschaften oder Berufs- 
verbänden oder in Selbsthilfeeinrichtungen 
der Beamten, 

5. die unentgeltliche Tätigkeit in Organen 
von Genossenschaften. 

Die Pflicht des Dienstherrn, Mißbräuchen entgegen¬ 
zutreten, bleibt, unberührt. 

§ 43 

Der Beamte darf, auch nadi Beendigung des Be¬ 
amtenverhältnisses, Belohnungen oder Geschenke 
in bezug auf sein Amt nur mit Zustimmung seines 
gegenwärtigen oder letzten Dienstherrn annehmen. 

§ 44 

Der Beamte ist verpflichtet, ohne Entschädigung 
über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu 
tun, wenn zwingende dienstliche Verhältnisse es 
erfordern. Wird er dadurch erheblich mehr bean¬ 
sprucht, so ist ihm Dienstbefreiung in angemessener 
Zeit zu gewähren. 

2. Titel 

Folgen der Nichterfüllung von Pflichten 

§ 45 

(1) Der Beamte begeht ein Dienstvergehen, wenn 
er schuldhaft die ihm obliegenden Pflichten verletzt. 

(2) Bei einem Ruhestandsbeamten oder früheren 
Beamten mit Versorgungsbezügen gilt es als Dienst¬ 
vergehen, wenn er sich gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung im Sinne des Grund¬ 
gesetzes betätigt oder an Bestrebungen teilnimmt, 
die darauf abzielen, den Bestand oder die Sicherheit 
der Bundesrepublik zu beeinträchtigen, oder wenn 
er gegen die in § 39 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 und 
§ 43 bestimmten Pflichten verstößt. Im übrigen ist 
durch Gesetz zu bestimmen, welche Handlungen bei 
einem Ruhestandsbeamten oder früheren Beamten 
mit Versorgungsbezügen als Dienstvergehen gelten. 

(3) Das Nähere über die Verfolgung von Dienst¬ 
vergehen regeln die Disziplinargesotze. 

§ 46 

(1) Verletzt ein Beamter schuldhaft die ihm ob¬ 
liegenden Pflichten, so hat er dem Dienstherrn, 
dessen Aufgaben er wahrgenommen hat, den 
daraus entstandenen Schaden zu ersetzen. Hat der 
Beamte seine Amtspflicht in Ausübung eines ihm 
anvertrauten öffentlichen Amtes verletzt, so hat er 
dem Dienstherrn den Schaden nur insoweit zu er¬ 
setzen, als ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 


zur Last fällt. Haben mehrere Beamte den Schaden 
gemeinsam verursacht, so haften sie als Gesamt¬ 
schuldner. 

(2) Hat der Dienstherr einem Dritten auf Grund 
der Vorschrift des Artikels 34 Satz 1 des Grund¬ 
gesetzes Schadenersatz geleistet, so ist der Rück¬ 
griff gegen den Beamten nur insoweit zulässig, als 
ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in 
drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Dienstherr von dem Schaden und der Person des 
Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat, ohne Rück¬ 
sicht auf diese Kenntnis in zehn Jahren von der 
Begehung der Handlung an. Die Ansprüche nach 
Absatz 2 verjähren in drei Jahren von dem Zeit¬ 
punkt an, in dem der Ersatzanspruch des Dritten 
diesem gegenüber von dem Dienstherrn anerkannt 
oder dem Dienstherrn gegenüber rechtskräftig fest¬ 
gestellt ist und der Dienstherr von der Person des 
Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat. 

(4) Leistet der Beamte dem Dienstherrn Ersatz 
und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf den Beam¬ 
ten über. 

§ 47 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß der 
Beamte seine Dienstbezüge verliert, solange er dem 
Dienst ohne Genehmigung schuldhaft fernbleibt. 


3. Titel 

Rechte des Beamten 

§ 48 

Der Dienstherr hat im Rahmen des Dienst- und 
Treueverhältnisses für das Wohl des Beamten und 
seiner Familie, auch für die Zeit nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses, zu sorgen. Er schützt ihn 
bei seiner amtlichen Tätigkeit und in seiner Stel¬ 
lung als Beamter. 

§ 49 

Der Beamte hat Anspruch auf die mit seinem Amt 
verbundenen Dienstbezüge. Hat der Beamte mit 
Genehmigung des Dienstherrn gleichzeitig mehrere 
besoldete Hauptämter bei demselben oder bei ver¬ 
schiedenen Dienstherren inne, so kann er, wenn 
nicht einheitliche Dienst- oder Amtsbezüge vorge¬ 
sehen sind, die Dienst- oder Amtsbezüge nur aus 
einem Amt erhalten, 

§ 50 

(1) Die Dienst- und Versorgungsbezüge sowie die 
allgemeine Einreihung der Ämter in die Gruppen 
der Besoldungsordnungen sind gesetzlich zu regeln; 
sie können nur durch Gesetz geändert werden. 

(2) Werden die Dienstbezüge der Beamten allge¬ 
mein oder für einzelne Laufbahngruppen erhöht 
oder vermindert, so sind von demselben Zeitpunkt 
an die Versorgungsbezüge entsprechend zu regeln. 

(3) Auf laufende Dienst- und Versorgungsbezüge 
kann weder ganz noch teilweise verzichtet werden. 






Ni . 81 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 5. Oktober 1961 


1043 


(4) Zusicherungen, Vereinbarungen und Verglei¬ 
che, die dem Beamten eine 1 höhere als nach dem 
Besoldungs recht zulässige Besoldung oder eine über 
dieses Gesetz hinausgehoride Versorgung verschaf¬ 
fen sollen, sind unwirksam. Das gleiche gilt für 
Versicherungsverträge, die zu diesem Zweck abge¬ 
schlossen werden. 

§ 51 

(1) Ansprüche auf Dienst- oder Versorgungs¬ 
bezüge können, wenn hundesgesetzlich nichts ande¬ 
res bestimmt ist, nur insoweit abgetreten oder ver- 
l'iändcl werden, als sie der Pfändung unterliegen. 
Ansprüche auf Sterbegeld, aut Erstattung der Kosten 
des Heilverfahrens und der Pflege sowie auf Unfall- 
uusgloich können weder gepfändet noch abgetreten 
noch verpfändet werden. Forderungen des Dienst¬ 
herrn aus Vorschuß- oder Dartehnsgewährung sowie 
aus Überhöhungen von Dienst- oder Versorgungs¬ 
bezügen können auf das Sterbegeld angeredrriet 
worden; der Witwe und den Waisen muß jedoch 
ein Teilbetrag des Sterbegeldes belassen werden, 
der dem der Pfändung nicht unterliegenden Teil des 
Witwen- und Waiseageldes für diese drei Monate 
entsprechen würde. 

(2) Der Dienstherr kann ein Auf rech nungs- oder 
Zurückbehaltungsrecht gegenüber Ansprüchen auf 
Dienst- oder Versorguncjsbo/.ege nur insoweit gei¬ 
fernd machen, als sie pfändbar sind. Diese Einschrän¬ 
kung gilt nicht, soweit gegen den Empfänger ein 
Anspruch auf Schadenei salz wegen vorsätzlicher 
unerlaubter Handlung hesL« lil. 

§ 52 

Wird ein Beamter körperlich verletzt, oder getötet, 
so geht ein gesetzlicher Schadenersatzanspruch, der 
dem Beamten oder seinen Hinterbliebenen infolge 
der Körperverletzung oder der Tötung gegen einen 
Dritten zusteht, insoweit aul den Dienstherrn über, 
als dieser 

1. während einer auf der Körperverletzung be¬ 
ruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit zur 
Gewährung von Dhmstbozügen oder 

2. infolge der Körperverletzung oder der Tötung 
zur Gewährung einer Versorgung oder einer 
anderen Leistung 

verpflichtet ist. Ist eine Versorgungskasse zur 
Gewährung der Versorgung verpflichtet, so geht 
der Anspruch auf sie über. Der Übergang des An¬ 
spruches kann nicht zum Nachteil des Beamten oder 
der Hinterbliebenen geltend gemacht werden. 


§ 53 

(1) Werden Beamte oder Versorgungsberechtigte 
durch eine auf § 50 Airs 1 und 2 beruhende Ände¬ 
rung ihrer Bezüge oder ihrer Einreihung in die 
Gruppen der Bcsoldungsordrumgen mit rüdewirken¬ 
der KrafL schlechter gestellt, so sind die Unter- 
schiedsbeträge nicht zu erstatten. 

(2) fm übrigen regelt sich die Rückforderung zu¬ 
viel gezahlter Dienst- oder Versorgungsbezüge nach 
cten Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche¬ 


rung. Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen 
Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der 
Mangel so offensichtlich war, daß der Empfänger 
ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforderung 
kann aus Billigkeitsgründen ganz oder teilweise 
abgesehen werden. 

§ 54 

Der Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
(§ 3 Abs, 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe a) erhält einen 
Unlerhaltszuschuß. Der Unterhaltszuschuß beträgt 
mindestens dreißig vom Hundert des Anfangs¬ 
grundgehaltes der Eingangsbesoldungsgruppe der 
Laufbahn. Daneben ist Kinderzuschlag nach den 
Vorschriften zu gewähren, die für Beamte mit 
Dienstbezügen gelten. 

§ 55 

Dem Beamten steht alljährlich ein Erholungs¬ 
urlaub unter Fortgewährung der Dienstbezüge zu. 

§ 56 

Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Be¬ 
amtenverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in seine 
vollständigen Personalakten. Er muß über Beschwer¬ 
den und Behauptungen tatsächlicher Art, die für ihn 
ungünstig sind oder ihm nachteilig werden können, 
vor Aufnahme in die Personalakten gehört werden. 
Die Äußerung des Beamten ist zu seinen Personal¬ 
akten zu nehmen. 

§ 57 

Die Beamten haben das Recht, sich in Gewerk¬ 
schaften oder Berufsverbänden zusammenzuschlie¬ 
ßen. Sie können ihre Gewerkschaften oder Berufs¬ 
verbände mit ihrer Vertretung beauftragen, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Der Beamte 
darf wegen Betätigung für seine Gewerkschaft oder 
seinen Berufsverband nicht dienstlich gemaßregelt 
oder benachteiligt werden. 

§ 58 

Bei der Vorbereitung gesetzlicher Regelungen der 
beamtenrechtlichen Verhältnisse durch die obersten 
Landesbehörden sind die Spitzenorganisationen der 
zuständigen Gewerkschaften und Berufsverbände zu 
beteiligen. 

4. Titel 

Schutz der rechtlichen Stellung 

§ 59 

Die rechtliche Stellung des Beamten kann unter 
arideren Voraussetzungen oder in anderen Formen 
als denen, die in diesem Gesetz bestimmt oder zu¬ 
gelassen sind, nicht verändert werden. 

§ 60 

Bei Anträgen und Beschwerden des Beamten darf 
der Beschwerdeweg zu seiner obersten Dienst¬ 
behörde nicht ausgeschlossen werden. 
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Abschnitt III 
Personalwesen 
§ 61 

(1) lm Bereich eines jeden Landes ist eine unab¬ 
hängige, an Weisungen nicht gebundene Stelle ge- 
sel/Jkh zu bestimmen. Sie hat in den in diesem 
(leset/ vorgesehenen Fällen Ausnahmen zuzulassen 
und die Befähigung von anderen Bewerbern (§ 16) 
leslzus teilen. 

(2) Durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
können der unabhängigen Stelle weitere Aufgaben 
zugewiesen werden. 

§ 62 

(1) Die Mitglieder der Stelle sind unabhängig 
und nur dem Gesetz unterworfen. Sie üben ihre 
Tätigkeit innerhalb dieser Schranken in eigener 
Verantwortung aus. 

(2) Die Mitglieder dürfen wegen ihrer Tätigkeit 
dienstlich nicht gemaßregelt oder benachteiligt 
werden. Die Voraussetzungen, unter denen ihre 
Mitgliedschaft endet, sind gesetzlich zu regeln. 


Abschnitt IV 
Versorgung 

1. Titel 
All gern eines 
§ 63 

(1) Die Versorgung umfaßt 

1. Ruhegehalt in Fällen des Eintritts in den 
Ruhestand oder Unterhaltsbeitrag in Fällen 
der Entlassung wegen Dienstunfähigkeit 
oder Erreichens der Altersgrenze, 

2. Hint.erblicbenenversorgung (Bezüge für den 
Slerbemonat, Sterbegeld, Witwengeld, Wit¬ 
wergeld, Waisengeld und Unterhaltsbei¬ 
träge), 

3. Verschollenheitsbezüge an Stelle von 
Dienst- oder Versorgungsbezügen, 

4. Unfallfürsorge, 

5. Abfindung an verheiratete Beamtinnen, die 
auf eigenen Antrag entlassen werden, 

6. Ubergangsgeld an Beamte, die nicht auf 
eigenen Antrag entlassen werden. 

(2) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß eine 
Witwe, die Anspruch auf Witwengeld hat, im Falle 
einer Wiederverheiratung eine Witwenabfindung 
erhält; Entsprechendes gilt für den Witwer. 


2. Titel 
Ruhegehalt 

a) Allgemeines 
§ 64 

Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhe- 
gehaltfähigcn Dienstbezüge und der ruhegehalt¬ 
fähigen Dienstzeit berechnet. 


b) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
§ 65 

(1) Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind 

1. das Grundgehalt, das dem Beamten nach 
dem Besoldungsrecht zuletzt zugestanden 
hat, oder die diesem entsprechenden Bezüge, 

2. der Ortszuschlag, 

3. sonstige Dienstbezüge, die im Besoldungs¬ 
recht als ruhegehaltfähig bezeichnet sind. 

(2) Durch Gesetz können Ausnahmen von Absatz 1 
für Fälle vorgesehen werden, in denen 

1. ein Beamter früher ein mit höheren Dienst¬ 
bezügen verbundenes Amt bekleidet hat 
oder 

2. ein Beamter die Dienstbezüge eines nicht 
zur Eingangsbesoldungsgruppe seiner Lauf¬ 
bahn gehörigen Amtes bei Eintritt in den 
Ruhestand noch nicht ein Jahr erhalten und 
auch nicht die Obliegenheiten des Amtes 
mindestens ein Jahr lang tatsächlich wahr¬ 
genommen hat. 


c) Ruhegehaltfähige Dienstzeit 
§ 66 

Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die der Be¬ 
amte vom Tage seiner ersten Berufung in das 
Beamtenverhältnis an im Dienst eines öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn im Reichsgebiet im Beamten¬ 
verhältnis zurückgelegt hat. Nicht ruhegehallfähig 
ist die Zeit vor Vollendung des siebzehnten Lebens¬ 
jahres; weitere Ausnahmen können durch Gesetz 
vorgesehen werden. 

§ 67 

Die ruhegehaltfähige Dienstzeit nach § 66 erhöht 
sich um die Zeit, die auf Grund gewährter Wieder¬ 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts anzu¬ 
rechnen ist. 


§ 63 

Als ruhegehaltfähig gilt die Dienstzeit, in der ein 
Beamter vor der Berufung in das Beamtenverhältnis 
berufsmäßig im Dienst der Bundeswehr oder der 
früheren Wehrmacht, im früheren Reichsarbeits¬ 
dienst oder im Vollzugsdienst der Polizei gestanden 
hat. Nicht ruhegehaltfähig ist die Zeit vor Voll¬ 
endung des siebzehnten Lebensjahres; weitere Aus¬ 
nahmen können durch Gesetz vorgesehen werden. 
§ 67 findet entsprechende Anwendung. 

§ 69 

Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, während der 
ein Beamter nach Vollendung des siebzehnten 
Lebensjahres vor der Berufung in das Beamtenver¬ 
hältnis 

1. niditberafsmäßigen Wehrdienst geleistet hat 
oder 

2. sich in Kriegsgefangenschaft befunden hat. 
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d) Höhe des Ruhegehaltes 
§ 70 

(1) Das Ruhegehalt betragt bis zur Vollendung 
einer zehnjährigen iiihegehall.lahigen Dienstzeit 
fünfunddioißig vom Hundert der ruhegohaltfähigen 
Dienstbezüge und steigt von du an nach näherer 
gesetzlicher Bestimmung bis zu hmfundsiebzig vom 
Hundert; ein Rest der ruhegehallfähigen Dienslzeit 
von mehr als uinhimderDwoiundachtzig Tagen gilt 
als vollendetes Dieusljahr. Mindestens ist ein Be¬ 
trag in Höhe des Mindeslruhegehaltes nach dem 
Bunclesbeumiengesel/. zu gewähren. 

(2) Bei einem noch 5 20, § 31 Abs. 1 oder § 130 
Abs. 2 Salz 1 in den einstweiligen Ruhestand ver¬ 
so Uten Bemüh!» darf das Ruhegehalt für die Dauer 
von fünf .feinen nichi hinter fünfzig vom Hundert 
der Tuhegeh.'iltliihigon Dien.sllx-üge aus der End¬ 
stufe der Besoldungsgruppe Zurückbleiben, in der 
sich der Beamte zur Zeit seiner Versetzung in den 
einstweiligen Ruhestand befunden hat. Durch Gesetz 
kann bestimmt werden, daß sich das Ruhegehalt für 
diese Zeit bis zu füniuncisieb/ig vom Hundert der 
ruhegohaltfähigen Dienst bezöge aus der Endstufe 
der noch Satz t in Betracht kommenden Besoldungs¬ 
gruppe erhöht. 


Hinterbliebenen Versorgung 
§ 71 

(1) Die Witwe eines Beamten auf Lebenszeit oder 
eines Ruhestandsbeomlen erhält Witwengeld. Durch 
Gesetz können Ausnahmen für Fälle vorgesehen 
werden,in denen 

1. die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als 
drei Monate gedauert hat, es sei denn, daß 
nach den besonderen Umständen des Falles 
die Annahme nicht gerechtfertigt ist, daß 
es der alleinige oder überwiegende Zweck 
der Heirat war, der Witwe eine Versor¬ 
gung zu verschaffen, oder 

2. die Ehe erst nach dem Eintritt des Beamten 
in den Ruhestand geschlossen worden ist 
und der Ruhestandsbeamte zur Zeit der 
Eheschließung das fünfundscdiz.igste Le¬ 
bensjahr bereits vollendet hatte oder 

3. die eheliche. Gemeinschaft beim Tode des 
Beamten oder Ruhestandsbeamten durch 
gerichtliche Entscheidung aufgehoben war. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Witwe eines Beam¬ 
ten auf Probe, der an den Folgen einer Dienst¬ 
beschädigung (§ 27 Abs. 1) verstorben ist oder dem 
die Entscheidung nach § 27 Abs. 2 zugestellt war. 

§ 72 

Das Witwengeld beträgt sechzig vom Hundert des 
Ruhegehaltes, das der Verstorbene erhalten hat 
oder hätte erhalten können, wenn er am Todestage 
in den Ruhestand getreten wäre. § 70 Abs,2 findet 
keine Anwendung. Änderungen des Mindestruhe- 
gohaltcs (§ 70 Abs. 1 Salz 2) sind zu berücksichtigen. 


§ 73 

(1) Der schuldlos oder aus überwiegendem Ver¬ 
schulden des Ehemannes geschiedenen Ehefrau 
eines verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeam¬ 
ten, die im Falle des Fortbestehens der Ehe Witwen¬ 
geld erhalten hätte, ist ein Unterhaltsbeitrag bis zur 
Höhe des Witwengeldes insoweit zu gewähren, als 
ihr der Verstorbene zur Zeit seines Todes Unterhalt 
zu leisten hatte. Eine später eingetretene oder ein- 
tretonde Änderung der Verhältnisse kann berück¬ 
sichtigt werden. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die einer 
schuldlos oder aus überwiegendem Verschulden des 
Ehemannes geschiedenen Ehefrau gleichgestellte 
frühere Ehefrau eines verstorbenen Beamten, dessen 
Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt war. 

§ 74 

(f) Die ehelichen Kinder sowie die für ehelich er¬ 
klärten oder die an Kindes Statt angenommenen 
Kinder eines verstorbenen Beamten auf Lebenszeit, 
eines verstorbenen RuhesUmdsbeamten oder eines 
verstorbenen Beamten auf Probe, der an den Folgen 
einer Dienslbesdiädigung (§ 27 Abs. 1) verstorben 
ist oder dem die Entscheidung nach § 27 Abs. 2 zu- 
gestcllt war, erhalten Waisengeld. Das gleiche gilt 
für die Kinder aus nichtigen Ehen, die die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes haben, sowie für 
die unehelichen Kinder einer verstorbenen Beamtin 
oder Ruhestandsbeamtin. Den unehelichen Kindern 
eines verstorbenen männlichen Beamten oder Ruhe¬ 
standsbeamten ist ein Unterhaltsbeitrag zu bewil¬ 
ligen. 

(2) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß die 
Kinder, eines verstorbenen Ruhestandsbeamten kein 
Waisengeld erhalten, wenn sie aus einer Ehe stam¬ 
men, die erst nach dem Eintritt in den Ruhestand 
und nach Vollendung des fünfundsechzigsten Le¬ 
bensjahres des Ruhestandsbeamten geschlossen 
wurde, oder wenn sie erst nach diesem Zeitpunkt 
für ehelich erklärt oder an Kindes Statt angenom¬ 
men worden sind. Entsprechendes gilt hinsichtlich 
des, Unterhaltsbeitrages für uneheliche Kinder. 

§ 75 

(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise 
zwölf vom Hundert und für die Vollwaise zwanzig 
vom Hundert des Ruhegehaltes, das der Verstor¬ 
bene erhalten hat oder hätte erhalten können, wenn 
er am Todestage in den Ruhestand getreten wäre. 
§ 70 Abs. 2 findet keine Anwendung. Änderungen 
des Mindestruhegehaltes (§ 70 Abs. 1 Satz 2) sind 
zu berücksichtigen. 

(2) Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbe¬ 
nen nicht zum Bezüge von Witwengeld berechtigt 
ist und auch keinen Unterhaltsbeitrag in Höhe des 
Witwengeldes erhält, wird das Waisengeld nach 
dem Satz für Vollwaisen gezahlt; es darf zuzüglich 
des Unterhaltsbeitrages den Betrag des Witwen¬ 
geldes und Waisengeldes nach dem Satz für Halb¬ 
waisen nicht übersteigen. 

(3) Der Waisengeldanspruch eines Kindes wird 
nicht dadurch berührt, daß ein Beamter es an Kin- 
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des Statt annimmt. Stirbt der Beamte, so erhält das 
Kind nur dann ein neues Waisengeld, wenn cs 
höher ist als das bisherige; das bisherige Waisen¬ 
geld erlischt in diesem Falle. 

(4) Hat ein Kind einen Waisengeldansprudi so¬ 
wohl aus dem Beamtenverhältnis des Vaters als 
auch aus dem der Mutter, so wird nur das höhere 
Waisengeld gezahlt. 

§ 76 

Witwen- und Waisengeld sowie Unterhaltsbei¬ 
träge dürfen weder einzeln noch zusammen den Be¬ 
trag des ihrer Berechnung zugrunde zu legenden 
Ruhegehaltes übersteigen. 

§ 77 

(1) War die Witwe mehr als zwanzig Jahre jün¬ 
ger als der Verstorbene, so kann das Witwengeld 
nach näherer gesetzlicher Bestimmung gekürzt wer¬ 
den, jedoch nicht über fünfzig vom Hundert hinaus. 
Das gekürzte Witwengeld darf nicht hinter dem 
Mindestwitwcngeid (§ 72 in Verbindung mit § 70 
Abs. 1 Satz 2) Zurückbleiben. 

(2) Absatz 1 gilt nidxt, wenn aus der Ehe ein 
Kind hervorgegangon ist. 

(3) Von dein gekürzten Witwengeld ist auch bei 
der Anwendung des § 76 auszugehen. 

§ 78 

§§ 71 bis 77 gelten entsprechend für den Wit¬ 
wer oder schuldlos oder aus überwiegendem Ver¬ 
schulden der Ehefrau geschiedenen Ehemann einer 
verstorbenen Beamtin oder Ruhestandsbeamlin, 
wenn er zur Zeit ihres Todes einen gesetzlichen 
Unterhaltsanspruch gegen sie gehabt hat. Die ihm 
zu gewährenden Bezüge dürfen nicht höher sein als 
sein Unterhaltsanspruch gegen die Verstorbene. 


4. Titel 

Unfallfürsorge 
a) Allgemeines 
§ 79 

(1) Wird ein Beamter durch einen Dicnstunfall 
verletzt, so wird ihm und seinen Hinterbliebenen 
Unfallfürsorgo gewährt. 

(2) Dicnstunfall ist ein auf äußerer Einwirkung 
beruhendes plötzliches, örtlich und zeitlich bestimm¬ 
bares, einen Körperschaden verursachendes Ereig¬ 
nis, das in Ausübung oder infolge des Dienstes 
eingetreten ist. 

(3) Zum Dienst gehören auch 

1. Dienstreisen, Dienstgänge und die dienst¬ 
liche Tätigkeit am Bestimmungsort, 

2. das Zurüdclcgen des mit dem Dienst zu¬ 
sammenhängenden Weges nach und von 
der Dienststelle, 

3. die Teilnahme an dienstlichen Veranstal- 


Hat der Beamte wegen der Entfernung seiner stän¬ 
digen Familienwohnung vom Dienstort an diesem 
oder in dessen Nähe eine Unterkunft, so gilt die 
Nummer 2 auch für den Weg von und nach der 
Familien wohnnng. 

(4) Erkrankt ein Beamter, der nach der Art seiner 
dienstlichen Verrichtung der Gefahr der Erkrankung 
an bestimmten Krankheiten besonders ausgesetzt 
ist, an einer solchen Krankheit, so gilt dies als 
Dienstunfall, es sei denn, daß der Beamte sich die 
Krankheit außerhalb des Dienstes zugezogen hat. 
Die in Betracht kommenden Krankheiten sind durch 
Rechtsvorschrift zu bestimmen. 

(5) Dem durch Dienstunfall verursachten Körper¬ 
schaden ist ein Körperschaden gleichzuachten, den 
ein Beamter außerhalb seines Dienstes erleidet, 
wenn er im Hinblick auf sein pflichtgemäßes dienst¬ 
liches Verhalten angegriffen wird. 


b) Unfallfürsorgelei';! singen 
§ 80 

(1) Die Unfallfürsorgo umfaßt 

1. Erstattung von Sachschäden sowie Ersatz 
der durch die erste Hilfeleistung entstan¬ 
denen besonderen Aufwendungen, 

2. Heilverfahren, insbesondere Heilbehand¬ 
lung, Versorgung mit Heilmitteln und 
Pflege, 

3. Unfallausgleich mindestens in Flöhe der 
Grundrente nach § 31 Abs 1 bis 3 des Bun- 
desversorgungsgesetzes neben den Diensl- 
bezügen, dem Unterhaltszuschuß oder dem 
Ruhegehalt für die Dauer einer wesent¬ 
lichen Minderung der Erwerbsfähigkeit, 

4. Unfallruhegehalt als erhöhtes Ruhegehalt 
bis zu fünfundsiebzig vom Hundert der 
Endstufe der erreichten Besoldungsgruppe 
in Fällen des Eintritts in den Ruhestand 
oder Unterhaltsbeitrag in sonstigen Fällen 
der Beendigung des Beamtenverhältnisses, 

5. Unfall-Hinterbliebenenversorgung. 

(2) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
sich bei der Berechnung des Unfallruhegehaltes die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach der nächst¬ 
höheren Besoldungsgruppe bemessen, wenn der Be¬ 
amte bei Ausübung einer Diensthandlung, mit der 
für ihn eine besondere Lebensgefahr verbunden ist, 
sein Leben einsotzt und infolge dieser Gefährdung 
einen Dienstunfall mit der Folge der Zurruhesetzung 
erleidet; dies gilt nur, wenn der Beamte infolge 
dieses Dienstunfalles im Zeitpunkt des Eintritts in 
den Ruhestand in seiner Erwerbsfähigkeit um mehr 
als fünfzig vom Hundert beschränkt ist. 

(3) Als Unfallruhegehalt ist mindestens ein Be¬ 
trag in Höhe des Mindest-Unfallruhogehaltes nach 
dem Bundesbeamtengesetz zu gewähren. 

(4) In den Fällen, in denen das Bundesbeamten¬ 
gesetz einen Rechtsanspruch auf eine Unfallfür¬ 
sorgeleistung gewährt, ist ein solcher dem Grunde 
nach vorzusehen. 
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c) Begrenzung der IJnfcilUiirsorgeansprüdie 

§ «1 

(1) Der vork.-1/ie Beamte und seine Hinterbliebe¬ 
nen haben aus Anlaß eines Dienstunfalles gegen 
den Dienstbarrn nur die sich aus dem Beamten- 
Unlulllörsorgeredil ergebenden Ansprüche. Ist der 
Beamte nach <! 'tu Dienstunlall in den Dienstbereich 
eines anderen olle: flieb-reditlichen Dienstherrn 
versot/l worden. so liebten sich die Ansprüche 
gegen diesen, das gleiche gilt in den Fallen des 
gesetzlichen Übertritts oder der Übernahme bei der 
Umbildung von Körperschaften. 

(2) Weitergaben;';! Ansprüche auf Grund allge¬ 
meiner geset/iir !iei Vorschriften können gegen einen 
ölfeüUich-rechÜkhen Diensllierrn im Geltungsbe¬ 
reich dieses Gesetzes oder gegen die in seinem 
Dienst stehenden Personen nur dann geltend ge¬ 
macht worden, wenn der Dienstunlall durdi eine 
vorsätzliche unerlaubte Handlung einer solchen 
Person verursacht worden ist. Jedoch findet das 
Gesetz über die erweiterte Zulassung von Schaden¬ 
ersatzansprüchen bei Dienst- und Arbeitsunfällen 
vom 7. Dezember 194.1 (Reiclisgeselzbl. I S. 674) An¬ 
wendung. 

(1) Ersatzansprüche gegen andere Personen blei¬ 
ben unberührt. 

5. Titel 

Gemein sc sie V o rsch riften 

a) Ki.acic-miscUIäge 
§ 82 

(1) Kinderzimhläge werden neben Ruhegehalt 
oder Witwengeld nach den für die Beamten gelten¬ 
den Vorschriften des Besolducgsrechls gewährt. 
Waisen erhalten den Kinderzuschlag neben dem 
Waisengeld, wenn Witwengeld nicht zu zahlen ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Gewährung 
von Kinderzuschlüyen neben Unterhallsbeiträgen. 

b) Rüben der Versorgimgsbeziige 
§ 83 

(1) Bezieh! ein Versonjungsberechligter aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst ein Einkommen, 
so erhält er daneben seine. Versorgungsbezüge nur 
bis zu der durch Gesetz zu bestimmenden Höchst¬ 
grenze. 

(2) Verwendung im öffentlichen Dienst im Sinne 
des Absatzes 1 ist jede Beschäftigung im Dienst 
von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts im Reichsgebiet oder ihrer Ver¬ 
bände; ausgenommen ist die Beschäftigung bei 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellsehaften oder 
ihren Verbänden. Der Verwendung im öffentlichen 
Dienst stehen gleidi 

1. die Beschäftigung bei Vereinigungen, Ein¬ 
richtungen und Unternehmungen, deren ge¬ 
samtes Kapital (Grundkapital, Stammkapi¬ 
tal) sich in öffentlicher Iiand befindet, 

2. die Verwendung im öffentlichen Dienst 
einer zwischenstaatlichen oder überstaat¬ 
lichen Einrichtung, an der eine Körperschaft 


oder ein Verband im Sinne des Satzes 1 
durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüs¬ 
sen oder in anderer Weise beteiligt ist. 

§ 84 

(1) Die Versorgungsbezüge ruhen, solange der 
Versorgungsberechtigte 

1. nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes ist oder 

2. seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent¬ 
halt im Ausland hat. 

Ausnahmen können zugelassen werden. 

(2) Haben die Versorgungsbezüge nach Absatz 1 
Nr. 2 länger als drei Jahre geruht, so können sie 
dem Versorgungsberechtigten entzogen werden. 
Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann die 
Versorgung ganz oder teilweise wieder zuerkannt 
werden. 

c) Zusammentreffen mehrerer Versorgungsbezüge 
§ 85 

(1) Erhält aus einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst (§ 83 Abs. 2 Satz 1) oder aus einer ihr gleich¬ 
stehenden Beschäftigung (§ 83 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1) 
an neuen Versorgungsbezügen 

1. ein Ruhestandsbeamter Ruhegehalt oder 
eine ähnliche Versorgung, 

2. eine Witwe oder Waise aus der früheren 
Verwendung des verstorbenen Beamten 
oder Ruhestandsbeamten Witwengeld, Wai¬ 
sengeld oder eine ähnliche Versorgung, 

3. eine Witwe Ruhegehalt oder eine ähnliche 
Versorgung, 

so sind daneben die früheren Versorgungsbezüge 
nur bis zu der durch Gesetz zu bestimmenden 
Höchstgrenze zu zahlen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine Ruhe¬ 
standsbeamtin aus der früheren Verwendung des 
verstorbenen Beamten oder Ruhestandsbeamten 
Witwengeld oder eine ähnliche Versorgung erwirbt. 

(3) Durch Rechtsvorschrift kann bestimmt werden, 
inwieweit Versorgungsbezüge neben Versorgungs¬ 
bezügen oder versorgungsähnlichen Bezügen aus 
einer Vewendung im öffentlichen Dienst einer zwi¬ 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtung 
(§ 83 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2) zu zahlen sind. 

d) Erlöschen der Versorgungshezüge 
§ 86 

(1) Ein Ruhestandsbeamter verliert mit der Rechts¬ 
kraft der Entscheidung seine Rechte als Ruhestands¬ 
beamter, 

1. wenn gegen ihn wegen einer vor Beendi¬ 
gung dos Beamtenverhältnisses begangenen 
Tat eine Entscheidung ergangen ist, die 
nach § 24 Abs. 1 zum Verlust der Beamten¬ 
rechte geführt hätte, oder 

2. wenn er wegen einer nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses begangenen Tat 
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durch ein deutsches Gericht im Geltungs¬ 
bereich dieses Gesetzes im ordentlichen 
Strafverfahren 

a) zu Zuchthaus oder 

b) zu Gefängnis mit Verlust der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte auf die Dauer von 
mindestens drei Jahren oder 

c) wegen vorsätzlicher hochverräterischer, 
staatsgefährdender oder landesverräte- 
riseber Handlung zu Gefängnis auf die 
Dauer von mindestes sechs Monaten 

verurteilt worden ist. 

Entsprechendes gilt, wenn der Ruhestandsbeamte 
auf Grund einer Entscheidung des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes 
ein Grundrecht verwirkt hat. 

(2) § 24 Abs. 2 gilt entsprechend. 


§ 87 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß ein 
Ruhestandsbeamter seine Versorgungsbezüge ver¬ 
liert, solange er entgegen einer nach § 29 Abs. 2 
oder § 32 Abs. 1 Satz 2 getroffenen gesetzlichen 
Regelung einer erneuten Berufung in das Beamten¬ 
verhältnis schuldhaft nicht nachkommt, obwohl er 
auf die Folgen eines solchen Verhaltens schriftlich 
hingewiesen worden ist. Eine disziplinarrechtliche 
Verfolgung wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

§ 88 

(1) Der Anspruch der Witwen und Waisen auf 
Versorgungsbezüge erlischt 

1. für jeden Berechtigten mit dem Ende des 
Monats, in dem er sich verheiratet oder 
stirbt, 

2. für jede Waise außerdem mit dem Ende 
des Monats, in dem sie das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet, soweit nicht Absatz 2 
Anwendung findet oder eine Gewährung 
durch Gesetz zugelassen wird, 

3. für jeden Berechtigten, der durch ein deut¬ 
sches Gericht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes im ordentlichen Strafverfahren zu 
Zuchthaus oder wegen vorsätzlicher hoch¬ 
verräterischer, staalsgefährdender oder lan¬ 
desverräterischer Handlung zu Gefängnis 
auf die Dauer von mindestes sechs Mona¬ 
ten verurteilt worden ist, mit der Rechts¬ 
kraft des Urteils. 

Entsprechendes gilt, wenn der Berechtigte auf 
Grund einer Entscheidung des Bundesverfassungs¬ 
gerichts gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes ein 
Grundrecht verwirkt hat. § 24 Abs. 2 gilt entspre¬ 
chend. 

(2) Das Waisengeld soll nach Vollendung des 
achtzehnten Lebensjahres gewährt werden für eine 
ledige Waise, 

1. die sich in der Schul- oder Berufsausbil¬ 
dung befindet, bis zur Vollendung des fünf¬ 
undzwanzigsten Lebensjahres, 


2. die infolge körperlicher oder geistiger Ge¬ 
brechen dauernd außerstande ist, sich selbst 
zu unterhalten, auch über das fünfund¬ 
zwanzigste Lebensjahr hinaus. 

(3) Hat sich eine W(itwe wieder verheiratet und 
wird die Ehe aufgelöst, so lebt der Anspruch auf 
das Witwengeld wieder auf; ein von der Witwe 
infolge Auflösung der Ehe erworbener neuer Ver¬ 
sorgungsanspruch oder Unterhaltsanspruch ist auf 
das Witwengeld anzurechnen. Der Auflösung der 
Ehe steht die Nichtigerklärung gleich. 

e) Anzeigepflidit 

§ 89 

(1) Die Beschäftigungsstelle hat der Regelungs¬ 
behörde oder der die Versorgungsbezüge zahlenden 
Kasse jede Verwendung eines Versorgungsberech¬ 
tigten unter Angabe der gewährten Bezüge, ebenso 
jede spätere Änderung oder das Aufhören der Be¬ 
züge sowie die Gewährung einer Versorgung un¬ 
verzüglich anzuzeigen. 

(2) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
einem Versorgungsberechtigten die Versorgung 
ganz oder teilweise auf Zeit odei Dauer entzogen 
werden kann, wenn er einer ihm auferlegten Ver¬ 
pflichtung, den Bezug eines Einkommens oder die 
Verheiratung anzuzeigen, schuldhaft nicht nach¬ 
kommt. 

6. Titel 

Versorgungsreditliche Sondervorschriften 

§ 90 

(1) Dem Empfänger von Hinterbliebenenversor¬ 
gung können in einem förmlichen Verfahren die 
Versorgungsbezüge auf Zeit ganz oder teilweise 
entzogen werden, wenn er sich gegen die freiheit¬ 
liche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes betätigt hat. 

(2) § 88 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 bleibt un¬ 
berührt. 

§ 91 

Wird ein Versorgungsberechtigter im öffentlichen 
Dienst verwendet, so sind seine Bezüge aus dieser 
Beschäftigung einschließlich der Kinderzuschläge 
ohne Rücksicht auf die Versorgungsbezüge zu be¬ 
messen. Das gleiche gilt für eine Versorgung auf 
Grund der Beschäftigung. 


7. Titel 

Versorgungsrechtliche Ubergangsvorschriften 
§ 92 

(1) Hat ein Beamter, der am 8. Mai 1945 im Dienst 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Reichs¬ 
gebiet stand, nach diesem Zeitpunkt aus anderen 
als beamtenrechtlidien Gründen kein Amt bekleidet, 
so ist die Zeit ruhegehaltfähig, während der er im 
öffentlichen Dienst als Angestellter oder Arbeiter 
tätig gewesen ist oder sich in Kriegsgefangenschaft 
befunden hat. Auch ohne eine solche Tätigkeit oder 
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eine Kriegsgefangonschnfl wird die Zeit, zwischen 
dem 8. Mai 1945 und dein 31. Marz 1951 für die Be¬ 
rechnung des Ruhegehaltes als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit berücksichtigt. Für die Zeit einer nach 
dem 31. März 19.51 außerhalb des öffentlichen Dien¬ 
stes ausgeübten Tätigkeit findet § 73 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar¬ 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
entsprechende Anwendung. Entsprechendes gilt für 
einen Beamten, der am 8. Mai 1945 berufsmäßig im 
Dienst der früheren Wehrmacht oder im früheren 
Reichsarbeitsdienst gestanden hat. 

(2) Die in der Zeit vom 30. .Januar 1933 bis zum 
8. Mai 1945 bei Dienststellen der früheren Geheimen 
Staatspolizei abgeleistelo Dienstzeit ist nur in 
Ausnahmefällen ruhegehaltfähig, wenn ihre An¬ 
rechnung nach dem beruflichen Werdegang, der 
Tätigkeit und der persönlichen Haltung des Beamten 
gerechtfertigt erscheint. 

§ 92a 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß einem 
durch einen während dos ersten oder zweiten Welt¬ 
krieges in Ausübung militärischen oder militärähn- 
lidien Dienstes eingetretenen Unfall verletzten 
Beamten eine erhöhte Versorgung nach den allge¬ 
meinen Vorschriften gewährt wird; eine entspre¬ 
chende Regelung kann in Abweichung von § 80 
auch für Dienstunfälle, die während des ersten oder 
zweiten Weltkrieges eingetreten sind, vorgesehen 
werden. Hierbei können abweichend von § 63 Heil¬ 
verfahren und Ausgleichsbetrag in sinngemäßer 
Anwendung der nach § 80 Abs. 1 Nr. 2 und 3 getrof¬ 
fenen Regelung vorgesehen weiden, falls Versor¬ 
gung nach dem Bundesversorgungsgesotz nicht 
zusteht, sowie Unterhaltsbeiträge an frühere Beamte 
für die Dauer einer durch den Unfall verursachten 
Erwerbsbeschränkung und an ihre Hinterbliebenen 
gewährt und der Kreis der versorgungsbercchtigten 
Hinterbliebenen anderweitig geregelt werden. Der 
Höchsthundertsatz dos Ruhegehaltes (§ 70 Abs. 1 
Satz 1) darf nicht überschritten werden. Durch Ge¬ 
setz kann außerdem bestimmt werden, daß eine 
Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 1 des Bundes- 
vorsorgungsgesetzes als Beschädigung im Sinne des 
§ 27 Abs. 1 und des § 28 Satz 2 gilt. 


§ 92 b 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß einem 
Beamten, der aus Anlaß des ersten oder zweiten 
Weltkrieges in Kriegsgefangenschaft geraten und 
infolge eines in der Kriegsgefangenschaft erlittenen 
Unfalles in den Ruhestand getreten oder verstorben 
ist, eine erhöhte Versorgung nach den allgemeinen 
Vorschriften gewährt wird; hierbei kann bestimmt 
werden, daß der Tod als infolge eines Unfalles ein- 
gelreten gilt, wenn der Beamte in der Kriegsge¬ 
fangenschaft verstorben ist. § 92 a Satz 2 bis 4 gilt 
entsprechend. 

§ 93 

Als Reichsgebiet im Sinne dieses Gesetzes gilt 
das Gebiet des Deutschen Reiches bis zum 31. De¬ 


zember 1937 in seinen jeweiligen Grenzen, nach 
diesem Zeitpunkt in den Grenzen vom 31. Dezember 


Dem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn im Reichsgebiet im Sinne dieses Ge¬ 
setzes stehen gleich 

1. für Personen deutscher Statsangehörigkeit 
oder Volkszugehörigkeit der bis zum 8. Mai 
1945 geleistete gleichartige Dienst bei einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn in den Ge¬ 
bieten, die nach dem 31. Dezember 1937 dem 
Deutschen Reiche angegliedert waren, 

2. für Volksdeutsche Vertriebene und Umsiedler 
der gleichartige Dienst bei einem öffentlich- 
rechtlichen. Dienstherrn im Herkunftsland. 


Abschnitt V 

Besondere Beamtengruppen 

1.Titel 

Beamte au! Zeit 
§ 95 

(1) Die Fälle und die Voraussetzungen der Ernen¬ 
nung von Beamten auf Zeit sind gesetzlich zu be¬ 
stimmen. Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
bei Beamten auf Zeit, bei denen die Verleihung des 
Amtes auf einer Wahl durch das Volk beruht, das 
Beamtenverhältnis anders als durch Ernennung be¬ 
gründet wird. 

(2) Für BeamLe auf Zeit gelten die Vorschriften 
für Beamte auf Lebenszeit entsprechend, soweit in 
diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Die Vor¬ 
schriften dieses Gesetzes über die Laufbahnen und 
die Probezeit finden keine Anwendung. 

(3) Durch Gesetz können für Beamte auf Zeit, die 
eine ruhegehaltfähige Dienstzeit von zehn Jahren 
zurückgelegt haben, in den Grenzen des § 70 Min¬ 
destruhegehaltsätze bestimmt werden; diese dürfen 
nach einer Amtszeit 

von zwölf Jahren fünfzig vom Hundert, 
von achtzehn Jahren zweiundsechzig vom 
Hundert und 

von vierundzwanzig Jahren fünfundsiebzig 
vom Hundert 

der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht über¬ 
steigen. 

§ 96 

(1) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß der 
Beamte auf Zeit mit Ablauf der Amtszeit in den 
Ruhestand tritt. 

(2) Tritt der Beamte mit Ablauf der Amtszeit nicht 
in den Ruhestand, so ist er mit diesem Zeitpunkt 
entlassen, sofern er nicht im Anschluß an seine 
Amtszeit erneut in dasselbe Amt für eine weitere 
Amtszeit berufen wird. 
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§ 97 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß der 
Beamte auf Zeit zu entlassen ist, wenn er einer ge¬ 
setzlichen Verpflichtung, auf Verlangen des Diertst- 
herrn das Amt nach Ablauf der Amtszeit weiter- 
zutühren, nicht nachkommt. 

$ 98 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß ein Be¬ 
amter aut 7»tf! ttnt seiner Ernennung aus einem an¬ 
deren Barnten Verhältnis zu demselben Dienstherrn 
entlassen ist. Durch Gesetz kann ferner bestimmt 
werden, daß dm einstweilige Ruhestand eines Be¬ 
amten auf Zeit endet, wenn die Amtszeit abgelaufen 
ist. 


2. Titel 

Beamte des Vollzugsdienstes 
und der Serulsfeuerwehr 

a) Polizei vollzugsbeamte 

§ 99 

(1) Auf Polizei vollzugsbeamte finden die für Be¬ 
amte allgemein geltenden Vorschriften Anwendung, 
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Welche Beamtengruppen zum Polizeivollzugs¬ 
dienst gehören, ist durch Rechtsvorschrift zu be¬ 
stimmen. 

§ 100 

Die Laufbahnen der Polizeivollzugsbeamten kön¬ 
nen abweichend von den Vorschriften der §§ 11 bis 
15 geregelt werden. 

§ 101 

(1) Der Polizeivollzugsbeamte ist dienstunfähig 
(§ 26 Abs. 1), wenn er nach amtsärztlichem Gut¬ 
achten den besonderen gesundheitlichen Anforde¬ 
rungen für den Polizeivollzugsdienst nicht mehr 
genügt und nicht zu erwarten ist, daß er seine 
volle Verwendungsfähigkeit innerhalb zweier Jahre 
wiedererlangt (Polizeidienstunfähigkeit). 

(2) Der Polizeivollzugsbeamte soll bei Polizei- 
dienstunlähigkeit, falls nicht zwingende dienstliche 
Gründe entgegenstehen, in ein Amt einer anderen 
Laufbahn vergabst werden, wenn die sonstigen Vor¬ 
aussetzungen des § 18 erfüllt sind. 

§ 102 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß der 
Polizeivollzugsbeamte ohne seine Zustimmung in 
ein anderes Amt des Polizeivollzugsdienstes, auch 
bei einem anderen Dienstherrn, versetzt werden 
kann, wenn die sonstigen Voraussetzungen des § 18 
erfüllt sind. 

§ 103 

Durch Gesetz kann dem Polizeivollzugsbeamten 
auf Lebenszeit, der wegen Erreichens der Alters¬ 
grenze zu einem früheren, als dem für Beamte all¬ 
gemein bestimmten Zeitpunkt in den Ruhestand 
tritt, abweichend von § 63 neben dem Ruhegehalt 


ein Ausgleich bis zur Höhe des Siebeneinhalbfachen 
der Dienstbezüge des letzten Monats, jedoch nicht 
über achttausend Deutsche Mark, gewährt werden. 

§ 103 a 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß sich in 
den Fällen des § 80 Abs. 2 bei der Berechnung des 
Unfallruhegehaltes eines Polizeivollzugsbeamten, mit 
einem niedrigeren Dienstgrad als dem eines Polizei- 
meisters die ruhegehaltfühigen Dienstbezüge nach 
einer anderen als der nächsthöheren Besoldungs¬ 
gruppe, höchstens jedoch nach der Besoldungsgruppe 
eines Polizeimeisters, bemessen. 

b) Sonstige Beamte des Vollzugsdienstes 
und Beamte der BerufsJeuerwehr 

§ 104 

(1) Soweit durch Gesetz für sonstige Beamte des 
Vollzugsdienstes oder für Beamte des Einsatzdien¬ 
stes der Berufsfeuerw’ehr abweichend von der für 
Beamte allgemein bestimmten Altersgrenze eine 
frühere Altersgrenze bestimmt ist, gilt § 103 ent¬ 
sprechend, 

(2) § 103 a gilt entsprechend. 


0 ’Wtel 

Hochschullehrer, wissenschaftliche Assistenten 
und Lektoren 

§ 105 

(1) Hochschullehrer im Sinne dieses Gesetzes 
sind die als Lehrer an wissenschaftlichen Hoch¬ 
schulen zu Beamten ernannten Professoren und 
Privatdozenten. Wissenschaftliche Hochschulen im 
Sinne dieses Gesetzes sind Universitäten, Tech¬ 
nische Hochschulen sowie andere Hochschulen, die 
nach Landesrecht als wissenschaftlich« Hochschulen 
anerkannt sind 

(2) Auf Hochschullehrer finden die für Beamte 
allgemein geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
Anwendung, soweit nachfolgend nichts anderes be¬ 
stimmt ist. 

§ 106 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die 
Laufbahnen, die Probezeit, die Abordnung und 
Versetzung, den einstweiligen Ruhestand und die 
Arbeitszeit sind auf Hochschullehrer nicht anzu¬ 
wenden. 

(2) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit können 
Hochschullehrer gesetzlich nur insoweit verpflichtet 
werden, als die Nebentätigkeit in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Lehr- und Forschungstätig¬ 
keit des Hochschullehrers steht. 

(3) Für Hochschullehrer ist auch die Zeit rahe¬ 
gehaltfähig, in der sie nach der Habilitation dem 
Lehrkörper einer wissenschaftlichen Hochschule an¬ 
gehört haben. 

§ 107 

Die ordentlichen und außerordentlichen Profes¬ 
soren werden zu Beamten auf Lebenszeit ernannt. 
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§ 108 

(1) Oie ordentlichen und außerordentlichen Pro¬ 
fessoren sind nach Erreichen der Altersgrenze von 
ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden (Ent¬ 
pflichtung); der Zeitpunkt der Entpflichtung ist ge¬ 
setzlich zu besliminen. § 26 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

12) Durch die; Entpflichtung wird die allgemeine 
hoam(unrechtliehe Stellung der ordentlichen und 
außerordentlichen Professoren uichl verändert. Sie 
erhalten ihre; Dienstbezüge weiter, steigen jedoch 
in den Dienstaltersslufen nicht mehr auf; Vor- 
lesungsgeldzusicherungen fallen fort und können 
nicht neu begründet werden. Für die Anwendung 
der Vor.scliri.llen der §§ 82 bis 85 und des § 89 
gelten diese Bezüge als Ruhegehalt, die Empfänger 
als Ruhestandsbeamto. 

(3) Die Bemessung des Sterbe-, Witwen- und 
Waisengeldes der Hinterbliebenen der entpflichte- 
ten Hochschullehrer ist gesetzlich zu regeln. 

§ 109 

(1) Die außerplanmäßigen Professoren, die als 
solche zu Beamten auf Widerruf ernannt sind und 
in ihrer Eigenschaft als Privatdozenten Dienstbezüge 
erhalten, können, sofern sie nicht nach § 23 Abs. 1 
zu entlassen sind, nur entlassen werden, 

1. wenn sie eine Handlung begehen, die bei 
einem Beamten auf Lebenszeit eine Diszi¬ 
plinarstrafe zur Folge hätte, die nur im 
förmlichen Disziplinarverfahren verhängt 
werden kann, oder 

2. wenn die Voraussetzungen des § 19 Satz 1 
vorliegeri und eine andere Verwendung 
nicht möglich ist oder 

3. wenn ihr wirtschaftliches Auskommen 
durch eine andere Berufstätigkeit voraus¬ 
sichtlich dauernd gesichert ist oder 

4. wenn die Lehrbefugnis aus anderen Grün¬ 
den als infolge Dienstunfähigkeit endet. 

Eine Entlassung nach Nummer 4 ist ausgeschlossen, 
wenn seit der Ernennung zum außerplanmäßigen 
Professor zehn Jahre verstrichen sind; die allgemei¬ 
nen Bestimmungen über die Abordnung und die 
Versetzung sind in diesem Falle anwendbar. Bei 
der Entlassung nach den Nummern 2 bis 4 gilt § 23 
Abs. 4 entsprechend. 

(2) Auf außerplanmäßige Professoren im Sinne 
des Absatzes 1 finden die für Beamte auf Lebenszeit 
geltenden Vorschriften über den Eintritt in den 
Ruhestand und die Hinterbliebenenversorgung ent¬ 
sprechende Anwendung. 

§ 110 

Auf Privatdozenten, die als solche zu Beamten auf 
Widerruf ernannt sind und in ihrer Eigenschaft als 
Privatdozenten Dienstbezüge erhalten, finden die 
für Beamte auf Probe geltenden Vorschriften über 
den Eintritt in den Ruhestand und die Hinterbliebe- 
nenversorgung entsprechende Anwendung. Durch 
Gesetz kann bestimmt werden, daß sie auch nach 
Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand ver¬ 
setzt werden können. 


§ 111 

Auf die wissenschaftlichen Assistenten und die 
Lektoren, die als solche zu Beamten auf Widerruf 
ernannt sind, finden die für Beamte auf Widerruf 
allgemein geltenden Vorschriften dieses Gesetzes 
mit Ausnahme der Vorschriften über die Laufbahnen 
Anwendung, soweit in § 112 nichts anderes be¬ 
stimmt ist. 

§ 112 

(1) Auf die zu Beamten auf Widerruf ernannten 
wissenschaftlichen Assistenten, die Privatdozenten 
sind, Oberassistenten, Oberärzte, Oberingenieure 
und Lektoren findet § 110 oder, wenn sie außerplan¬ 
mäßige Professoren sind, § 109 Abs. 2 Anwendung. 

(2) Auf die übrigen wissenschaftlichen Assisten¬ 
ten, die zu Beamten auf Widerruf ernannt sind, fin¬ 
det § 27 Abs. 1 entsprechende Anwendung. 

§ 113 

Unberührt bleibt die Ernennung der außerplan¬ 
mäßigen Professoren, Privatdozenten und wissen¬ 
schaftlichen Assistenten, die als solche zu Beamten 
auf Widerruf ernannt sind, zu Beamten auf Lebens¬ 
zeit unter Übertragung eines anderen Amtes. 

§ 114 

(1) Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß die 
Vorschriften dieses Gesetzes über die Laufbahnen 
die Probezeit, die Abordnung, die Versetzung und 
die Arbeitszeit auch auf Lehrer an anderen als wis¬ 
senschaftlichen Hochschulen ganz oder teilweise 
keine Anwendung finden. 

(2) Für Dozenten an diesen Hochschulen, die als 
solche zu Beamten auf Widerruf ernannt sind, kann 
gesetzlich eine dem §110 Satz 1 entsprechende 
Regelung getroffen werden. 

(3) Für Assistenten an diesen Hochschulen, die als 
solche zu Beamten auf Widerruf ernannt sind, kann 
gesetzlich eine dem § 111 und dem § 112 Abs. 2 ent¬ 
sprechende Regelung getroffen werden. 

(4) Die Hochschulen im Sinne des Absatzes 1 be¬ 
stimmt das Landesrecht. 

4. Titel 

Ehrenbeamte 

§ 115 

(1) Die Rechtsverhältnisse der Ehrenbeamten kön¬ 
nen durch Gesetz abweichend von den für Beamte 
allgemein geltenden Vorschriften dieses Kapitels 
geregelt werden, soweit es die besondere Rechts¬ 
stellung der Ehrenbeamten erfordert. 

(2) Ehrenbeamte dürfen keine Dienstbezüge und 
keine Versorgung erhalten. Erleidet der Ehren¬ 
beamte einen Dienstunfall, so hat er Anspruch auf 
ein Heilverfahren; außerdem kann ihm und seinen 
Hinterbliebenen ein nach billigem Ermessen festzu¬ 
setzender Unterhaltsbeitrag bewilligt werden. 

(3) Ein Ehrenbeamtenverhältnis kann nicht in ein 
Beamtenverhältnis anderer Art, ein solches Beam¬ 
tenverhältnis nicht in ein Ehrenbeamtenverhältnis 
umgewandelt werden. 
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Abschnitt VI 
Sonstige Vorschriften 

§ 116 

Durch Gesotz kann bestimmt werden, daß mit der 
Berufung in das Beamtenverhältnis ein privatrecht¬ 
liches Arbeitsverhältnis zum Dienstherrn erlischt. 

§ 117 

Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein 
Amt verwendet wird, das eine bestimmte Befähi¬ 
gung voraussetzt und einen bestimmten Aufgaben¬ 
kreis umfaßt, darf nur einem Beamten verliehen 
werden, der ein solches Amt bekleidet. 

§ 118 

Für das Land Berlin gelten folgende besonderen 
Vorschriften: 

1. Durch Gesetz kann Polizeivollzugsbeamten auf 
Lebenszeit bei ihrer Entlassung eine Abfindung 
gewährt werden. 

2. Unberührt bleiben die Regelungen in § 67 
Abs. 1 Nr. 3 und in § 147 Abs.'l Nr. 2 und 
Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes in der Fas¬ 
sung vom 10. Dezember 1954 (Gesetz- und Ver¬ 
ordnungsblatt für Berlin S. 747). 

§ 119 

Gesetze und Verwallungsvereinbarungen über die 
Anwendung der Ruhensvorschriften bei Verwen¬ 
dung im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesell¬ 
schaften und ihrer Verbände werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. 

§ 120 

Die Rechtsverhältnisse der Ruheslandsbeamten, 
Witwen, Waisen und sonstigen Versorgungsemp¬ 
fänger, bei denen der Versorgungsfall bis zu der 
auf Grund des Kapitels I dieses Gesetzes ergehen¬ 
den landesrechtlichen Regelung eingetreten ist, 
regeln die Länder mit der Maßgabe, daß der Ruhe¬ 
gehaltsatz von fünfundsiebzig vom Hundert der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht überschritten 
werden darf. 


KAPITEL II 

Vorschriften, die einheitlich 
und unmittelbar gelten 

Abschnitt I 
Allgemeines 
§ 121 

Das Recht, Beamte zu haben, besitzen außer dem 
Bund 

1. die Länder, die Gemeinden und die Gemeinde¬ 
verbände, 

2. sonstige Körperschaften, Anstalten und Stif¬ 
tungen des öffentlichen Rechts, die dieses 
Recht im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes besitzen oder denen es nach diesem 
Zeitpunkt durch Gesetz, Rechtsverordnung oder 
Satzung verliehen wird; derartige Satzungen 
bedürfen der Genehmigung durch eine gesetz¬ 
lich hierzu ermächtigte Steile. 


§ 122 

(1) Die Zulassung zum Vorbereitungsdienst einer 
Laufbahn darf nicht deshalb abgelehnt werden, weil 
der Bewerber die für seine Laufbahn vorgeschrie¬ 
bene Vorbildung (§ 13) im Bereich eines anderen 
Dienstherrn erworben hat. 

(2) Wer unter den Voraussetzungen des § 13 und 
des § 14 Abs. 1 und 2 die Befähigung für eine Lauf¬ 
bahn erworben hat, besitzt, die Befähigung für ent¬ 
sprechende Laufbahnen bei allen Dienstherren im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

§ 123 

(1) Der Beamte kann nach Maßgabe der §§ 17 und 
18 auch über den Bereich des Bundes oder eines 
Landes hinaus zu einem anderen Dienstherrn im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes abgeordnet oder 
versetzt werden. 

(2) Die Abordnung oder Versetzung wird von 
dem abgebenden im Einverständnis mit dem auf¬ 
nehmenden Dienstherrn verfügt; das Einverständnis 
ist schriftlich zu erklären. In der Verfügung ist zum 
Ausdruck zu bringen, daß das Einverständnis vor¬ 
liegt. 

§ 124 

Die Vorschriften des § 39, des § 49 Satz 2, des § 81, 
des § 89 Abs. 1 und des § 91 finden auch insoweit 
Anwendung, als ihre Voraussetzungen über den 
Bereich des Bundes oder eines Landes hinaus ge¬ 
geben sind. Im Falle des § 49 Satz 2 wird das Amt, 
aus dem de. Beamte Dienst- oder Amtsbezüge er¬ 
hält, gemeinsam von den Dienstherren bestimmt, 
bei denen er ein Amt bekleidet. Im Falle des § 81 
Abs. 1 Satz 2 ist das Recht des anderen Dienstherrn 
anzuwenden. 

1 § 125 

(1) Der Beamte ist entlassen, wenn er zum Berufs¬ 
soldaten oder Soldaten auf Zeit ernannt wird. Der 
Berufssoldat oder der Soldat auf Zeit ist entlassen, 
wenn er zum Beamten ernannt wird. Die Entlassung 
gilt als Entlassung auf eigenen Antrag. 

(2) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht, wenn ein Soldat 
auf Zeit zum Beamten auf Widerruf im Vorberei¬ 
tungsdienst ernannt wird. In diesem Fall gelten § 49 
Satz 2 und § 124 sinngemäß. 

Abschnitt II 

Rechtsweg 

§ 126 

(1) Für alle Klagen der Beamten, Ruhestands¬ 
beamten, früheren Beamten und der Hinterbliebe¬ 
nen aus dem Beamtenverhältnis ist der Verwal¬ 
tungsrechtsweg gegeben. 

(2) Für Klagen des Dienstherrn gilt das gleiche. 

(3) Für, Klagen nach Absatz 1, einschließlich der 
Leistungs- und Feststellungsklagen, gelten die Vor¬ 
schriften des 8. Abschnitts der Verwaltungsgerichts¬ 
ordnung mit folgenden Maßgaben; 

1. Eines Vorverfahrens bedarf es auch dann, 
wenn der Verwaltüngsakt von der ober¬ 
sten Dienstbehörde erlassen worden ist. 
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2. Den Widerspi uchsbeschoid erläßt die oberste 
Dienslbeliüide. Sie kann die Entscheidung 
für Fälle, in denen sie den Verwallungsakt 
nicht selbst erlassen hat, durch allgemeine 
Anordnung uul anrleie Behörden über¬ 
tragen j die Anordnung ist zu veröffent¬ 
lichen. 

§ 127 

fl) Die. Revision gegen das Urteil eines Oberver- 
wüli ungsgei ichls über eine Klage, aus dem Beamt.cn- 
veihältnis ist stets zuzulassen. 

(2) Die Revision kann nur darauf gestützt wer¬ 
den, daß das Urteil auf der Nichtanwendung oder 
unrichtigen Anwendung einer Rechtsnorm beruht. 

Abschnitt III 

Rechtsstellung der Beamten und 

Versorgungsempfänger bei der Umbildung 
von Körperschaften 

§ 128 

(!) Die Beamten einer Körperschaft, die vollstän¬ 
dig in eine andere Körperschaft eingegliedcrt wird, 
treten mit der Umbildung kraft Gesetzes in den 
Dienst der aufnehmenden Körperschaft über. 

(2) Die Beamten einer Körperschaft, die vollstän¬ 
dig in mehrere andere Körperschaften eingegliedert 
wird, sind anteilig in dem Dienst der aufnehmenden 
Körperschaften zu übernehmen. Die beteiligten 
Körperschaften haben inneitndb einer Frist von 
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem die 
Umbildung vollzogen ist, im Einvernehmen mitein¬ 
ander zu bestimmen, von welchen Körperschaften 
die einzelnen Beamten zu übernehmen sind. So¬ 
lange ein Beamter nicht übernommen ist, haften 
alle ardnehmenden Körperschaften für die ihm zu- 
stehenden Bezüge als Gesamtschuldner. 

(3) Die Beamten einer Körperschaft, die teilweise 
in eine oder mehrere andere Körperschaften ein- 
gegliodert wird, sind zu hinein verhältnismäßigen 
Ted, bei mehreren Körperschaften anteilig, in den 
Dienst der aufnehraonden Körperschaften zu über¬ 
nehmen. Absatz 2 Salz 2 iiudet Anwendung. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn 
eine Körperschaft mil einer oder mehreren anderen 
Körperschaften zu einer neuen Körperschaft zusum- 
mengeschlosson wird, wenn aus einer Körperschaft 
oder aus Teilen einer Körperschaft eine oder meh¬ 
rere neue Körperschaften gebildet werden, oder 
wenn Aufgaben einer Körperschaft vollständig oder 
teilweise auf eine oder mehrere andere Körper- 

§ 129 

(1) Tritt ein Beamter auf Grund des § 128 Abs. 1 
kraft Gesetzes in den Dienst einer arideren Körper¬ 
schaft über oder wi rd er auf Grund des § 128 Abs. 2 
oder 3 von einer anderen Körperschaft übernom¬ 
men, so gilt § 18 Abs. 2 Satz 2 entsprechend. 

(2) Im Falle des § 128 Abs. 1 ist dem Beamten 
von der aufnehmenden oder neuen Körperschaft die 
Fortsetzung des BeamLenverhältnisses schriftlich zu 
bestätigen. 


(3) In den Fällen des § 128 Abs. 2 und 3 wird die 
Übernahme von der Körperschaft verfügt, in deren 
Dienst der Beamte treten soll; die Verfügung wird 
mit der Zustellung an den Beamten wirksam. Der 
Beamte ist verpflichtet, der Übernahmeverfügung 
Folge zu leisten; kommt er der Verpflichtung nicht 
nach, so ist er zu entlassen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gellen entsprechend in 
den Fällen des § 128 Abs. 4. 

§ 130 

(1) Dem nach § 128 in den Dienst einer anderen 
Körperschaft kraft Gesetzes übergetretenen oder 
von ihr übernommenen Beamten soll ein seinem 
bisherigen Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne 
Rücksicht auf Dienststellung und Dienstalter gleich¬ 
zubewertendes Amt übertragen werden. Wenn eine 
dem bisherigen Amt entsprechende Verwendung 
nicht möglich ist, finden § 19 Satz 1, § 23 Abs. 2 
Nr. 3 und § 109 Abs. 1 Nr. 2 entsprechende Anwen¬ 
dung. Bei Verwendung in einem Amt mit geringe¬ 
rem Diensteinkommen erhält der Beamte mindestens 
das Diensteinkommen aus dem seinem bisherigen 
Amt gleichzubewertenden Amt nach den Besol¬ 
dungsvorschriften des neuen Dienstherrn und steigt 
in den Dienstaltersstufen seiner neuen Besoldungs¬ 
gruppe auf. Bei Anwendung des § 19 darf der Be¬ 
amte neben der neuen Amtsbezeichnung die des 
früheren Amtes mit dem Zusatz „außer Dienst 
(a.D.)" führen. 

(2) Die aufnehmende oder neue Körperschaft 
kann, wenn die Zahl der bei ihr nach der Umbil¬ 
dung vorhandenen Beamten den tatsächlichen Be¬ 
darf übersteigt, innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten die entbehrlichen Beamten auf Lebenszeit 
oder auf Zeit, deren Aufgabengebiet von der Um¬ 
bildung berührt wurde, in den einstweiligen Ruhe¬ 
stand versetzen; für die Bemessung des Ruhegehal¬ 
tes gelten § 70 und § 95 Abs. 3. Die Frist des 
Satzes 1 beginnt im Falle des § 128 Abs. 1 mit dem 
Übertritt, in den Fällen des § 128 Abs. 2 und 3 mit 
der Bestimmung derjenigen Beamten, zu deren 
Übernahme die Körperschaft verpflichtet ist; Ent¬ 
sprechendes gilt in den Fällen des § 128 Abs. 4. § 20 
Satz 3 findet Anwendung. Bei Beamten auf Zeit, die 
nach Satz 1 in den einstweiligen Ruhestand versetzt 
sind, endet der einstweilige Ruhestand mit Ablauf 
der Amtszeit; sie gelten in diesem Zeitpunkt als 
dauernd in den Ruhestand versetzt, wenn sie bei 
Verbleiben im Amt mit Ablauf der Amtszeit in den 
Ruhestand getreten wären. 

§ 131 

Ist innerhalb absehbarer Zeit mit einer Umbil¬ 
dung im Sinne des § 128 zu rechnen, so können die 
obersten Aufsichtsbehörden der beteiligten Körper¬ 
schaften anordnen, daß Beamte, deren Aufgaben¬ 
gebiet von der Umbildung voraussichtlich berührt 
wird, nur mit ihrer Genehmigung ernannt werden 
dürfen. Die Anordnung darf höchstens für die Dauer 
eines Jahres ergehen. Sie ist den beteiligten Körper¬ 
schaften zuzustellen. Die Genehmigung soll nur 
versagt werden, wenn durch derartige Ernennungen 
die Durchführung der nach den §§ 128 bis 130 erfor¬ 
derlichen Maßnahmen wesentlich erschwert würde. 
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§ 132 

(1) Die Vorschriften dos § 128 Abs. 1 und 2 und 
des § 129 gelten entsprechend für die im Zeitpunkt 
der Umbildung bei der abgebonden Körperschaft 
vorhandenen V< : rsorgungsenipfäncjer. 

(2) In den Isillen des § 128 Abs. 3 bleiben die 
Ansprüche der im Zeitpunkt der Umbildung vor¬ 
handenen V e rsorgimysemp länger gegenüber der 
abgebonden Köi perscbtil! bestehen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend in 
den Fällen des § 128 Abs. 4. 

§ 133 

Als Körperschaft im Sinne der Vorschriften dieses 
Abschnittes gelten alle juristischen Personen des 
öilentlidien Rechts mit Diensthorrnfähigkeit (§ 121). 


KAPITEL III 

Allgemeine Schlußvorscfo ritten 

§ 134 

(1) Für Richler gelten bis zum Inkrafttreten eines 
Richtergesetzes des Bundes die Vorschriften dieses 
Gesetzes entsprechend; die Vorschriften des Ge- 
richtsverfassungsredits sowie besondere gesetz¬ 
liche Vorschriften über die Rechtsverhältnisse der 
Richter, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes gellen, bleiben unberührt. 

(2) Durch Gesetz ist den Mitgliedern der obersten 
Rechnungsprüfungsbehörden der Länder die gleiche 
Unabhängigkeit zu gewährleisten, wie sie die Mit¬ 
glieder des Bundesrochnungshofcs besitzen,- sie 
müssen Beamte auf Lebenszeit sein. 


§ 135 

Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-recht¬ 
lichen Religionsgesellschaflen und ihre Verbände. 
Diesen bleibt es überlassen, die Rechtsverhältnisse 
ihrer Beamten und Seelsorger diesem Gesetz ent¬ 
sprechend zu regeln und die Vorschriften des 
Kapitels II Abschnitt. II für anwendbar zu erklären, 


§ 136 

(weggefallen) 

§ 137 >) 

Das Verfahren vor Erhebung der Klage, der 
Rechtsweg und das gerichtliche Verfahren richten 
sich nach den Vorschriften des bisherigen Rechts, 
wenn der Lauf einer Frist für die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs oder für die Erhebung der Klage vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen hat. 
War in diesem Zeilpunkt nach den Vorschriften des 
bisherigen Rechts eine Frist abgelaufen, so hat es 
dabei sein Bewenden. 

§ 138 

Im Falle des § 130 Abs. 2 Satz 1 tritt in den 
Ländern, in denen der einstweilige Ruhestand noch 
nicht eingeführt ist, bis zu dem Zeitpunkt, in dem 
das Landesrecht mit den Vorschriften dieses Ge¬ 
setzes in Übereinstimmung gebracht worden ist, 
an die Stelle des einstweiligen Ruhestandes der 
Wartestand des bisherigen Rechts, 

§§ 139 und 140 2 ) 

§ 141 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleilungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, 

§ 142 3 ) 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. September 1957 in 
Kraft. 

(2) Soweit Rechtsvorschriften den Vorschriften 
des Kapitels II dieses Gesetzes entsprechen oder 
widersprechen, treten sie mit dem Inkrafttreten die¬ 
ses Gesetzes außer Kraft. 


1) Die Übergangs™ gclung des § 137 bezieht sich auf den Zeilpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom 

2) Nicht ab ge druckt. Durch §§ 139 und 140 sind andere Gesetze ge¬ 
ändert worden. 

8) Die Vorschrift, betrifft das Inkrafttreten dos Gesetzes in der ur¬ 
sprünglichen Fassung vom 1. Juli 1957. Der Zeitpunkt des In¬ 
krafttretens der späteren Änderungen ergibt sich aus den in der 
voran gestellten Bekanntmachung näher bezeichneten Vorschriften. 
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Bekanntmachung 

über die Haftung der Bundesrepublik Deutschland für ihre Beamten 
gegenüber den Angehörigen der Französischen Republik 

Vom 28. September 1961 

Auf Grund des § 7 des Gesetzes über die Haftung 
des Reichs für seine Beamten vom 22. Mai 1910 
(Reichsgeselzbl. S. 798) wird bekanntgemacht, daß 
durch die Gesetzgebung der Französischen Republik 
die Gegenseitigkeit verbürgt ist. 

Bonn, den 28. September 1961 

Der Bundesminister der Justiz 
Schaffer 



1850 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1961, Teil I 


Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf f olgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 


Bezeichnung der Verordnung 

Verkündet im 
Bundesanzeiger 

Nr. vom 

Tag des 
Inkraft¬ 
tretens 

Verordnung über die Wahl, Amtszeit und Geschäftsführung 
des Obmannes der Soldaten in den Auslandsdicnststellen der 
Bundeswehr, die nicht Einheiten, Verbände oder Schulen sind 

Vom 25. September 1961 

189 

30. 9. 61 

1. 10.61 

Verordnung über die Wahl, Amtszeit und Geschäftsführung 
des Obmannes der Beamten, Angestellten und Arbeiter in den 
Dienststellen, Einheiten, Verbänden und Schulen der Bundes¬ 
wehr im Ausland 

Vom 25. September 1961 

189 

30.9.61 

1. 10.61 
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